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Geſeße. 


Geſetz, betreffend die Errichtung einer Gentral- 
anſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen 
Perſonalkredites. Vom 31. Juli 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ꝛc. verordnen, unter Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

81. 

Zur Förderung des Perſonalkredites (§. 2), 
insbeſondere des genoſſenſchaftlichen Perſonal— 
kredites, wird unter dem Namen 

„Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe“ 
eine Anſtalt mit dem Sitze in Berlin errichtet. 

Die Anſtalt beſitzt die Eigenſchaft einer 
juriſtiſchen Perſon, fie ſteht unter Aufſicht und 
Leitung des Staates. 


82. 
Die Anſtalt iſt befugt, folgende Geſchäfte 
zu betreiben: 
1) zinsbare Darlehne zu gewähren an 

a) ſolche Vereinigungen und Verbands— 
kaſſen eingetragener Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (Reichs— 
geſetz vom 1. Mai 1889 — Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 55 —), welche unter 
ihrem Namen vor Gericht klagen 
und verklagt werden können, 

b) die für die Förderung des Perſonal— 
kredites beſtimmten landſchaftlichen 
(ritterſchaftlichen) Darlehnskaſſen, 

c) die von den Provinzen (Landes— 
kommunalverbänden) errichteten gleich— 
artigen Inſtitute; 

2) von den unter 1 gedachten Vereinigungen 

u. ſ. w. Gelder verzinslich anzunehmen. 

Zur Erfüllung dieſer Aufgaben (1 und 2) 
iſt die Anſtalt außerdem befugt: 
3) ſonſtige Gelder im Depoſiten- und Check⸗ 
verkehr anzunehmen; 
4) Spareinlagen anzunehmen; 
5) Kaſſenbeſtände im Wechſel-, Lombard- 
und Effektengeſchäft nutzbar zu machen; 
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6) Wechſel zu verkaufen und zu acceptiren; 

7) Darlehne aufzunehmen; 

8) für Rechnung der unter 1 bezeichneten 
Vereinigungen u ſ. w. und der zu den— 
ſelben gehörigen Genoſſenſchaften ſowie 
derjenigen Perſonen, von denen ſie Gelder 
im Depofiten- und Checkverkehr oder 
Spareinlagen oder Darlehne erhalten 
hat, Effekten zu kaufen und zu verkaufen. 

Der Geſchäftskreis der Anſtalt kann durch 

Königliche Verordnung über die in 1 genannten 
Vereinigungen hinaus durch die Hereinbeziehung 
beſtimmter Arten von öffentlichen Sparkaſſen 
erweitert werden. 


§ 3. 

Der Staat gewährt der Anſtalt für die Dauer 
ihres Beſtehens als Grundkapital eine Einlage 
von 5 Millionen Mark in dreiprozentigen Schuld— 
verſchreibungen nach dem Nennwerthe. 


8 4. 

Der Finanzminiſter wird zur Ausgabe der 
Schuldverſchreibungen ($ 3) ermächtigt. Er 
beſtimmt, zu welchen Beträgen und zu welchen 
Bedingungen der Kündigung die Schuldver— 
ſchreibungen verausgabt werden ſollen. 
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Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung 
und Tilgung der Anleihe und wegen Verjährung 
der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 
19. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) 
zur Anwendung. 

8 5. 

Es bleibt den im $2 gedachten Vereinigungen 
u. ſ. w. vorbehalten, ſich gleichfalls an der An— 
ſtalt mit Vermögenseinlagen nach näherer Be— 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde zu betheiligen. 

§ 6. 

Von dem beim Jahresabſchluſſe ſich ergeben- 
den Reingewinne der Anſtalt wird: 

1) zunächſt die eine Hälfte zur Bildung eines 
Reſervefonds, die andere Hälfte zur Ver— 
zinſung der Einlagen ($$ 3 und 5) bis 
zu 3 vom Hundert verwendet, ein 
etwaiger Ueberreſt aber ebenfalls dem 
Reſervefonds zugeführt; 

2) ſobald der Reſervefonds ein Viertel der 
Einlagen beträgt, eine Verzinſung der 
Einlagen bis zu 4 vom Hundert gewährt 
und der Reſt dem Reſervefonds zu— 
geführt. 

8 7 


Die Aufſichtsbehörde erläßt die Geſchäfts— 
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anweiſungen für das Direktorium ($ 8), ſowie 
die Dienſtinſtruktionen für die Beamten der 
Anſtalt und verfügt die erforderlichen Ab— 
änderungen. 

§ 8. 

Die Anſtalt wird durch ein Direktorium 
verwaltet, ſowie nach außen vertreten. 

Das Direktorium beſteht aus einem Direktor 
und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern 
und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit, 
hat jedoch bei ſeiner Verwaltung überall den 
Vorſchriften und Weiſungen der Aufſichtsbehörde 
Folge zu leiſten. 

Der Direktor und die Mitglieder des Direk— 
toriums werden auf den Vorſchlag des Staats» 
miniſteriums vom Könige auf Lebenszeit ernannt, 
im Falle kommiſſariſcher Beſchäftigung durch die 


Aufſichtsbehörde berufen. 


rg 

Die Beamten der Anſtalt haben die Rechte 
und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten. 

Ihre Beſoldungen, Penſionen und ſonſtigen 
Dienſtbezüge, ſowie die Penſionen und Unter— 
ſtützungen für ihre Hinterbliebenen trägt die 
Anſtalt, der auch die Beſtreitung der ſächlichen 
Verwaltungsausgaben obliegt. 
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Der Etat der perjönlichen und fächlichen 
Verwaltungsausgaben iſt vom 1. April 1896 
ab alljährlich dem Landtage zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Ss 10. 

Die Rechnungen der Anſtalt unterliegen der 
Reviſion durch die Ober-Rechnungskammer. 

Die Form, in welcher die Rechnungslegung 
zu erfolgen hat, wird durch die Aufſichtsbehörde 
beſtimmt. Die hierüber ergehenden Beſtimmungen 
ſind der Ober-Rechnungskammer mitzutheilen. 


§ 11. 

Die Anſtalt wird in allen Fällen, und zwar 
auch, wo die Geſetze eine Spezialvollmacht er— 
fordern, durch die Unterſchrift des Direktoriums 
verpflichtet, ſofern dieſe Unterſchrift von zwei 
Mitgliedern des Direktoriums oder den als 
Stellvertreter der letzteren bezeichneten Beamten 
vollzogen iſt. | 

8 12. 

Zur beiräthlichen Mitwirkung bei den Ge— 
ſchäften der Anſtalt wird ein Ausſchuß aus 
ſachverſtändigen Perſonen gebildet. Dabei ſind 
die Vereinigungen u. ſ. w. (§ 2), welche mit 
der Anſtalt in regelmäßigem Geſchäftsverkehr 
ſtehen oder ſich an derſelben mit Einlagen 
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betheiligen ($ 5), thunlichſt zu berückſichtigen. 

Der Ausſchuß verſammelt ſich unter Vorſitz 
des Direktors der Anſtalt wenigſtens einmal 
jährlich, kann von demſelben aber auch ſonſt 
nach Bedarf berufen werden. 


§ 13. 

Dem Ausſchuß iſt Kenntniß von dem ge— 
ſammten Stand der Geſchäfte zu geben, er iſt 
berechtigt, ſeinerſeits Vorſchläge über die etwa 
gebotenen Maßregeln zu machen. 

Insbeſondere iſt der Ausſchuß gutachtlich 
zu hören über: 

1) die Grundſätze für die Kreditgewährung, 
namentlich die Höhe des Zinsfußes, die 
Friſten und die Sicherheitsleiſtung; 

2) die Grundſätze für die Annahme von 
Spareinlagen; 

3) die Bilanz und die Gewinnberechnung, 
welche nach Ablauf des Geſchäftsjahres 
vom Direktorium aufgeſtellt und mit 
deſſen Gutachten der Aufſichtsbehörde zur 
endgültigen Feſtſetzung überreicht wird. 

Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſt— 
inſtruktionen ſind dem Ausſchuſſe alsbald nach 
ihrem Erlaſſe ($ 7) zur Kenntnißnahme mit⸗ 
zutheilen. 
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§ 14. 

Die näheren Beſtimmungen über die Zu— 
ſammenſetzung und den Geſchäftskreis des Aus— 
ſchuſſes erfolgen im Wege Königlicher Ver⸗ 
ordnung. 

§ 15. 

Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes 
iſt der Finanzminiſter, welcher auch die zur 
Ausführung des Geſetzes erforderlichen An— 
ordnungen zu treffen hat. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen In— 
ſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 31. Juli 1895. 


(L. S Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. 
Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 


Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 31. Juli 

1895, betreffend die Errichtung einer Central⸗ 

anſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen 

Perſonalkredites (Geſetz-Samml. S. 310, 1895). 
Vom 8. Juni 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ꝛc. verordnen, unter Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: | 

| 81. 

Die der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe für die Dauer ihres Beſtehens vom 
Staat als Grundkapital gewährte Einlage 
(S 3 Geſetz vom 31. Juli 1895) wird auf 
20 Millionen Mark erhöht. 

Das Erhöhungskapital iſt in baar oder in 
Schuldverſchreibungen zum Kurswerth zu über— 
weiſen. 


8.2 
Der S 6 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 
erhält unter 1 folgende Faſſung: 
1) zunächſt ¼ zur Bildung eines Reſerve— 
fonds, / zur Verzinſung der Einlagen 


(SS 3 und 5) bis zu drei vom Hundert 


verwendet, ein etwaiger Ueberreſt aber _ 


ebenfalls dem Reſervefonds zugeführt. 
83. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur 
Bereitſtellung des Erhöhungskapitales (§ 1) 
Schuldverſchreibnngen auszugeben. Er be— 
ſtimmt, wann, durch welche Stelle und in 
welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung und 
zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen 
verausgabt werden ſollen. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung 
und Tilgung der Anleihe und wegen Ver— 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Ge— 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. 
S. 1197) zur Anwendung. 


84. 

Der Erlaß der zur Ausführung des S 9 
Abſatz 1 des Geſetzes vom 31. Juli 1895, ins⸗ 
beſondere der zur Uebertragung der geſetzlichen 
Vorſchriften über die Kautionen, das Penſions— 
weſen und die Fürſorge für die Hinterbliebenen 
der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der 
Disziplinargeſetze für die nicht richterlichen 
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Beamten auf die Beamten der Preußiſchen 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe erforderlichen Be— 
ſtimmungen erfolgt im Wege Königlicher Ver— 
ordnung. 
| § 5. 

Der Finanzminiſter wird mit der Aus— 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen In— 
ſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. 

v. Berlepſch. Miquel. Boſſe. Bronſart 

v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. 

Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. 
v. d. Recke. : 


Be . 2,2 


Geſetz wegen Erhöhung des Grundkapitales der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe. Vom 
20. April 1898. 


Pir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ec. verordnen, unter Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8 

Die der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe für die Dauer ihres Beſtehens vom 
Staat als Grundkapital gewährte Einlage wird 
auf 50 Millionen Mark erhöht. 

Das Erhöhungskapital von 30 Millionen 
Mark iſt baar oder in Schuldverſchreibungen 
zum Kurswerth zu überweiſen. 

Die Ueberweiſung erfolgt in Höhe von 
20 Millionen alsbald; für den Reſtbetrag von 
10 Millionen Mark beſtimmt der Finanzminiſter 
den Zeitpunkt der Ueberweiſung. 

9 2 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur 
Bereitſtellung des Erhöhungskapitales Schuld- 
verſchreibungen auszugeben. Er beſtimmt, 
wann, durch welche Stelle und in welchen 
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Beträgen, zu welchem Zinsfuß, zu welchen 
Bedingungen der Kündigung und zu welchen 
Kurſen die Schuldverſchreibungen verausgabt 
werden ſollen. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung 
und Tilgung der Anleihe und wegen Ver— 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Ge— 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. 
S. 1197) und des Geſetzes vom 8. März 1897 
(Geſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird 
der Finanzminiſter beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen In— 
ſiegel. 


Gegeben Homburg v. d. H., den 20. April 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 
Gr. v. Poſadowsky. v. Bülow. Tirpitz, 
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Beſtimmungen 
über den 
Geſchüftsverkehr mit Vereinigungen und Verbands- 
Injien eingetragener Erwerbs. und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. 


(Geſetz vom 31. Juli 1895, §S 2 Nr. 1a und 2, 
Geſ.⸗S. 1895 S. 310.) 


81. 

Vom 1. April 1898 ab treten für den Ver— 
kehr mit den Verbandskaſſen (§ 2 Nr. lau. 2 
des Geſetzes vom 31. Juli 1895) folgende Be— 
ſtimmungen in Kraft, welche im Weſentlichen 
die Beſtimmungen vom Dezember 1895, nebſt 
den ſeitdem mitgetheilten Nachträgen zuſammen— 
faſſen und diejenigen Abänderungen enthalten, 
welche ſich in dem Geſchäftsverkehr mit den 
Verbandskaſſen als unbedingt nothwendig her— 
ausgeſtellt haben. Durch die gegenwärtigen 
Beſtimmungen werden daher alle früheren auf— 
gehoben, auch etwa zur Zeit noch beſtehende 
beſondere Abmachungen. 
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A. Streöitwelen. 
Allgemeines. 
Sr 
Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
eröffnet auf ſchriftlichen Antrag Vereinigungen 
und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs— 
und Wirthſchafts-Genoſſenſchaften ein Konto 
unter Kreditgewährung nach folgenden Grund— 
ſätzen: 
1. Unterlagen für den Kredit. 
83. 

Für genoſſenſchaftlich organiſirte Verbands— 
kaſſen dienen als Unterlagen des Kredits zu— 
nächſt die bei ihnen übernommenen, gerichtlich 
eingetragenen, von der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe als vertretbar anerkannten 
Haftſummen; als Ergänzung kommen Spezial— 
ſicherheiten (Depot-Wechſel, Bürgſchaftsſcheine, 
Effekten) in Betracht. 

8 4. 
Dem Antrage auf Eröffnung oder Erhöhung 
des Kredits ſind folgende Nachweiſe beizulegen: 

1. eine Lifte der der Verbandskaſſe als Mit⸗ 

glieder angehörigen Genoſſenſchaften und 


— 


Einzelgenoſſen, nebſt der gerichtlichen Be— 
ſcheinigung über die erfolgte Eintragung 
und die Anzahl der von jedem Genoſſen 
übernommenen Geſchäftsantheile, 

2. ein ausgefüllter „Nachweis“ zur Felt 
ſtellung der Kreditfähigkeit nach beiliegendem 
Muſter A, in welchem die Genoſſenſchaften 


N in der Reihenfolge der Regiſternummern 
Sy einzutragen find, 
3. die von den Mitgliedern ausgefüllten 
\ Fragebogen nach Muſter B und C. 
8 5 
RS § 5. 


Für die Fälle, bei denen es ſich um die 
Summe der Vermögen der Mitglieder (un- 
beſchränkte Haftpflicht) handelt, ſind nach den 


8 6. 

Wo auf das Vermögen einzelner Mit- 
glieder der Kredit aufgebaut werden muß — 
bei beſchränkter Haftpflicht im Falle der Ueber— 
nahme von mehr als 300 Mark Haftſumme — 


— 1 ee 


bieten die anliegenden Verfügungen des Herrn 257 
nmiſters vom 2. November 1596 II 13833 > 
und vom 8. Januar 1898 II 13375 die Mög— . 
lichkeit, amtlich beglaubigte Nachweiſe zu er— 5 
halten. 
7. 

Es wird im Allgemeinen genügen, wenn 
Nachweiſe ohne Namensnennung beigefügt 
werden. Erſcheint aber dieſer Nachweis als 
nicht genügend, ſo bleibt es beſonderer Ver— 
einbarung mit der betreffenden Verbandskaſſe 
vorbehalten, weitere Nachweiſe nach Muſter EN, 
bezw. F zu fordern. . > 
| 88. NE; 

Ueberall da, wo die erforderlichen Nach— 
weiſe zur Kreditbemeſſung, insbeſondere die be— 
hördlich beſcheinigten Liſten nicht vorliegen, 
wird bei der Kreditfeſtſetzung von dem Grund— 
ſatze ausgegangen, daß in den angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften jeder einzelne Genoſſe 100 Mark 
bis höchſtens 300 Mark Haftſumme — je nach 
den in Betracht kommenden wirthſchaftlichen 
Verhältniſſen u. ſ. w. — vertreten kann. 

8 9 

Die Einreichung der Kreditunterlagen hat 

zu erfolgen behufs Eröffnung der Geſchäfts— 


— 


beziehungen, ſodann halbjährlich jeweils bis 
15. Februar und bis 15. Auguſt jeden Jahres, 
inſofern Aenderungen beantragt werden. 


2. Kreditfeſtſetzungen. 


§ 10. 

Auf Grund der eingeſandten Unterlagen 
wird durch das Direktorium die Höchſtgrenze 
des Kredits feſtgeſetzt; das Direktorium be— 
ſtimmt, welche Krediteinräumung unter Berück— 
ſichtigung der ſonſtigen Verhältniſſe innerhalb 
dieſes Höchſtkredits thatſächlich ſtattzufinden hat. 
Ein Anſpruch auf den Höchſtkredit oder über- 
haupt auf eine beſtimmte Höhe des Kredits 
beſteht für die Verbandskaſſen nicht. — 


§ 11. 

Für Verbandskaſſen, welche der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe ihre geſammte 
Kaſſenführung übertragen und ſelbſt nur eine 
ſogenannte Buchkaſſe führen und welche die 
Erklärung abgeben, daß ſie außer aus dem 
Verkehr mit den Genoſſen und aus Spar— 
einlagen nur durch die Preußiſche Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe ihre Betriebsmittel beziehen 
(ſog. Ausſchließlichkeitserklärung), wird der 
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Höchſtkredit derart berechnet, daß in den Fällen, 
wo das Direktorium einen Sicherheitsabzug 
nach ſeinen Grundſätzen machen muß, dieſer 
1/, beträgt. 
8 12. 

Liegt die Ausſchließlichkeitserklärung vor, 
wird aber eine Buchkaſſe nicht zugeſtanden, oder 
umgekehrt, jo beträgt der Abzug ¼. 


813. 

Wird weder Ausſchließlichkeitserklärung noch 
Buchkaſſe zugegeben, jo beträgt der Abzug ½ 
von dem Geſammtbetrage der bei der Verbands— 
kaſſe übernommenen Haftſummen, während die 
Unterlagen mit / berechnet werden. 


§ 14. 

Eine Ausnahme von den vorſtehenden Be— 
ſtimmungen kann nur in einem ſolchen Falle 
gewährt werden, in welchem vom Direktorium 
als hinreichend anerkannte Gründe vorliegen, 
namentlich wenn die Nichteinführung der Buch— 
kaſſe oder eine beſchränkte Darlehnsaufnahme 
von anderer Seite im weſentlichen Intereſſe 
der Genoſſenſchaften liegen, ohne diejenigen der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu 
benachtheiligen. 


— — 
815. 

Wird thatſächlich, entgegen der abgegebenen 
Ausſchließlichkeitserklärung, anderweite Verbin— 
dung eingegangen, ſo behält ſich die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe das Recht vor, 
mit einer Friſt von 90 Tagen alle Geſchäfts— 
verbindung mit der betreffenden Verbandskaſſe 
zu kündigen. 

§ 16. 

Alle Kreditfeſtſetzungen werden von der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe durch 
eingeſchriebene Briefe mitgetheilt. 

§ 17. 

Die Feſtſetzung des Kredits erfolgt bei 
Beginn der Geſchäftsverbindung, ſodann halb— 
jährlich, jedesmal bis Ende März und Ende 
September, falls Aenderungen einzutreten haben; 
anderenfalls bleibt die zuletzt erfolgte Feſt⸗ 
ſetzung in Kraft. Verfügung über Kredit kann 
erſt ſtattfinden, wenn die Feſtſetzung durch 
eingeſchriebenen Brief von Seiten der Preu— 
ßiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe angezeigt 
worden iſt. 

§ 18. 
Eine Ueberſchreitung des feſtgeſetzten Kredits 
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wird nicht gewährt. Behufs Vermeidung einer 
ſolchen durch die fällig werdenden Zinſen wer— 
den dieſe im letzten Monat jedes Quartals bei 
Ermittelung der Höhe des noch offenen Kredits 
in Anrechnung gebracht. _ 


3. Form des Kredits. 


§ 19. 

Nach Beſtimmung des Direktoriums in jedem 
einzelnen Falle wird der Kredit entweder aus— 
ſchließlich in laufender Rechnung, oder theils 
in laufender Rechnung, theils als Wechſelkredit, 
oder ausſchließlich als Wechſelkredit gewährt 
und demgemäß feſtgeſtellt. Maßgebend für die 
Beſtimmung der Kreditform ſind die Geſchäfts— 
formen, welche die Verbandskaſſen und die 
ihnen angeſchloſſenen Genoſſenſchaften ſelbſt zur 
Anwendung bringen, ferner das Kreditbedürf— 
niß der Verbandskaſſen, indem der Wechſel— 
kredit im Allgemeinen ein weiter gehender ſein 
kann, als der Kredit in laufender Rechnung. 
Auch kann eine außergewöhnliche Inanſpruch— 
nahme des Grundkapitals der Preußiſchen Cen— 
tral⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe dieſe veranlaſſen, zu 


der Form des Wechſelkredits zu ſchreiten. 


N 
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§ 20. 
Auf Spezialſicherheiten beruhender Kredit 
wird nur da ausnahmsweiſe in laufender Rech— 
nung gewährt, wo die Verbandskaſſen und Ge— 
noſſenſchaften die Form des Wechſels im eigenen 
Verkehr grundſätzlich ausſchließen; ein An— 
ſpruch auf die laufende Rechnung kann aber 
auch hier nicht anerkannt werden. 


a. Laufende Rechnung. 


| § 21. 

Nach Abſicht des Geſetzgebers ſoll die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe eine 
Ausgleichſtelle für die Verbandskaſſen ſein und 
zwar für das Bedürfniß des kurzfriſtigen Per— 
ſonalkredits. Die Vorausſetzung für eine das 
Genoſſenſchaftsweſen in wirkſamer Weiſe för— 
dernde Thätigkeit der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe iſt daher, daß ein geſundes 
Verhältniß zwiſchen Darlehen und Rückzahlun— 
gen beſteht. Andernfalls würden die Mittel 
der Kaſſe feſtgelegt und dieſe ſelbſt ihre Auf— 
gabe nicht mehr erfüllen. 

§ 22. 

Wo die Rückzahlungen nicht entſprechend 

ſtattfinden, wird die Preußiſche Central-Ge— 
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noſſenſchafts-Kaſſe die Umwandlung des in 
laufender Rechnung gewährten Kredits in 
Wechſelkredit im Intereſſe der Allgemeinheit 
vornehmen. 

§ 23. 

Sollte in einem Falle der eingeräumte 
Kredit dauernd voll in Anſpruch genommen 
werden, ohne daß trotz Mahnungen Rück— 
zahlungen erfolgen, ſo hat die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe das Recht, den 
Geſchäftsverkehr mit einer Friſt von 90 Tagen 
zu kündigen. 

824. 

Die Zinsbedingungen für den Verkehr in 
laufender Rechnung werden halbjährlich feſt— 
geſetzt und ſtets Mitte Februar und Mitte 
Auguſt, ſpäteſtens 6 Wochen vor Ablauf des 
halben Jahres für das folgende entweder be— 
ſtätigt oder abgeändert. Die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe behält ſich jedoch vor, 
eine Erhöhung des Zinsfußes für Darlehen 
auch innerhalb des halben Jahres eintreten zu 
laſſen, wenn ganz außergewöhnliche Geſchäfts— 
verhältniſſe dazu nöthigen. 

8. 
Alle Rechnungen werden lediglich unter 


— 


Erſtattung der entſtandenen Porti und Speſen 


proviſionsfrei, die Zinsberechnungen ſtaffel⸗ 


förmig geführt. 
b. Wechſelverkehr. 
§ 26. 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe räumt den Verbandskaſſen auf Grund 
der bei ihnen übernommenen Haftſummen oder 
von ihnen geſtellten Spezialſicherheiten (Depot— 
wechſel, Bürgſchaftsſcheine, Effektenunterlagen 
— Hyppothekenforderungen find jedoch aus— 
geſchloſſen —) Wechſelkredite ein. 

SE 

Für die Prüfung der Spezialſicherheiten 
und für die Feſtſetzung der Kreditgrenze gelten 
im Allgemeinen die vorſtehend in SS 10 flgde. 
getroffenen Beſtimmungen. 

§ 28. 

Die Geſammtſumme (Engagement) der von 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
diskontirten und noch nicht abgelaufenen (ein- 
gelöſten) Wechſel darf die feſtgeſetzte Kredit— 
grenze nicht überſchreiten. Wechſel, die mit 
ihrem Betrage über dieſe Summe ganz oder 
theilweiſe hinausgehen, werden nicht diskontirt. 


. 


u. 


8 29. 

Die Diskontirungen erfolgen im Allgemeinen 
zum jeweiligen offiziellen Wechſeldiskontſatze 
der Reichsbank. 

§ 30. 

Es können bankmäßige Kundenwechſel und 
nach vorher erfolgter Vereinbarung „eigene 
Accepte“ der angeſchloſſenen Genoſſenſchaften, 
auf denen die diskontirende Verbandskaſſe als 
Ausſteller ſteht, eingereicht werden. 


§ 31. 

Eine genaue Prüfung der eingereichten 
Wechſel behält ſich die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe in jedem Falle vor und 
iſt nicht verpflichtet, die Gründe für eine 
etwaige Zurückweiſung eingereichter Wechſel 
anzugeben. 

§ 32. 

Wechſel mit Unterſchriften erſter Qualität 
(ſog. Privat-Diskonten) werden auf Grund 
beſonderer Vereinbarungen zu einem niedrigeren 
Zinsſatze (Privat-Diskont) diskontirt, wobei 
in ſolchen Fällen der diskontirte Betrag auf 
den eingeräumten Kredit nicht in Anrechnung 
gebracht wird. 


§ 33. 

Auch vermittelt die Preußiſche Central 
Genoſſenſchafts-Kaſſe den An- und Verkauf von 
Privatdiskonten an der Berliner Börſe unter 
Berechnung von !/, pro mille Proviſion und der 
dem Börſengebrauche entſprechenden Courtage. 


Tombard- Verkehr. 


§ 34. 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
gewährt gegen Hinterlegung beleihungsfähiger 
Werthpapiere Darlehne. 

Es werden die vom Deutſchen Reiche oder 
den deutſchen Einzelſtaaten herausgegebenen 
Anleihen, die landſchaftlichen Pfandbriefe und 
dieſen gleichwerthige Papiere zu 90% des 
Kurswerthes, letzterer nicht über pari, beliehen. 

Für die Beleihung anderer Werthpapiere 
und für die Beleihung ſonſtiger Werthgegen— 
ſtände bleibt die Feſtſetzung der Bedingungen 
vorbehalten. (Für die Beleihung von Getreide, 
Zucker, Spiritus werden beſondere un 
gen feſtgeſetzt.) 

§ 36. 
Die Zinsvergütung in dieſem Verkehr wird 


nach dem jeweiligen Lombardzinsfuße der Reichs— 
bank in Anſatz gebracht. Außerdem werden 
nur uns entſtandene Speſen und Porti be— 
rechnet. 
B. Verkehr in Werthpapieren. 
An- und Verkauf. 
§ 37. 

An⸗ und Verkäufe von Werthpapieren wer— 
den für Inhaber eines Kontos auf Grund 
ſchriftlicher oder telegraphiſcher Aufträge aus— 
geführt. 

§ 38. 

Bei unlimitirten Verkaufsaufträgen hat 
gleichzeitig mit der Ertheilung des Auftrages 
die Abſendung der Papiere an uns zu erfolgen. 
Bei limitirten Verkaufsaufträgen müſſen die 
Papiere ſpäteſtens unmittelbar nach erhaltener 
Anzeige von der Ausführung des Auftrages 
abgeſandt werden, damit hinſichtlich der Liefe— 
rung die Uſancen der hieſigen Börſe bezw. die 
Vorſchriften der Börſenordnung innegehalten 
werden können. 

§ 39. 

Anträge auf Verkauf von Werthpapieren, 

die ſich noch nicht in unſeren Händen befinden, 
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müſſen in allen Fällen Angaben über Größe, 
Serie, Zinstermine, Emiſſionsjahrgänge der zu - 
verkaufenden Stücke enthalten. Sollten ein— 
geſandte Werthpapiere von der Sachverſtändi— 
gen-Kommiſſion der hieſigen Börſe nicht für 
lieferbar erklärt werden, jo haben die Auftrag- 
geber die hieraus etwa entſtehenden Koſten zu 
tragen. 
§ 40. 

An Gebühren für die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe werden berechnet / pro 
mille, mindeſtens jedoch 30 Pf. für jede Gattung 
der zu kaufenden bezw. zu verkaufenden Werth— 
papiere. Bei gleichzeitiger Ausführung unlimi⸗ 
tirter Aufträge zum An- und Verkauf für den⸗ 
ſelben Auftraggeber wird die Proviſion nur 
einmal und zwar von der größeren Seite be— 
rechnet. 

8.41. 

Maklergebühren (Courtage) und Stempel 
werden dem Börſengebrauche gemäß in An— 
rechnung gebracht. 

Coupon -Einziehung. 
| § 42. 

In Berlin zahlbare Zins- und Gewinn— 

antheilſcheine (Coupons), ſowie verlooſte oder 


gekündigte Werthpapiere werden ohne Berech- 
nung beſonderer Gebühren eingezogen. Die 
Einlöſung oder Verwerthung anderer Coupons 
(auch ſolcher in fremder Währung) wird unter 
Berechnung der entſtandenen Unkoſten beſtmög— 
lichſt beſorgt. 

Die Gutſchriften auf dem Konto erfolgen 
3 Tage nach Eingang des Betrages. 


Offene Depots von Werthpapieren. 
S 43. 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
übernimmt für Inhaber eines Kontos die Auf— 
bewahrung und Verwaltung von Werthpapieren 
unter nachſtehenden Bedingungen: 

1. Für die ſichere und getreue Aufbewahrung 
der übergebenen Werthpapiere, welche in 


beſonderen, auf den Namen der Hinter— 
leger lautenden Mappen in diebes- und 


feuerſicheren Treſors aufbewahrt werden, 
wird die geſetzliche Gewähr übernommen. 
2. Die Abtrennung, Verwerthung und Gut— 
ſchrift der Coupons und Dividendenſcheine, 
Erhebung neuer Coupons- und Dividenden— 
bogen, Einziehung bezw. Verwerthung aus— 
geloojter Werthpapiere und der Umtauſch 
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3. 
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von Interimsſcheinen in definitive Stücke 
wird, ſofern durch dieſe Geſchäfte keine 
Speſen erwachſen, gebührenfrei beſorgt. 
Auf Antrag und auf Grund beſonderer 
Uebereinkunft wird die Verlooſungs-Kon— 


trolle der hinterlegten Papiere übernommen. 


Für die Uebernahme der Verlooſungskon— 
trolle bleibt die Erhebung einer Gebühr 
vorbehalten; im Uebrigen werden für die 
Aufbewahrung und Verwaltung Koſten 
nicht berechnet. 


C. Schlitßbeſtimmungen. 
§ 44. 
Die Verbandskaſſen verpflichten ſich: 


a. Die angeſchloſſenen Einzelgenoſſenſchaften 


dazu anzuhalten, daß dieſelben ausgefüllte 
ſummariſche Nachweiſe über den Beſtand 
an Mitgliedern und Geſchäftsantheilen 
nach anliegenden Muſtern an die Gerichte 
einreichen. 

Bis zum 15. Februar bezw. bis zum 
15. Auguſt je eine ein Semeſter um— 
faſſende Aufſtellung über die in „Laufender 
Rechnung“ erfolgte Darlehnsgewährung 


und über die ſtattgehabten Rückzahlungen 

nach beiliegendem Muſter zu liefern. 

c. Bis zum 15. Februar und bis zum 
15. Auguſt je eine Rohbilanz der Ver— 
bandskaſſe für das vorhergegangene 
Semeſter einzureichen. 

dd. Nach Veröffentlichung der Bilanzen der 
angeſchloſſenen Einzelgenoſſenſchaften und 
ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen dieſe Bilanzen 
geſammelt einzuſenden, wobei aufgeklebte 
Zeitungsausſchnitte genügen. 

Bis zu einer in Ausſicht genommenen 
Verſtändigung über gleichmäßige Formen 
für die Bilanzen genügt die bei den 
Genoſſenſchaften eingeführte Form. 

Alle einzureichenden Liſten ſind mit Datum 
und mit den Unterſchriften derjenigen Perſonen 
zu verſehen, welche für den Inhalt verant— 
wortlich ſind. 

Berlin, im Januar 1898. 


Direktorium 
der Preußischen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


Freiherr 8 Huene. 
zur Megede. r. C. Heiligenſtadt. 
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Von den vorſtehenden Beſtimmungen haben 
wir Kenntniß genommen und erkennen dieſelben 
als für unſeren Geſchäftsverkehr mit der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe maß— 
gebend und verbindlich an. 
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Nachweis als Grundla 


l. Verhültniſſe der Einzelgenoſſenſchaft. 


Firma 
und 


Sitz. 


Allgemein. Bei unbeſchränkter Haftpflicht und unb 


Nachſchußpflicht. 
Ge⸗ Geſammtbetrag des Ver⸗ Geſammteinkommen 
5 x mögens der Genoſſen. Genoſſen. 
Höhe ſammt⸗ . — — 
Haft-] Anzahl des | Höhe der] Höhe 2 
5 X Ge⸗ ee des Nach durch u der 
flicht⸗ 3 ſchäfts⸗ N ur S er⸗ 
DE Mit- ſchäfts⸗ 7 Reſerve— der beſondere N anlagung 
art. glieder. ar haben | fonds. Ergän⸗ a. von 2 
theils. der zungs⸗ 5 d p. 02: 
2 dem ja un fommen: Schätzung 
Genoſſen ſteuer. ermittelt. ſteuer. ermittelt.] a 


| 


—— a a ea er — 
BEER 


| 


Mart 


— a — — nn 


1 


Muſter A. (S 4 Nr. 2 d. Belt.) 


zur Kreditgewährung. 


" FF * u. ng * a 7% i * 
Il. Verhältniß zur Verbandsgenoſſenſchaft I 
m. b. B. 
3 3 Nr. 18, 19 u. 20 wer . 
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Provinz: Muſter B. Landgericht: 
Reiss (S4 N. 3 d. Beſt.) Amtsgericht: 


Unbeſchränkte Haftpflicht. 


(Nachſchußpflicht.) Nr. des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters: 


Firma 
der Verbandskaſſe, 
welcher die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört: 


Iragebogen. 
Die Nummern entſprechen den Spalten des von der 
Verbandskaſſe auszufüllenden „Nachweises als 
Grundlage für die Kreditgewährung“. 


1. Firma und Sitz der Genoſſenſchaft: 
3. Anzahl der Mitglieder: 
4. Höhe des Geſchäftsantheils: 


5. Geſammthöhe der Geſchäftsguthaben der Ge— 
noſſen: 


6. Höhe des Reſervefonds: 


A 


Geſammtbetrag des Vermögens der Genoſſen 
a) nach der Ergänzungsſteuer: Mark 


b) etwa durch beſondere Schätzung außerdem 
ermittelt: Mark 


en 


Geſammteinkommen der Genoſſen 


IH: 


a) nach der Veranlagung zur Einkommen: 
ſteuer: Mark 


b) etwa außerdem auf Grund von Schätzung 
ermittelt: Mark 


Der zehnte Theil der Geſammtſumme der Ver— 
mögen (bezw. ergänzend des Einkommens) 
der Genoſſen wird als vertretbar angenommen. 
Das ausgefüllte Muſter D. iſt einzuſenden. 
Werden 7b und 8b beantwortet, was frei— 
geſtellt iſt, ſo haben hierunter diejenigen 
Perſonen, welche die Verantwortlichkeit für die 
Schätzung übernehmen, die Richtigkeit zu be— 
ſcheinigen. 


BE 


Provinz Muſter C. Landgericht: 


reis s (S 4 N. 3 d. Beſt.) Amtsgericht: 


Beſchränkte Haftpflicht. Nr. des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters: 


Firma 
der Verbandskaſſe, 
welcher die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört. 


Iragebogen. 


Die Nummern entſprechen den Spalten des von der 
Verbandskaſſe auszufüllenden „Nachweiſes als 


— 


N . 


11. 


12. 


Grundlage für die Kreditgewährung“. 


Firma und Sitz der Genoſſenſchaft: 


Anzahl der Mitglieder: 


Höhe des Geſchäftsantheils: 
Geſammthöhe der u; der Ge⸗ 


noſſen: 
Höhe des Reſervefonds: 


Anzahl der übernommenen gerichtlich einge— 
tragenen Geſchäftsantheile: 


Höhe der Haftſumme, welche einem Geſchäfts— 
antheile entſpricht: 


Geſammtbetrag der von den Genoſſen über— 
nommenen Haftſumme: 


II. 


III. 


Be 


Der zehnte Theil des Vermögens wird als 
vertretbar angeſehen. 


Haftſummen über 300 Mark ſind durch Ver— 
mögensnachweiſe als vertretbar nachzuweiſen. 
Dies geſchieht 
a. durch Einſendung des ausgefüllten 
Muſters E, 


b. durch Beſcheinigung des Vorſtandes 
hierunter, daß derſelbe aus Einjicht- 
nahme der Steuereinſchätzungen oder 
Steuerzettel ſich überzeugt hat, daß das 
Vermögen der Betreffenden den zehn— 
fachen Betrag der übernommenen Haft— 
ſummen mindeſtens erreicht, 

c. durch andere Nachweiſe, welche die 
Vertretbarkeit glaubhaft darthun. 
Fehlen die Nachweiſe, oder ſind dieſelben un— 
genügend erbracht (3. B. bei IIe), jo werden 
100 bis 300 Mark als vertretbar zu Grunde 

gelegt. 


= 


Provinz Muſter D. Landgericht: 
AB: 2. 5 d. Belt) Amtsgericht: 
Unbeſchränkte Haftpflicht. Nr. des Genoſſen⸗ 

ſchaftsregiſters. 


Firma 
der Verbandskaſſe, 
welcher die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört. 


Dem Herrn Vorſitzenden der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion zu & überreichen wir 
in der Anlage die Mitgliederliſte unſerer Ge— 
noſſenſchaft mit der Bitte, hierunter der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu 

Berlin, zu Händen unſerer Verbandskaſſe, 


Firma)) 5 ĩð—3 


mittheilen zu wollen, mit welcher Geſammt— 
ſumme 

a. zur Ergänzungsſteuer 

b. zur Einkommenſteuer 
die in der Liſte aufgeführten Mit⸗ 
glieder der unterzeichneten Genoſſenſchaft nach 
der letzten Steuereinſchätzung veranlagt ſind. 


Ban 


Für dieſen Antrag beziehen wir uns auf 
die Verfügungen des Herrn Finanzminiſters 
II 6320 
17606 — und 
vom 7. Juli 1897 — J.⸗No. II 7390 —. 


vom 15. Juni 1897 — No. 


An 
den Herrn Vorſitzenden der Veranlagungs-Kommiſſion 


zu 


— 


Urſchriftlich an 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin 


zu Händen der (Firma der Verbandskaſſe:) 


zu 8 RR 


mit dem Bemerken, daß die in der wieder 


beigefügten Liſte aufgeführten — Mit⸗ 
glieder de — (Firma der Genoſſenſchaft:) 
insgeſammt für das Steuerjahr 18 — veran⸗ 
lagt ſind 
a. zur Ergänzungsſteuer mit M. Br 
b. zur Einkommenſteuer mit Mm.. 
rn „den mL 


Der Vorlitzende 
der Veranlagungs⸗Kommiſſion. 


25 — 
Bemerkung. Der Herr Finanzminiſter hat in dieſer 
Angelegenheit verfügt: 


Berlin, den 12. Mai 1898. 

Auf den gefälligen Bericht vom 9. d. M. 
I 800 erkläre ich mich damit einverſtanden, 
daß Schreiben der Genoſſenſchaften an die 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſionen 
und Schreiben der genannten Vorſitzenden an 
die Central-⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe, falls dieſe 
Schreiben nach dem vorgelegten Muſter ab- 
gefaßt werden, keines Stempels bedürfen. 

Ihren Bericht vom 25. März d. J. I 454 
betrachte ich hiernach als erledigt. 


Der Finnanz⸗Mimiſter. 


gez. von Miquel. 


An den Herrn Präſidenten der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts⸗Kaſſe hier. 


I-No. I 6436 
III 6604. 


As 


Provinz: Muſter E. Landgericht: 
8 (87 d. Beſt.) Amtsgericht: — 


Beſchränkte Haftpflicht. Nr. des Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Regiſters. 


a Firma 
der Verbandstaſſe, 
welcher die Genoſſen— 
ſchaft angehört. 


Den Herrn Vorſitzenden der Veranlagungs— 
Kommiſſion erſuchen wir ergebenſt, der Preußi— 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin, 
zu Händen der (Firma der Verbandskaſſe : 


mittheilen zu wollen, ob die in der umſtehenden 
Liſte aufgeführten Mitglieder de 
(Firma der Genoſſenſchaſt ) 


zu einem Vermögen veranlagt ſind, welches 
dem in Spalte 7 der Liſte angegebenen Betrage 

mindeſtens gleichkommt. 

Das Einverſtändniß der Steuerpflichtigen 

iſt aus untenſtehender Erklärung erſichtlich. 


(Firma der Genoſſenſchaft:) — 3 EIER 


1 
Erklärung. 
Die unterzeichneten Mitglieder d. (Firma 


,,,, %ũr 


erklären ſich damit einverſtanden, daß über ihre 
Veranlagung zur Ergänzungs- und Einkommen⸗ 
ſteuer die in der umſtehenden Liſte erforderten 
Mittheilungen der Preußiſchen Central-Ge— 


noſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin, zu Händen de — 
e 
FFT. ͤ ͤ 


1 men en ͤ 188 
nn nenn 
An den 
Herrn Vorſitzenden der Veranlagungs-Kommiſſion 


zu 


gi 
derjenigen Mitglieder de. (Sirma der Genoſſenſchaft) 


zn 8 
welche mehr als 300 Mark 


fi = = w 

3 Den Bei ans 2 8 
— über⸗ deren 2 08528 
8 nom⸗ Ge⸗ se = 
3 Anzahl SER, 33 2 ei 
8 der menen noſſen⸗] gumme 38 8 8 
8 N über: | An⸗ ſſchaften 338 2 
— ee) 5 2 .. $ 2 

= ztame | omme teilen | über 4 u. 518 22 8 
25 nen ent⸗ nome 88, 
= < zuol ſpricht] mene = 388 
= Antheile 38 8 
= Daft | Haft: 2 3 . — 
. ſumme ſſummen * > 

M. 


M. M. M. 
7 


© 

2 8 
& Den Bei an⸗ BE8o 
= über⸗ | deren 30, 
2 f — G 5 388 
3 nom⸗ A2 8 7 8 
menen = Gumme 1 S5 5 
= An⸗ Jichaften] ” Erz 
1 11 —— 2 
2 theilen] über- = os 8 
— ent⸗ nom⸗ EE EB 
8 ſpricht] mene z 338 
= Haft» | Haft: 8 

S ſumme 22 2 


Die Richtigkeit des Auszuges aus der Mitglieder— 
liſte der Genoſſenſchaft beſcheinigt 


Der Vorſtand. 


Urſchriftlich an 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin 


zu Händen d. (Firma der Verbandskaſſe:) 


mit der Mittheilung, daß die in der vorſtehen— 
den Liſte aufgeführten Mitglieder de. 
(Firma der Genoſſenſchaft ))) 8 


zu einem Vermögen veranlagt ſind, welches 
dem in Spalte 7 der Liſte angegebenen Betrage 
mindeſtens gleichkommt. 


Der Worfitende 


der Veranlagungs⸗Kommiſſion. 


| 
c 
Pa 
| 


Bemerkung: Der Herr Finanzminiſter hat mit 
Bezug auf dieſe Angelegenheit verfügt: 


Berlin, den 8. Januar 1898. 


Es findet hier kein Bedenken, daß die 
Beſcheinigungen der Vorſitzenden der Ber: 
anlagungskommiſſionen über die Veranlagung 
von Genoſſenſchaftsmitgliedern zur Ergänzungs⸗ 
ſteuer durch einen nach dem überreichten Muſter 
aufgeſtellten, von den betheiligten Perſonen 
mitzuzeichnenden Antrag eingeholt werden. 


Der Finanz⸗Nirtiſter. 


gez. von Miquel. 


J. N. II 13357. 


Berlin, den 12. Mai 1898. 


Auf den gefälligen Bericht vom 9. d. M. 
I 800 erkläre ich mich damit einverſtanden, daß 
Schreiben der Genoſſenſchaften an die Vor— 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſionen und 
Schreiben der genannten Vorſitzenden an die 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe, falls dieſe Schrei— 
ben nach dem vorgelegten Muſter abgefaßt 
werden, keines Stempels bedürfen. 

Ihren Bericht vom 25. März d. J. 1 454 
betrachte ich hiernach als erledigt. 


Der Finanz: Minifter. 


gez. von Miguel. 


An den Herrn Präſidenten der Preußiſchen Gentral- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe hier. 


RE 
J. No. III 6604. 


ua 


R Muſter F. Landgericht: — 
. (ST d. Beil.) Amtsgericht: — 


11. 


12. 


Beſchränkte Haftpflicht. Nr. des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters: 
Firma 
der Verbandskaſſe, 
welcher die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört: 


„Firma und Sitz der Genoſſenſchaft - 
V 2.21... 3 
der Mitglieder N 
Deſchäftsantheilss q 
„Geſammthöhe der Geſchäftsguthaben der Ge— 
/ eek G 

. Höhe des Reſerve fonds A 
„Anzahl der übernommenen gerichtlich eingetragenen 
. 
Höhe der Haftſumme, welche einem Geſchäfts— 
icht: 3 


Geſammtbetrag der von den Genoſſen übernom— 
—%% —P i!. ³˙ Ne 


— a 


Lfd. Nr. der bei dem Gericht 
geführten Liſte der Genoſſen 


Betrag der von den Genoſſen 
jährlich zu leiſtenden 


Namen Einfommen- 
ſteuer Er⸗ 
der Wohn⸗ wirklihe| finaite | , 
Stand (Su des] gän⸗ 
Ge⸗ ort in 
2 ſteuer⸗ zungs⸗ 
noſſen geſetzes 
vom 
24.6.91) * 
De 
. 


Summe 


aus 


5 u. 6 


4 


eber⸗ | Betheiligung bei einer 


u 
oder mehreren ans 
eee deren Genoſſenſchaften 
aft⸗ 
9 f Betrag 
An. ſumm der 
(pro über⸗ 
theile An⸗ Firma nom⸗ 
th il art menen 
An⸗ MM...) ſumme 
zahl] . M. 


Ge⸗ 
ſammt⸗ 
betrag 
der 
Ver⸗ 
pflich⸗ 
tung 


M. 


Nertretbar 


(Wird 
durch die 
Preu⸗ 
ßiſche 
Central⸗ 
Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗ 
Kaſſe 
aus⸗ 
gefüllt) 


M. 


Bemerkungen. 


2 
— 


— Min 


Erklärung gemäß Erlaß des Herrn Finanzminiſters 
vom 2. November 1896. J. No. II 13833. 


. den . 7 

Wir di 

Ich das das unterzeichnete... Mitglied... der 
(Firma der Genoffenihaft); -—-- Fa. 


geben hiermit die ausdrückliche Erlaubniß, daß 
ſowohl dem Vorſtande der obengenannten 
Kaſſe, wie auch dem Vorſtande der (Name der 
Berbanbstaffe) ...--......2.... Sr A Er rer, 
ſeitens der Königlichen Behörden wie Kom⸗ 
e jede nur gewünſchte Auskunft 


, unſer 
über — 8 “ Steuer- und Abgaben-Verhältniſſe, 


als auch über diejenigen Einkommenverhält— 
niſſe, welche bei Gelegenheit der Steuerveran— 
lagung zur Kenntniß obengenannter Behörden 
gelangen, ertheilt werden darf. 


r ͤ U 


BE 


Provin : Muſter G. Landgericht: 
S (S 44a d. Beſt.) Amtsgericht: 


Unheſchränkte Haftpflicht. Nr. des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters: 
Firma und Sitz 

der Verbandskaſſe, 

welcher die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört. 


Das Königliche Amtsgericht erſuchen wir 
auf Veranlaſſung der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchafts⸗Kaſſe, dieſer Kaſſe über die Zahl 
unſerer Genoſſen hierunter in Gemäßheit der 
Allgemeinen Verfügung des Juſtizminiſters vom 
18. Mai 1898 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 112) Auskunft 
zu ertheilen. 


An 
das Königliche Amtsgericht 
| in 


(Firma der Genoſſenſchaft.) 


BE. Ren 


In der Liſte der Genoſſen für die vor- 
ſtehende Genoſſenſchaft waren eingetragen: 


am 1. Januar 189... Mitglieder =. 
am 31. Dezember 189. Mitglieder af. 
RER „ den L 


Gerichtsſchreiber des Königlichen Amtsgerichts. 


Königliches Amtsgericht. 


Urſchriftlich an 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in 
Berlin N. W., 
Dorotheenſtraße 42. 


—n³ͤ„ 3333333 


*) Dieſe Zahlen find vor der Einreichung an das Amtsgericht 
von der Genoſſenſchaft auszufüllen. 


Bu 


Wird von der Preußiſchen Gentral-Genojjen- 
ſchafts⸗Kaſſe ausgefüllt: 
Mithin Zugang D > 
t 


Allgemeine Verfügung vom 18. Mai 1898, 
betreffend die der Preußiſchen Central-Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe zu machenden Mittheilungen über 
die Zahl der Genoſſen und der Geſchäftsantheile. 
(Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt vom 27. Mai 1898.) 


DiePreußifche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
bedarf zur Kontrole der Creditgewährung be— 
züglich der einzelnen Genoſſenſchaften des Nach— 
weiſes der Zahl der Genoſſen und bei Genoſſen— 
ſchaften mit beſchränkter Haftpflicht auch der 
Zahl der Geſchäftsantheile. Um das mit der 
Ertheilung vollſtändiger Abſchriften der Liſte 
der Genoſſen verbundene Schreibwerk zu ver— 
meiden, ſoll zur Erlangung jenes Nachweiſes — 
auf welchen übrigens für Genoſſenſchaften mit 
mehr als 500 Mitgliedern verzichtet iſt — das 
folgende Verfahren unter Benutzung der nach- 
ſtehend abgedruckten Muſter G. und H. ein⸗ 
geſchlagen werden: a 

1. Die Genoſſenſchaft ſtellt bei dem Amts⸗ 

gericht den Antrag auf Ertheilung einer 
Auskunft unter Einſtellung der erforder- 
lichen Zahlen in das dafür beſtimmte 
Muſter. 


BR: ei 


Der Gerichtsſchreiber vergleicht dieſe 

Zahlen mit der Liſte der Genoſſen, be⸗ 

richtigt ſie erforderlichenfalls und be— 

ſcheinigt die Richtigkeit durch ſeine 

Namensunterſchrift. 

3. Die Auskunft wird ſodann von dem 
Amtsgericht der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe unmittelbar fran⸗ 
kirt eingereicht. 

4. Stempel und Schreibgebühren kommen 

nicht zum Anſatz. 


1 


Berlin, den 18. Mai 1898. 


Der Suftizminifter. 
gez. Schönſtedt. 


I 3238. 


An | | 
die Preußiſche Central ⸗Genoſſenſchafts⸗-Kaſſe 


Zzerlin N. W., 
Dorotheenſtraße 42. 


4 
Provinz:: Muſter H. Landgericht: — 
Kreis (S 44a d. Beſt.) Amtsgericht: 


ſchaftsregiſters: 
Firma 
der Verbandskaſſe, 
welcher die Genoſſen— 
ſchaft angehört: 


Das Königliche Amtsgericht erſuchen wir 
auf Veranlaſſung der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchafts⸗Kaſſe, dieſer Kaſſe über die Zahl 
unſerer Genoſſen und über die Zahl ihrer 
Geſchäftsantheile hierunter in Gemäßheit der 
Allgemeinen Verfügung des Juſtizminiſters vom 
18. Mai 1898 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 112) Auskunft 
zu ertheilen. 


An 
das Königliche Amtsgericht 
in 


(Firma der Genoſſenſchaft:) 


. 


In der Liſte der Genoſſen für die vor— 
ſtehende Genoſſenſchaft waren eingetragen: 


am 1. Januar 189. Mitglieder .............. 


mit Geſchäftsantheilen 8 

am 31. Dezember 189... Mitgliedern 
mit Geſchäftsantheilen ” 

RN RI I: „ den 2 


Gerichtsſchreiber des Königlichen Amtsgerichts. 


Königliches Amtsgericht. 


Urſchriftlich an 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in 


Berlin N. W., 
Dorotheenſtraße 42. 


) Dieſe Zahlen find vor der Einreichung an das Amtsgericht 
von der Genoſſenſchaft auszufüllen. 


ee: 
Wird von der Preußiſchen Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe ausgefüllt: 
Mithin: 
Mitglieder Zugang 
Big: = u: 
ange. ang 
Wang 


Allgemeine Verfügung vom 18. Mai 1898, 
betreffend die der Preußiſchen Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe zu machenden Mittheilungen über 
die Zahl der Genoſſen und der Geſchäftsantheile. 
(Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt vom 27. Mai 1898.) 


DiePreußiſcheCentral-⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe 
bedarf zur Kontrole der Creditgewährung be— 
züglich der einzelnen Genoſſenſchaften des Nach— 
weiſes der Zahl der Genoſſen und bei Genoſſen— 
ſchaften mit beſchränkter Haftpflicht auch der 
Zahl der Geſchäftsantheile. Um das mit der 
Ertheilung vollſtändiger Abſchriften der Liſte 
der Genoſſen verbundene Schreibwerk zu ver— 
meiden, ſoll zur Erlangung jenes Nachweiſes — 
auf welchen übrigens für Genoſſenſchaften mit 
mehr als 500 Mitgliedern verzichtet iſt — das 
folgende Verfahren unter Benutzung der nach— 
ſtehend abgedruckten Muſter G. und H. ein⸗ 
geſchlagen werden: 


5 


ei ME 


1. Die Genoſſenſchaft ſtellt bei dem Amts- 
gericht den Antrag auf Ertheilung einer 
Auskunft unter Einſtellung der erforder⸗ 
lichen Zahlen in das dafür beſtimmte 
Muſter. 

2. Der Gerichtsſchreiber vergleicht dieſe 
Zahlen mit der Liſte der Genoſſen, be— 
richtigt ſie erforderlichenfalls und be— 
ſcheinigt die Richtigkeit durch ſeine 
Namensunterſchrift. 

3. Die Auskunft wird ſodann von dem 
Amtsgericht der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe unmittelbar fran⸗ 
kirt eingereicht. 

4. Stempel und Schreibgebühren kommen 
nicht zum Anſatz. 


Berlin, den 18. Mai 1898. 
Der Iuftizminifter. 
gez. Schönſtedt. 


I 3238. 


An 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 


Zzerlin N. W., 
Dorotheenſtraße 22. 


Zu 


Muſter J. Firma 
2 der Verbandskaſſe: 
(S 44 d. Beſt.) 


Meberfict 


des Geſchäftsverkehrs mit den angeſchloſſenen 


Genoſſenſchaften 
in dem halben Jahre vonn 88 er 
— 5 Im Laufe des ä 
Beim Beginn [In Taufe de Am Schluſſe 
23 |des Halbjahres]; Halbjahres des Halbjahres 
= en im Ganzen bei ea 
Ep I der — 
g 8 Verbandstaſſe taſſe Verbandskaſſe 
RS | Gut | _ entnom⸗ ein⸗ Gut⸗ 
haben Schuld] men gezahlt | haben Schuld 


— 


Mufter 
zur Ruslıhließlichkeits- Erklärung. 


Wir verpflichten uns hierdurch ausdrücklich, daß 
wir außer aus dem Verkehr mit unſeren Genoſſen 
und aus Spareinlagen nur von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchaftskaſſe in Berlin unſere Betriebs— 
mittel beziehen werden. 


Muſter 
zum Zugeſtändniß der Buchkalle. 


Wir übertragen hiermit der Preußiſchen Gentral- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe unſere geſammte Kaſſenführung 
und werden ſelbſt nur eine ſogenannte Buchkaſſe 
führen. Einen Kaſſenverkehr in mäßigem Umfange 
für lokale Bedürfniſſe behalten wir uns vor, erklären 
uns aber bereit, eine Ueberſicht über dieſen lokalen 
Kaſſenverkehr auf Verlangen mitzutheilen. 


Anlagen. 
I. 


der Finanz Riniſter. Berlin, den 15. Juni 1897. 
J.Nr. II. 6320. 
I. 7606. 


Die Königliche Regierung erhält anbei 
die Eingabe der ländlichen Central-Kaſſe in 
Münſter vom 26. April d. J. mit Bezug auf 
den an den Herrn Ober-Präſidenten daſelbſt 

erſtatteten Bericht vom 12. Mai er. 

Ihren Ausführungen wird darin bei— 
getreten, daß der ländlichen Central-Kaſſe in 
Münſter, ſowie den derſelben angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften auch die Steuerbeträge der 
einzelnen Mitglieder nur mitgetheilt werden 
können, wenn die ausdrückliche Einwilligung 
der betreffenden Steuerpflichtigen dazu in 
zweifelsfreier Form vorliegt. 

Anſcheinend bezweckt aber der vorliegende 
Antrag gar nicht die geſonderte Angabe der 
Steuerſätze für jedes einzelne Mitglied, 
ſondern nur die Mittheilung der Geſammt— 
ſummeeeinerſeits an Einkommenſteuer, anderer— 
ſeits an Ergänzungsſteuer, welche von den 
genau zu bezeichnenden Mitgliedern der Ge— 
noſſenſchaft überhaupt zu entrichten iſt. 


u 


Gegen die Ertheilung einer derartigen Aus— 
kunft, welche hinſichtlich der Angehörigen eines 
jeden Veranlagungsbezirks bei dem Vorſitzenden 
der betreffenden Veranlagungs-Kommiſſion zu 
erbitten wäre, ſind aus den Vorſchriften der 
SS 52, 69 des Einkommenſteuergeſetzes Bedenken 
nicht herzuleiten, vorausgeſetzt, daß nicht etwa 
im Einzelfalle wegen der geringen Zahl der 
betheiligten Perſonen auch aus der Geſammt⸗ 
ſteuerſumme ein Rückſchluß auf die Verhältniſſe 
der einzelnen Steuerpflichtigen möglich iſt. 

Nach dieſen Geſichtspunkten wird mit der 
ländlichen Central-Kaſſe dortſelbſt im Anſchluß 
an die Eingabe vom 26. April d. J. über die 
Angelegenheit weiter zu verhandeln ſein. 

Sollte die obige Auffaſſung über den 
Zweck der Eingabe zutreffen, ſo wird die 
Königliche Regierung ermächtigt, die nach⸗ 
geordneten Behörden mit den wegen Ertheilung 
der gewünſchten Auskunft erforderlichen Wei- 
ſungen zu verſehen. 


In Vertretung: 


gez. Meinecke. 


An die Königliche Regierung zu Münſter. 


— 
II. 


der Finanz Riniſter. Berlin, den 7. Juli 1897. 
J. Nr. II. 73%. 


Je eine Abſchrift der Verfügungen vom 


2. November v. Is. — II. 13833 — an die 

Provinzial⸗Genoſſenſchaftskaſſe in Poſen und 

vom 15. Juni d. Is. — N an die 
I. 7606 


Regierung in Münſter wird anbei zur Kenntniß— 
nahme mit dem Bemerken überſandt, daß es 
hier kein Bedenken findet, auf entſprechenden 
Antrag der Centralkaſſen und der ihnen an— 
geſchloſſenen Genoſſenſchaften in gleicher Weiſe 
zu verfahren. 

Die weiter beigeſchloſſene Ausfertigung 
der gegenwärtigen Verfügung mit den beiden An- 
lagen iſt an den Herrn Vorſitzenden der dortigen 
Einkommenſteuer-Berufungskommiſſion abzu— 
geben. 


gez. von Miquel. 


An die Königlichen Regierungen — mit 
Ausnahme von Münſter und Sig— 
maringen — und an die Königliche 
Direktion für die Verwaltung der 
direkten Steuern in Berlin. 


III. 
der Finanz Riniſter. Berlin, den 2. November 1896. 


J.⸗Nr. II. 13833. 


Die in der gefälligen Eingabe vom 
21. v. Mts. geſtellten Anträge ſehe ich als er⸗ 
ledigt an, nachdem der Herr Vorſitzende der 
Einkommenſteuer -Berufungskommiſſion zu 
Poſen nach dem mir erſtatteten Berichte in- 
zwiſchen die Vorſitzenden der Einkommenſteuer— 
Veranlagungskommiſſionen angewieſen hat, 
der Provinzial-Genoſſenſchaftskaſſe und den 
Spar⸗ und Darlehnskaſſen des Regierungs⸗ 
bezirks die Merkmale der Einkommen- und 
Ergänzungsſteuer-Veranlagung behufs Prüfung 
der Kreditfähigkeit unmittelbar mitzutheilen, 
ſofern die ausdrückliche Einwilligung der be— 
treffenden Steuerpflichtigen dazu in zweifels⸗ 


freier Form vorliegt. 0 


gez. von Miquel. 


An die Provinzial-Genoſſenſchaftskaſſe 
für Poſen 
zu Poſen. 


Bu 


Muſter einer Erklärung zu III. 


unterzeichnete. Mitglied. der 


effenſchaft) . 
geben hiermit die ausdrückliche Erlaubniß, 
daß ſowohl dem Vorſtande der obengenannten 
Kaſſe wie auch dem Vorſtande der (Name der 
D ̃ ˙ . — — ee 
ſeitens der Königlichen Behörden wie Kom- 
munalbehörden jede nur gewünſchte Auskunft 
unſere 
mein 
als auch — diejenigen Einkommenverhältniſſe, 
welche bei Gelegenheit der Steuerveranlagung 
zur Kenntniß obengenannter Behörden gelangen, 
ertheilt werden darf. 


über — — Steuer- und Abgaben-Verhältniſſe 


IV; 
(vergl. Muſter E.) 


der Finanz Niniſter. Berlin, den 8. Januar 1898. 
J.⸗Nr. II. 13357. 


Erwiderung auf die Berichte vom 21. und 
30. v. M. 
— Nr. 35824. 35867 I. — 


Es findet hier kein Bedenken, daß die 
Beſcheinigungen der Vorſitzenden der Veran— 
lagungskommiſſionen über die Veranlagung 
von Genoſſenſchaftsmitgliedern zur Ergänzungs⸗ 
ſteuer durch einen nach dem überreichten Muſter 
aufgeſtellten, von den betheiligten Perſonen 
mitzuzeichnenden Antrag eingeholt werden. 


gez. von Miquel. 


An den Präſidenten 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
Herrn Freiherrn von Huene 
Hochwohlgeboren hier. 


Erläuterungen 
zu den Beſtimmungen Seite 18 — 36. 


Vorbemerkung. 


Die nachſtehenden Erläuterungen haben den 
Zweck, in gemeinverſtändlicher Weiſe darzulegen, 
wie die Beſtimmungen über den Geſchäfts— 
verkehr der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe mit den Verbandskaſſen aus der Ein— 
richtung der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe als eines mit Staatsmitteln, d. h. aus 
den Mitteln der Steuerzahler ausgeſtatteten 
Inſtituts, welches zur Förderung des Genoſſen— 
ſchaftsweſens errichtet iſt, ſich als berechtigt 
und zweckentſprechend ergeben. 

Sollte das Genoſſenſchaftsweſen in ſeiner 
Entwickelung gefördert werden, ſo kam es vor 
Allem darauf an, für die zu gewährenden 
Kredite nicht ein bei den kreditſuchenden Ge— 
noſſenſchaften bereits vorhandenes und ver— 
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fügbares Vermögen als Unterlage zu nehmen, 
ſondern die Kreditfähigkeit, welche durch den 
Zuſammenſchluß der Genoſſen, durch die Ueber— 
nahme der Verpflichtung zu beſtimimten 
Leiſtungen gegenüber der Genoſſenſchaft entſteht. 
Die Anerkennung der Haftſummen als Unter- 
lage für die Kreditgewährung iſt der Grundſatz, 
welcher ſchon früher allerdings an einzelnen 
Stellen zur Anwendung gebracht, in ſeiner 
Allgemeinheit aber erſt von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe durchgeführt iſt 
und die Kreditfähigkeit einer Genoſſenſchaft in 
dem Augenblicke wirkſam werden läßt, in welchem 
die gerichtliche Eintragung der Genoſſenſchaft er— 
folgt iſt. Vorausſetzung muß aber unbedingt ſein, 
daß die Haftſummen auch vertretbar ſind und 
daß die Genoſſenſchaften alle diejenigen Unter— 
lagen beibringen, welche zum Beweiſe dieſer 
Vertretbarkeit nöthig ſind. Es muß die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe ferner 
ſich dabei zum Grundſatze machen, daß nicht 
durch ihre Einrichtungen eine Uebernahme von 
Verpflichtungen ſeitens der Genoſſen ermöglicht 
wird, welche, wenn ſie einmal, z. B. bei einem 
Konkurſe, zur wirklichen Leiſtung führen ſollte, 
den wirthſchaftlichen Zuſammenbruch auch 
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der einzelnen Genoſſen nach ſich ziehen müßte. 
Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
überläßt es der Prüfung aller einſichtsvollen 
Männer, welche im Genoſſenſchaftsleben ſtehen, 
ob die Beſtimmungen nicht nach dieſen Geſichts⸗ 
punkten zweckmäßig ſich herausgebildet haben; 
denn ſie ſind nicht von vornherein theoretiſch 
oder büreaukratiſch entworfen, ſondern an der 
Hand der Erfahrung entwickelt. Die Preußiſche 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe wird aufmerkſam 
die Verhältniſſe weiter beobachten und diejenigen 
Abänderungen nach und nach eintreten laſſen, 
welche ſich als zweckmäßig aus den weiteren 
Erfahrungen ergeben. — 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
hat ſo wenig die Aufgabe, die Selbſthülfe 
zu erſetzen, daß ihre ganze Thätigkeit viel— 
mehr, um erſprießlich zu ſein, eine kräftige 
Selbſthülfe zur nothwendigen Vorausſetzung 
hat. Wohl aber ſoll die Kaſſe die Entwicke— 
lung und Bethätigung der Selbſthülfe ermög— 
lichen. Sie thut dies durch die Kreditgewährung 
auf den vorſtehend charakteriſirten Grundlagen. 


Erläuterungen 
der 
einzelnen Beſtimmungen.“) 


81. 

Der Paragraph weiſt darauf hin, daß die 
Beſtimmungen nur das enthalten, was ſchon 
früher für den Geſchäftsverkehr zur Anwendung 
gelangt war, mit denjenigen Aenderungen, 
welche ſich in dieſem Verkehr als nothwendig 
herausgeſtellt hatten. Die P. C.-G.-K. hatte 
kein eigentliches Vorbild für ihre Organiſation, 
es mußte faſt Alles neu geſchaffen werden. 
Nicht Alles, was im Anfange als genügend 
erſchien, hatte ſich in der Anwendung als 
genügend herausgeſtellt. Es fanden ſich ferner 
bei der erſten Geſchäftsanknüpfung mit Ver— 
bandskaſſen mancherlei Schwierigkeiten vor. 
Die Statuten paßten zum Theil nicht zu einer 
günſtigen Ausbildung des Geſchäftsbetriebes, 
es wurden daher mannigfache Ausnahmekredite 


) Für „Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe“ 
iſt nachſtehend häufig die Abkürzung „P. C.⸗G.⸗K.“ 
gebraucht. 5 
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gegeben, ſelbſtverſtändlich mit dem Beſtreben 
nach und nach zutreffende Verhältniſſe herbei— 
zuführen. Ein Theil der Verbandskaſſen iſt 
aus gleichartigen Einzelgenoſſenſchaften gebildet. 
Hier war von Anfang an die Regelung des 
Kredites verhältnißmäßig einfach. Andere haben 
verſchiedenartige Genoſſenſchaften als Mit— 
glieder: Darlehnskaſſen, Molkereien, Ein- und 
Verkaufsgenoſſenſchaften, Genoſſenſchaften mit 
beſchränkter und ſolche mit unbeſchränkter Haft— 
pflicht nebeneinander. Hier wurden die Dinge 
ſchon ſchwieriger. Wieder andere ſetzten ſich 
zuſammen aus alten Genoſſenſchaften ſtädtiſchen 
Charakters mit ausgedehntem bankmäßigen Ge— 
ſchäftsbetrieb, daneben aus ländlichen Darlehns— 
kaſſen, Winzergenoſſenſchaften, neu gebildeten 
Handwerkergenoſſenſchaften — bei einer ſolchen 
Verbandskaſſe beſtanden eine Zeit lang, um ihr 
möglichſt entgegenzukommen, eine ganze Anzahl 
verſchiedener Arten der Kreditberechnung. Daß 
ſolche Verhältniſſe auf die Dauer unhaltbar ſind, 
ſollte wohl allgemein anerkannt werden. Das 
Beſtreben der Verbandskaſſen muß es ſein, dieſe 
Dinge zu vereinfachen und die P. C.-G.-K. tft 
ſelbſtverſtändlich beſtrebt, was gleichartig be— 
handelt werden kann, auch gleichartigen Be— 
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dingungen zu unterjtellen. Die vorliegenden 
Beſtimmungen geſtatten, wie gezeigt werden wird, 
eine weitgehende Rückſichtnahme auf die Ver— 
ſchiedenartigkeit der Verhältniſſe, ſie werden 
dem wirklichen Bedürfniſſe vollkommen gerecht, 
machen allerdings nicht Halt vor Einrichtungen, 
welche man nur aus Bequemlichkeit nicht 
ändern will. Die P. C.-G.-K. geht davon aus, 
daß, wenn ſie ſich ihrerſeits bemüht, die Arbeits— 
belaſtung der Verbandskaſſen und Genoſſen— 
ſchaften nach Möglichkeit zu beſchränken, ſie 
wohl darauf rechnen darf, daß man auch ihr 
in dieſer Hinſicht ihre ſchwierige Aufgabe er— 
leichtert. Dies geſchieht insbeſondere auch da— 
durch, daß man ſich der von ihr mitgetheilten 
Muſter bedient, wodurch die Bearbeitung der 
Kreditunterlagen ſehr vereinfacht wird. Muß 
man ſich in jedes Formular, welches bei einer 
oder der anderen Verbandskaſſe eingeführt wird, 
erſt hineinarbeiten, ſo macht dies nicht nur 
viel mehr Arbeit, ſondern koſtet auch Zeit und 
die Verbandskaſſen müſſen auf die Feſtſetzung 
der Kredite länger warten. Ein allgemeiner 
Grundſatz muß aber noch hervorgehoben werden, 
daß es das Recht und für Verwalter fremder 
Gelder bezw. von Staatsgeldern die Pflicht 
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derjenigen iſt, welche Geld ausleihen, die Be— 
dingungen feſtzuſetzen, unter welchen ſie dies 
thun können; der Darlehnsempfänger hat das 
Recht ſich zu entſchließen, ob er unter den 
geſtellten Bedingungen das Geld nehmen will 
oder nicht, er hat aber kein Recht ſeinerſeits 
in zwingender Weiſe Bedingungen zu ſtellen. 
Für die P. C.⸗G.⸗K. beſteht allerdings für ihre 
Entſchließungen die Rückſicht auf die ihr geſetz— 
lich übertragene Aufgabe der Förderung des 
Genoſſenſchaftsweſens. Dieſer Aufgabe iſt ſie 
ſich auch bei der Aufſtellung der Beſtimmungen 
durchaus bewußt geweſen, ſie bleibt ſich dieſer 
Aufgabe auch bewußt in dem Verkehr mit den 
Verbandskaſſen. 


A. Kreditwelen. 
82. 

Hier iſt nur der Grundſatz ausgeſprochen, 
daß es zur Eröffnung des Kredites eines 
ſchriftlichen Antrages bedarf. 

1. Anterlagen für den Kredit. 
Allgemeines. 
| Die P. C.⸗G.⸗K. iſt bei den Beſtimmungen 
2 über die Kreditunterlagen von dem Grundſatze 
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geleitet worden, daß ſie verpflichtet iſt, das— 
jenige zu verlangen, was ſie in den Stand 
ſetzt, die ihr anvertrauten Staatsgelder unter 
voller Sicherheit auszuleihen, nicht weniger 
und nicht mehr. Das Weniger würde uns 
dieſe Sicherheit nicht gewähren, das Mehr 
uns mit einer ſolchen Fülle von Einzelheiten 
belaſten, daß wir nicht im Stande ſein würden, 
die Arbeitslaſt in derjenigen Friſt zu bewältigen, 
welche im Intereſſe der Verbandskaſſen er⸗ 
wünſcht ſein muß. 

Wenn z. B. die P. C.⸗G.⸗K., wie man dies 
aus den Beſtimmungen hat herausleſen wollen, 
allgemein die Einreichung von Mitglieder 
liſten der einzelnen Genoſſenſchaften — und 
dazu noch alljährlich — verlangen wollte, an 
Stelle der durch die Verbandskaſſen bezw. der 
durch Vermittelung der Gerichte einzureichenden 
ſummariſchen Nachweiſe, ſo würde dies eine 
zweckloſe Beläſtigung mit Arbeit herbeiführen. 

§ 3. 

Hier wird entſprechend dem Grundſatze, daß 
die Verſchiedenartigkeit der Organiſation die 
nothwendige Berückſichtigung zu finden hat, 
getheilt zwiſchen ſolchen Verbandskaſſen, welche 


als Genoſſenſchaften und ſolchen, welche als 
Aktiengeſellſchaften gebildet ſind. Erſt ſeit dem 
Genoſſenſchafts-Geſetz von 1889 iſt die genoſſen— 
ſchaftliche Form für Vereinigungen von Ge— 
noſſenſchaften geſetzlich möglich, es haben daher 
die älteren Vereinigungen ſich als Aktien— 

geſellſchaften gebildet; es beſtehen unter den 
uns angeſchloſſenen Verbandskaſſen vier als 
Aktiengeſellſchaften. Der Kredit für dieſe richtet 
ſich nach dem Aktienkapital. Für ſie ſind daher 
die nachſtehenden Beſtimmungen für die Kredit— 
bemeſſung nicht maßgebend; nur wo ſie den 
Kredit z. B. bei Spezialſicherheiten auf den 
Kredit der einzelnen Genoſſenſchaften auf— 
bauen wollen, werden dieſe dieſelben Unter— 
lagen zu ſchaffen haben, wie andere Genoſſen— 
ſchaften. Für die Verbandskaſſen, welche 
Genoſſenſchaften ſind, hat die P. C.-G.⸗K. all⸗ 
gemein und durch den ganzen Kreditaufbau 
hindurch die Haftſummen als Unterlagen für 
den Kredit anerkannt. Schon früher war es 
einzelnen Verbandskaſſen gelungen, auf dieſer 
Unterlage Kredit zu erhalten; allgemein aber, 
3. B. bei der Reichsbank, iſt dieſe Unterlage 
noch nicht maßgebend und hierin beſteht der 
eine große Vortheil, welcher durch die P. C.-G.-K. 

8 


— we 


zur allgemeinen Einführung für den ganzen 
Bereich ihrer Geſchäftsverbindung gelangt ift. 

Die gerichtliche Eintragung des Genoſſen 
in das Genoſſenſchaftsregiſter verpflichtet den— 
ſelben den Statuten der Genoſſenſchaft gemäß, 
entweder mit ſeinem ganzen Vermögen — 
(unbeſchränkte Haftpflicht und unbeſchränkte 
Nachſchußpflicht) — oder mit einem beſtimmten 
Betrage — (beſchränkte Haftpflicht) — für die 
Verpflichtungen einzutreten, welche die Genoſſen— 
ſchaft übernommen hat, ganz gleichgültig, ob 
er ſelbſt für ſeine Perſon Darlehne von der 
Genoſſenſchaft genommen hat. Für ſolche Dar— 
lehne muß der Einzelne perſönlich beſonders 
aufkommen, daneben aber auch noch im Um— 
fange der übernommenen Haftpflicht für die 
Genoſſenſchaft. — In dem Geſetze vom 
31. Juli 1895, durch welches die P. C.-G.-K. ins 
Leben gerufen wurde, hat dieſe die Befugniß, 
nicht etwa die allgemeine bedingungsloſe Ver— 
pflichtung, erhalten, den Vereinigungen 
von Genoſſenſchaften zinsbare Darlehne zu geben. 
Vorausſetzung iſt, daß es Vereinigungen ſind, 
welche „unter ihrem Namen vor Gericht klagen 
und verklagt werden können.“ Sind dieſe 
Vereinigungen genoſſenſchaftlich organiſirt, ſo 


gilt für die als Mitglieder der Vereinigungen 
im Genoſſenſchaftsregiſter gerichtlich einge— 
tragenen Genoſſenſchaften daſſelbe, was vor— 
ſtehend von den Einzelperſonen geſagt iſt. 
Auch hier kann beſchränkte oder unbeſchränkte 
Haftpflicht vorkommen. Das Geſetz ſpricht nur 
von Vereinigungen von Genoſſenſchaften. Es 
iſt von der P. C.⸗G.⸗K. in der Praxis auch 
mit ſolchen Vereinigungen Geſchäftsverbindung 
eingegangen worden, welche neben den Genoſſen— 
ſchaften auch Einzelperſonen und andere Kor— 
porationen als Mitglieder haben. Es iſt der 
Beitritt ſolcher Einzelperſonen nöthig, welche 
als Vorſtandsmitglieder zum Beitritt verpflichtet 
ſind, ohne aber Kreditanſprüche zu machen, 
im Uebrigen iſt der Beitritt von Einzelperſonen 
zu Verbandskaſſen mit denſelben Rechten wie 
ganze Genoſſenſchaften nicht erwünſcht. Wenn 
ferner z. B. landräthliche Kreiſe als ſolche 
beitreten, ſo kann dies nur dann richtig ſein, 
wenn dieſelben ſelbſt auf Kreditgewährung keinen 
Anſpruch machen und nur die genoſſenſchaftliche 
Vereinigung durch ihre Kreditfähigkeit fördern 
wollen. Es würde ſonſt Konſequenzen nach 
ſich ziehen, die nicht zu überſehen ſind. Jeden— 
falls können nur phyſiſche oder juriſtiſche Per— 
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ſonen Mitglieder ſein, nicht beliebige andere 
Vereine. | | 

Die von den Genoſſenſchaften bei der Ver— 
bandskaſſe übernommenen Verpflichtungen für 
den allgemeinen Kredit ſind als ſolche ein— 
klagbar. 

Diejenigen Beträge, welche die Genoſſen— 
ſchaft von der Verbandskaſſe als Darlehne 
übernimmt, begründen einen beſonderen An— 
ſpruch der Verbandskaſſe auf Rückzahlung des 
Darlehns, ganz unabhängig davon haftet die 
Einzelgenoſſenſchaft für die Verpflichtungen, 
welche die Verbandskaſſe als ſolche bei Anderen, 
z. B. bei der P. C.⸗G.⸗K., eingegangen iſt. 

N Aus Korreſpondenzen und perſönlichen 

Rückſprachen iſt zu entnehmen, daß über das 
Verhältniß des von der P. C.-G.-K. gewährten 
Kredits zu dem Kredit, welchen die Verbands— 
kaſſe den einzelnen Genoſſenſchaften und die 
Genoſſenſchaften endlich den einzelnen Genoſſen 
gewähren, vielfach irrthümliche Anſchauungen 
verbreitet ſind. Es wird daher im Anſchluſſe 
an die vorſtehenden Auseinanderſetzungen hierauf 
noch kurz einzugehen ſein. Die ſchwierigen 
Verhältniſſe der Landwirthſchaft und des Hand— 
werkerſtandes, allgemein ausgedrückt des Mittel- 
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ſtandes, drängen mehr und mehr dazu, auf 
dem Wege genoſſenſchaftlichen Zuſammen— 
ſchluſſes, durch Vereinigung der Kräfte einen 
Rückhalt für die Erfüllung der wirthſchaftlichen 
Aufgaben zu erreichen. Indem die Genoſſen— 
ſchaft in ſich die ſonſt vereinzelten Kräfte zu— 
ſammenfügt, bietet ſie für den Kredit und für 
andere gemeinſchaftliche, wirthſchaftliche Unter— 
nehmungen Unterlagen, welche der Einzelne nicht 
leiſten kann. Bei dem Kredit insbeſondere beruht 
die Wirkſamkeit, der Erfolg des Zuſammen— 
ſchluſſes darauf, daß die Einzelnen nicht jederzeit 
gleichzeitig in vollem Umfange die Kräfte der 
Genoſſenſchaft in Anſpruch nehmen, ſondern daß 
bald der Eine, bald der Andere Bedarf hat 
und daß ſich nun die Genoſſenſchaft in der 
Lage befindet, dem Einzelnen vorübergehend 
Kredite zu gewähren, die auf den gemeinſamen 
Kräften beruhen. Wie hoch ſich die Kredit— 
gewährung im einzelnen geſtaltet, iſt ein Vor— 
gang im Inneren der einzelnen Genoſſenſchaft. 
Dieſe verlangt von ihren Mitgliedern hierbei 
die erforderlichen Sicherheiten; die von den— 
ſelben übernommene Haftpflicht ſpielt dabei in 
der Regel kaum mit; es werden beſondere 
Unterlagen verſchiedener Art gefordert, Bürg— 
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ſchaftsſcheine, dann Wechſel, wo der Verkehr 
mit ſolchen eingeführt iſt, u. dergl. 

Woher nimmt die Einzelgenoſſenſchaft die 
Mittel? 

Das ganz geſunde Verhältniß wäre es, 
wenn die Genoſſenſchaft durch Einlagen ihrer 
Mitglieder, welche gerade Geld zur Verfügung 
haben, oder durch ihr anvertraute Spareinlagen 
anderer Leute die Mittel hätte, um den Bedarf 
zu decken. Dieſes Verhältniß iſt aber in der 
Wirklichkeit nicht immer vorhanden. Für den 
ſicheren Geſchäftsbetrieb wird daher die Einzel— 
genoſſenſchaft ſtets einen Rückhalt an einem 
anderen Geldinſtitut haben müſſen. Es kann 
vorkommen, daß die Genoſſenſchaft mehr Geld 
erhält, als ſie auszuzahlen hat, dann muß ſie 
Gelegenheit haben, das Geld an eine andere 
Stelle weiter zu geben, um eine Verzinſung zu 
erhalten, da ſie ja ihrerſeits auch Zinſen für 
dieſes Geld geben muß; noch wichtiger aber 
iſt es, daß ſie eine Stelle hat, von welcher ſie 
Geld erhalten kann, wenn die augenblicklich 
vorhandenen Mittel nicht ausreichen, um den 
Bedarf zu decken. Es iſt nun in großem 
Umfange die Einrichtung verbreitet, daß die 
Genoſſenſchaften durch Vereinigung unterein— 
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ander ſich ſolche Centralſtellen, durch Ver— 
einigung zu einer Verbandskaſſe, oder wie 
man ſie ſonſt bezeichnen will, ſchaffen. 

Dieſe Vereinigung hat alſo für die Einzel— 
genoſſenſchaften dieſelbe Aufgabe, wie Einzel— 
genoſſenſchaften gegenüber den einzelnen Ge— 
noſſen; ſie iſt eine Ausgleichsſtelle, nach welcher 
unbenutzt liegende Gelder der Genoſſenſchaften 
eingeſandt werden, während bei Geldbedarf 
die Genoſſenſchaften von dieſen Verbandskaſſen 
Geld erhalten können. Auch hier wird ſich 
das Darlehn, welches die Genoſſenſchaft im 
einzelnen Falle giebt, auf gewiſſe Unterlagen 
ſtützen müſſen. Es wird allerdings hierbei die 
Haftpflicht, welche die Einzelgenoſſenſchaft bei 
der Verbandskaſſe übernommen hat, weſentlich 
mit in Betracht kommen, aber durchaus nicht 
allein für die Höhe des Darlehns entſcheidend 
ſein. Die Einzelgenoſſenſchaft wird das einzelne 
Darlehn auch noch auf andere Weiſe ſicher 
ſtellen können bezw. müſſen, auch wird die 
Gewährung der Höhe noch von den verfügbaren 
Mitteln der Verbandskaſſe abhängen. Wie 
dieſe aber den Einzelgenoſſenſchaften gegenüber, 
ſo übernimmt nun der Verbandskaſſe gegenüber 
die P. C.⸗G.⸗K. die Bereitſtellung der erforder: 


lichen Mittel, ſofern fie in der Verbandskaſſe 
nicht vorhanden ſind, ebenſo wie ſie die bei der 
Verbandskaſſe zeitweiſe unverwendbaren Mittel 
zur Verzinſung übernimmt. Ueberall da, wo 
in ſolcher Weiſe zuerſt die Einzelgenoſſenſchaft 
vor Allem ſich bemüht, möglichſt aus eigenen 
Kräften der Genoſſenſchaft oder aus Sparein- 
lagen, die auf dem Vertrauen der Bevölkerung 
zur örtlichen Spar- und Darlehnskaſſe beruhen, 
ſich Mittel zu ſchaffen, wo ſodann die Ver— 
bandskaſſe durch angemeſſene Einzahlung der 
Geſchäftsantheile materiell geſtützt wird und 
wiederum durch die Rückläufe ſeitens der Ge— 
noſſenſchaften die Betriebsmittel möglichſt flüſſig 
erhält, wird das ſchließliche Eintreten des 
Kredits bei der P. C.-G.-K. ſtets ausreichen 
und die Leiſtungsfähigkeit der Genoſſenſchaften 
in erſprießlichſter Weiſe ſicher ſtellen. Wo aber 
die Genoſſenſchaften ſich glauben bilden zu ſollen 
ausſchließlich in der Vorausſetzung, daß ihnen 
die Betriebsmittel durch Vermittelung einer zu 
dieſem Zwecke gebildeten Verbandskaſſe durch 
die P. C.⸗G.⸗K. zufließen werden, ſtatt daß man 
ſich in geſunder, genoſſenſchaftlicher Art, wie 
vorſtehend dargeſtellt, zuſammenſchließt, da kann 
eine gedeihliche Entwickelung nicht erwartet 
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werden. Die Gegner der P. E.-©.-R. erwecken 
den Anſchein, als ob ſolche krankhafte Genoſſen— 
ſchaftsbildung von der P. C.⸗G.⸗K. begünſtigt, 
wenigſtens ermöglicht würde. Das erſtere iſt 
jedenfalls unrichtig, die P. C.⸗G.⸗K. wehrt ſich 
gegen ſolche ungeſunde Bildungen, ſchließt 
aber grundſätzlich keine Verbandskaſſe aus, 
wenn ſie alle Bedingungen zum Geſchäftsverkehr 
erfüllt, ſelbſt dann, wenn die Bildung an ſich 
gegen den Rath der P. C.⸗G.⸗K. ſtattgefunden 
hat. In einem Falle hat die P. C.⸗G.⸗K. einer 
ſolchen Verbandskaſſe wegen der im Geſchäfts— 
verkehr hervorgetretenen Uebelſtände, vor allen 
Dingen wegen Ausbleibens jeglicher Rück⸗ 
zahlungen, den Geſchäftsverkehr gekündigt und 
damit die Liquidation veranlaßt. Man iſt 
bemüht, dieſe ſo einzurichten, daß der Ueber— 
gang der ſonſt guten Genoſſenſchaften an einen 
größeren Verband zur Durchführung kommt, 
auf welchen die P. C.⸗G.⸗K. von Anfang an 
hingewieſen hatte. 

Damit die Haftſummen als Unterlage für 
den Kredit dienen können, muß die gerichtliche 
Eintragung der Mitglieder der Genoſſenſchaften 
ftattgefunden haben und zwar bei Genoſſen— 
ſchaften mit beſchränkter Haftpflicht auch die 
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Anzahl der übernommenen Geſchäftsantheile 
und der Haftſumme, welche jedem Geſchäfts— 
antheile entſpricht. 

Was iſt nun nach den Grundſätzen der 
P. C.⸗G.⸗K. von dieſen Haftſummen als ver— 
tretbar anzuerkennen? 

. Als Regel gilt, daß nur der zehnte Theil 
des nachgewieſenen Vermögens einer einzelnen 
Perſon als vertretbare Kreditunterlage anzuſehen 
iſt. Man wird nicht vergeſſen, daß es ſich 
hier nicht darum handelt feſtzuſtellen, ein wie 
hohes Darlehn man einer Perſon geben kann, 
ſondern in welcher Höhe man unter allen Um— 
ſtänden darauf rechnen kann, Jemanden für 
den Geſammtkredit einer Genoſſenſchaft heran— 
ziehen zu können, ohne ihn wirthſchaftlich zu 
ſchwer zu ſchädigen. Man denke daran, daß 
bei einem Konkurſe auch ſolche Genoſſen bei— 
tragen müſſen, welche vielleicht nie Geld bei 
der Genoſſenſchaft geborgt hatten, jedenfalls 
bei den Gründen des Konkurſes ganz unbetheiligt 
find. Wird da ein Mann, der 100 000 M. 
Vermögen beſitzt, es nicht ſchon ſehr ſchwer 
empfinden, 10 000 M. für Andere zahlen zu 
ſollen? Man wird doch auch nicht unberück— 
ſichtigt laſſen, daß Geſchäftsleute ihr Vermögen 
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auch noch anderweitig engagirt haben können, 
ohne daß die Genoſſenſchaften oder die P. C.-G.-K. 
davon unterrichtet iſt. 

Die P. C.⸗G.⸗K. wünſcht ihrerſeits durch 
die von ihr gewährten Kredite keine höhere 
Verpflichtung als den Betrag von ½0 des 
Vermögens herbeizuführen. Sie ſieht aber 
auch in dieſer Beſchränkung eine Gewähr dafür, 
daß ſie ſelbſt unter mißlichen ſonſtigen Verhält— 
niſſen noch immer, vielleicht langſam, aber 
doch ſicher zur Rückgewähr der eingeräumten 
Beträge gelangen wird. Nicht ausgeſchloſſen 
iſt es aber, daß in einzelnen Fällen, wo einzelne, 
oder eine Gruppe von Perſonen, deren Ver— 
mögen angemeſſen iſt und bei denen Geſchäfts— 
kunde vorausgeſetzt werden kann, die Bürg— 
ſchaft übernehmen, mehr wie ein Zehntel als 
vertretbar zugelaſſen wird. 

Indem man aber im Allgemeinen an dem 
Zehntel feſthält, geſtaltet ſich das Verhältniß 
verſchieden bei der Anwendung des Grundſatzes 
auf Genoſſenſchaften mit verſchiedener Haftpflicht. 
Bei unbeſchränkter Haftpflicht tritt ein 
Genoſſe für den andern mit ſeinem ganzen 
Vermögen ein, es entſteht gewiſſermaßen eine 
Geſammtverpflichtung aller Vermögen und der 
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zehnte Theil des Geſammtbetrages der Vermögen 
wird unbedenklich als eintreibbar und damit 
voll als Kreditunterlage anzuſehen ſein. 

Anders bei der beſchränkten Haftpflicht. 
Hier entſteht nur eine Geſammtheit von Haft⸗ 
ſummen, und wenn auch die einzelne Haft— 
ſumme dem zehnten Theil des Vermögens des 
einzelnen Mitgliedes entſprechen ſoll, ſo tritt 
doch nicht wie bei der unbeſchränkten Haft— 
pflicht das eine Vermögen für das andere 
unbeſchränkt ein. Wird ein Einzelner durch 
Vermögensverfall außer Stand geſetzt, auch nur 
das Zehntel des bei der Kreditfeſtſetzung vor— 
handen geweſenen Vermögens zu vertreten, ſo 
fällt dieſer Genoſſe mit ſeiner Haftſumme aus, 
und Niemand tritt dafür ein. 

Es wird daher bei allen Genoſſenſchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht, ſowohl bei denen, 
deren Mitglieder einzelne Perſonen ſind, als 
bei denen, deren Mitglieder Genoſſenſchaften 
ſind, ein Sicherheitsabzug gemacht und zwar 
mindeſtens von ¼ der geſammten Haftſummen; 
er kann aus Gründen der nicht ausſchließlichen 
und weniger nahen Geſchäftsverbindung auch 
noch höher genommen werden, wie bei SS 11, 
12, 13 erläutert werden wird. 


Spezialſicherheiten. 

Der Umſtand, daß namentlich bei einigen 
neuen Verbandskaſſen Genoſſenſchaften von 
ſehr verſchiedener Kreditfähigkeit zuſammen— 
treten, ohne daß der genoſſenſchaftliche Geiſt 
lebendig zu ſein pflegt, welcher in der Ueber— 
nahme einer den Mitteln entſprechenden An— 
zahl von Geſchäftsantheilen, ſomit einem da 
von abhängigen höheren Betrag an Haft— 
ſummen, ſeinen Ausdruck finden würde, hat 
die P. C.⸗G.⸗K. veranlaßt, wenn auch nicht 
gern, die Kreditgewährung auf ſogenannte 
Spezialſicherheiten auszudehnen. Die leiſtungs— 
fähigen Genoſſenſchaften geben zur Verſtärkung 
des Kredits der Verbandskaſſe bei der P. C.⸗G.⸗K. 
Depotwechſel, Bürgſchaftsſchein. Wie hoch die— 
ſelben als vertretbar an genommen werden, 
wird nach den vorſtehend entwickelten Grund— 
ſätzen über die Kreditfähigkeit der Genoſſen— 
ſchaften feſtgeſtellt. Auch Werthpapiere werden 
als Unterlage angenommen. Es ſei nebenbei 
bemerkt, daß ſich ſolche Einzelgenoſſenſchaften 
wegen ihrer beſonderen Leiſtung gegen Miß— 
brauch bei den Verbandskaſſen ſicher zu ſtellen 
pflegen. — Für die P. C.⸗G.⸗K. beſteht nur 
ein Kredit, das iſt der Kredit der Verbands— 
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kaſſen, mag derſelbe auf den Haftſummen oder 
auf Spezialſicherheiten beruhen; nur die Ver 
bandskaſſe hat bei der P. C.-G.⸗K. ein Conto 
in Gemäßheit des § 2 des Geſetzes vom 
31. Juli 1895, welches die Darlehne nur an die 
Vereinigungen von Genoſſenſchaften zuläßt. 


. ss 4, 5, 6, 7. 

Wer die Erläuterung zu 8. 3 und die 
allgemeinen Grundſätze aufmerkſam geleſen 
hat, wird von ſelbſt die Berechtigung der im 
S 4 geforderten Nachweiſe anerkennen. 

Eine Verbandskaſſe, welche die Eröffnung 
eines Kredits bei der P. C.-G.-K. beantragt, 
hat den Beweis zu erbringen, daß ſie kredit— 
fähig iſt und bis zu welcher Höhe dieſe Kredit— 
fähigkeit reicht. Da dieſe Kreditfähigkeit ab— 
hängig iſt von derjenigen der angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften, ſo iſt eine Liſte dieſer Ge— 
noſſenſchaften d. h. alſo der Mitglieder der 
Verbandskaſſe, nicht aber ſind die Liſten aller 
angeſchloſſenen Genoſſenſchaften einzureichen. 

Wo einzelne Perſonen neben den Genoſſen— 
ſchaften Mitglieder der Verbandskaſſe ſind, 
gehören dieſe auch in die Liſte. 

Da nur diejenigen Genoſſenſchaften für 


die P. C.⸗G.⸗K. zur Kreditunterlage beitragen, 
welche gerichtlich eingetragen ſind und er— 
fahrungsmäßig dies von verſchiedenen Ver— 
bandskaſſen nicht beachtet worden iſt, ſo wird 
die Einſendung der gerichtlichen Beſcheinigungen 
verlangt; bei Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht, was zur Zeit bei allen genoſſen— 
ſchaftlich vereinigten Verbandskaſſen der Fall 
iſt, muß auch noch die Zahl der übernommenen 
Geſchäftsantheile beſcheinigt ſein. Alle dieſe 
Beſcheinigungen ſind auch für die Verbands— 
kaſſe ſelbſt nöthig und bedarf es alſo gar 
keiner neuen Eingabe, ſondern nur der 
Mittheilung der bei der Verbandskaſſe vor— 
handenen gerichtlichen Beſcheinigungen an die 
P. C.⸗G.⸗K., welche dieſe Schriftſtücke nach Ein— 
ſichtnahme und Vermerk in ihren Akten ſofort 
zurückſendet. 

Nur die erſte beglaubigte Liſte, welche 
allerdings wegen Eintretens erheblicher Ver— 
änderungen mit der Zeit einer Erneuerung be— 
dürfen kann, wird zu den Akten der P. C.-G.-K. 
genommen. 

Es iſt ferner einzureichen ein von der 
Verbandskaſſe aufzuſtellender Nachweis A. 
Man wolle ſich denſelben in der Anlage an— 
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ſehen, um zu erkennen, wie hier die ganzen 
Kreditunterlagen nachzuſehen und zu prüfen ſind. 
Die Verbandskaſſen werden zwar aus 
ihren Akten ſchon einen großen Theil der An— 
gaben entnehmen können, aber nicht alle, ſo 
daß ſie Eingaben von den Einzelgenoſſenſchaften 
einfordern müſſen, wozu die Muſter B. C. 
(S4 Nr. 3 und 8 5) zu verwenden find. 
Unter der Ueberſchrift: „Verhältniſſe der 
Einzelgenoſſenſchaften“, Spalte 1 bis 12 ein- 
ſchließlich, ſind Angaben zu machen, welche 
ohne weitere Rückfragen aus den Akten jeder 
Genoſſenſchaft hervorgehen müſſen. Die einzige 
Schwierigkeit bildet die Frage nach dem Ver— 
mögen und nach dem Einkommen der Genoſſen. 
Nachdem in Preußen eine Vermögens— 
ſteuer (die ſogen. Ergänzungsſteuer, welche 
nach Abzug der Schulden feſtgeſtellt wird) 
beſteht und außerdem eine auf Selbſtangaben 
beruhende Einkommenſteuer, liegt es ſehr nahe, 
nach dieſen Steuern die Nachweiſe aufzuſtellen; 
daneben aber kann auch durch beſondere Ein— 
ſchätzung das ſonſt noch vorhandene Vermögen 
und Einkommen berechnet werden. Soll dieſe 
Einſchätzung berückſichtigt werden, dann muß 
im Nachweiſe kurz mitgetheilt werden, nach 
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welchen Grundſätzen ſie erfolgt iſt und die— 
jenigen, welche ſie angenommen haben, müſſen 
die Angaben verantwortlich unterſchreiben. 
Hauptunterlage bleibt das Vermögen, die 
anderen Angaben werden zur Ergänzung her— 
angezogen. Das Einkommen iſt wechſelnd bei 
dem Einzelnen, und iſt auch dadurch im Ge— 
ſammtbetrage bei der Genoſſenſchaft ein größerer 
Wechſel vorhanden, als bei den Mitgliedern 
mit feſtem Beſitze. Es möge noch auf die 
Bedeutung von Spalte 9 hingewieſen werden. 
Da nämlich in dem geſammten Einkommen 
auch dasjenige vom Vermögen einbegriffen iſt, 
alſo ſowohl das Vermögen ſelbſt, als auch 
das Einkommen aus demſelben in den Zahlen 
enthalten iſt, ſo iſt unter Annahme, daß aus 
dem Vermögen 3½ Prozent Einkommen her— 
rühren, dieſer Betrag in Abzug gebracht, um 
eine doppelte Bewerthung derſelben Unterlage 
zu vermeiden. 

Wie kommt man aber zur Kenntniß vom 
Vermögen und Einkommen, ſoweit dies zur 
Unterlage für den Kredit nöthig iſt? Wir müſſen 
hier unterſcheiden zwiſchen dem Verfahren bei 
unbeſchränkter Haftpflicht und dem bei be— 
ſchränkter Haftpflicht. 
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Bei unbeſchränkter Haftpflicht gebraucht man 
nur die geſammte Summe des vorhandenen 
Vermögens bezw. Einkommens, denn ein Ver— 
mögen und ein Einkommen tritt für das andere 
ein. Zur Ermittelung dieſer Geſammtzahlen iſt 
nur erforderlich, die Mitgliederliſte, die doch 
bei jeder Genoſſenſchaft vorhanden ſein muß, an 
den Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion, in 
deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat, 
einzuſchicken. Da der Brief auf Muſter D ab— 
gedruckt iſt, ſo hat der Vorſtand der Genoſſen— 
ſchaft nur diejenigen Angaben auszufüllen, welche 
ſelbſtverſtändlich bei den Genoſſenſchaften ver— 
ſchieden ſind und die Liſte mit dem Brief zu— 
ſammen abzugeben oder einzuſenden. Nach den 
Verfügungen des Herrn Finanzminiſters vom 
16. Juni 1897 und vom 7. Juli 1897 wird 
der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion die 
Beſcheinigung auf der Rückſeite von Muſter D 
ausfüllen. Bemerkt wird, daß auch in dem vor— 
gedruckten Antwortſchreiben der Vorſtand der 
Genoſſenſchaft auszufüllen hat, was er nach 
ſeiner Wiſſenſchaft ausfüllen kann, ſo daß der 
Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion nur 
die Summe der Steuern und das Datum ein— 
trägt und die Unterſchrift leiſtet. So gelangt 
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das Muſter D an die Verbandskaſſe, welche 
ein großes Intereſſe daran hat, die Angaben 
zu erfahren und zur Aufſtellung des Nach— 
weiſes A zu benutzen. Die Liſte wird die Ver— 
bandskaſſe an die Einzelgenoſſenſchaft zurück— 
reichen. Das Muſter D mit dem Muſter B, auf 
welchem die Ergänzungsſteuer- und Einkommen— 
ſteuerbeträge von der Verbandskaſſe nachgetragen 
werden, nebſt dem Muſter A werden an die 
P. C.⸗G.⸗K. überſandt. Will die Verbandskaſſe, 
weil das Vermögen ꝛc. zur Unterlage in der 
von der Verbandskaſſe gewünſchten Weiſe nicht 
ausreicht, noch Schätzungen veranlaſſen, ſo bleibt 
dies überlaſſen. Die P. C.⸗G.⸗K. ihrerſeits ver— 
langt die Ausfüllung der Nr. 7b und Sb auf 
Muſter B und die Ausfüllung der Spalten 7b 
und 8b auf Muſter A nicht. 

Für die Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht wird der Nachweis überall da, 
wo eine Mindeſtgrenze der übernommenen Haft— 
ſummen überſchritten wird, ſchwieriger, weil hier 
kein Mitglied für das andere verpflichtet iſt, 
jedes nur im Umfange der übernommenen Haft— 
ſumme für die Verpflichtung der Genoſſenſchaft 
eintritt. Hier kommt die Kreditfähigkeit der 
einzelnen Mitglieder in Betracht. Die P. E.-©.-R. 
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hat es ſich bei ihren Beſtimmungen zur Aufgabe 
geſtellt, auch hier nur das zu verlangen, was 
zur Kreditunterlage für ſie zu wiſſen unbedingt 
nöthig iſt. Man beachte das Muſter „C“. 
Während auf der Vorderſeite nur die Angaben zu 
machen ſind, welche aus den Statuten und Liſten 
der Genoſſenſchaft unmittelbar zu entnehmen ſind, 
giebt die Rückſeite eine kurze Anweiſung zur 
Beibringung des Kreditfähigkeits-Nachweiſes. 
Nr. I weiſt auf den ſchon früher dargelegten 
Grundſatz hin, daß bei allen Berechnungen der 
zehnte Theil des Vermögens als vertretbar 
nachzuweiſen iſt. Nr. II verlangt, daß in den 
Fällen, in welchen ein einzelnes Mitglied mehr 
als 300 Mark Haftſumme vertreten ſoll, ein 
Nachweis über die Fähigkeit erbracht iſt. Das 
heißt alſo, daß die P. C.-G.⸗K. in weitem Ent⸗ 
gegenkommen annehmen will, daß jedes Mit— 
glied 10 x 300 = 3000 M. Vermögen habe. 
Nur in den Fällen, wo entweder die einzelne 
Haftſumme ſchon 300 M. überſchreitet, oder in 
welchen ein Einzelner mehrere Geſchäftsantheile 
und damit mehrere Haftſummen übernommen 
hat, iſt ein Nachweis zu erbringen. Nr. IIb 
erklärt dieſen Nachweis für erbracht, wenn der 
Vorſtand der Genoſſenſchaft durch ſeine, aller— 


8 


dings dann verantwortliche, Unterſchrift be— 
ſcheinigt, daß die Mitglieder, bei welchen mehr 
als 3000 M. Vermögen zur Vertretung der 
Haftſummen vorhanden ſein muß, dies Ver— 
mögen nach Angabe der dem Vorſtande vor— 
gezeigten Steuereinſchätzungen oder Steuerzettel 
beſitzen. Eine Verantwortung für die Richtig— 
keit der Steuerveranlagung übernimmt der Vor— 
ſtand natürlich nicht, ſondern nur die Verant— 
wortlichkeit für die Thatſache der richtigen Be— 
kundung aus dem Steuerzettel. Bei dieſem 
Verfahren handelt es ſich nur darum, daß die 
Mitglieder einer Genoſſenſchaft den von ihnen 
erwählten Vertrauensmännern des Vorſtandes 
ſo weit einen Einblick in ihre Verhältniſſe ge— 
ſtatten, daß die Erklärung abgegeben werden 
kann. Die P. C.⸗G.⸗K. hat gar kein Verlangen 
mehr zu erfahren. 


Ein Beiſpiel wird die Sache erläutern. 
Angenommen, eine Genoſſenſchaft hat 20 Mit- 
glieder, welche zuſammen 30 Geſchäftsantheile 
übernommen haben. Es wird dann folgende 
Beſcheinigung genügen: 


Mehr als 1 Geſchäftsantheil zu 300 M. 
Haftſumme haben übernommen: 


Zu 
6 Mitglieder mit 16 Gejchäftsan- 


theilen, davon vertretbar. .. 11 
14 Mitglieder zu je 1 Geſchäfts⸗ 
ant hein 14 


zuſaunn 25 
Geſchäftsantheile zu 300 M. Haft: 
ſ umme 
Wenn aber die Haftſumme, welche einem 
einzelnen Geſchäftsantheile entſpricht, mehr als 
300 M. beträgt, alſo z. B. 400 M., ſo würde 
zu beſcheinigen ſein: 
Mehr als einen Geſchäftsantheil haben 
übernommen: 
6 Mitglieder mit 16 Geſchäftsan⸗ 


theilen, davon vertretbar. .. 11 
von den übrigen 14 Mitgliedern 
können 400 M. vertreten 8. . 8 


zuſammen Gefchäftsantheile 19. 

zu 400 M. Haftſumme .. 4600 M. 

Weiter noch 6 Mitglieder 

zu 300 Mm — 1800 M. 
zufammen 6400 M. 

Für die Fälle, in welchen Perſonen bei 
mehreren Genoſſenſchaften Antheile übernommen 
haben, würde eine genügende Auskunft nach 
Nr. ILa durch Ausfüllung des Muſters E gegeben 
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ſein. Endlich wird noch (Ile) die Möglichkeit ge— 
geben, auf andere glaubhafte Art die Vertretbar— 
keit nachzuweiſen. Wenn z. B. in einer Genoſſen— 
ſchaft die Betheiligung mit Geſchäftsantheilen 
abhängig gemacht iſt von den Steuern, ſo daß 
das Ergebniß mit den Anforderungen der 
P. C.⸗G.⸗K. im Weſentlichen zuſammentrifft, ſo 
kann der Nachweis durch Bezugnahme hierauf 
und auf Grund der gerichtlich eingetragenen 
Geſchäftsantheile als erbracht angeſehen werden. 
Selbſtverſtändlich muß im einzelnen Falle ge— 
prüft werden, ob dies zutrifft. Es könnte 
ferner auch vorkommen, daß einzelne landes— 
kundig reiche Leute, um die Genoſſenſchaftsſache 
zu unterſtützen, beitreten und einige Geſchäfts— 
antheile übernehmen, die im Vergleich mit ihrem 
Vermögen ganz geringfügig ſind und derent— 
wegen ſie dem Vorſtand der Genoſſenſchaft 
keinen Einblick in ihre Vermögensverhältniſſe 
zu geben geneigt ſind. Hier würde die Auf— 
führung ſolcher Perſönlichkeiten mit Angabe 
der von ihnen übernommenen Geſchäftsantheile 
ausreichen. Bei jedem Verfahren nach Nr. IIe 
können allerdings Rückfragen nöthig werden, 
um der P. C.⸗G.⸗K. die Ueberzeugung zu ver— 
ſchaffen, daß die gegebenen Unterlagen aus— 
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reichen, um die normalen Nachweiſe nach Nr. Ila 
und b zu erſetzen. Während bei den letzteren eine ge— 
wiſſermaßen ziffermäßige Unterlage für die Sicher— 
heit beſteht, hängt deren Annahme bei Nr. Ile von 
der jedesmaligen pflichtmäßigen Beurtheilung ab. 

Es iſt ſchon berührt worden, daß durch die 
Betheiligung derſelben Perſonen bei ver— 
ſchiedenen Genoſſenſchaften Schwierigkeiten für 
eine zutreffende Beurtheilung der Kreditfähigkeit 
entſtehen. Das Muſter E giebt die Möglichkeit, 
dieſe Schwierigkeiten zu überwinden und giebt 
eine zuverläſſige Form für die Beurtheilung der 
Kreditfähigkeit bei Uebernahme von mehr als 
300 M. Haftſumme überhaupt. Ausgehend 
von dem Grundſatz, daß die P. C.-G.⸗K. von 
dem Vermögensſtande der Einzelperſonen nicht 
mehr wiſſen will, als zur Sicherheit für den 
Kredit nöthig, iſt in dem Muſter E nur die 
Beſcheinigung durch den Vorſitzenden der Ver— 
anlagungskommiſſion gefordert, daß das Ver— 
mögen der Mitglieder nach der Ergänzungs— 
ſteuer mindeſtens den zehnfachen Betrag der 
nach den vorſtehenden Spalten 4 und 5 im 
Ganzen übernommenen Verpflichtungen beträgt. 
Dieſe Beſcheinigung enthält, wenn auch nicht 
eine Angabe über das ganze Vermögen, ſo 
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doch über einen Theil deſſelben. Dem Vor— 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſion würde 
daher nicht geſtattet ſein, eine ſolche Mittheilung 
zu machen, wenn nicht die davon betroffenen 
Perſonen dies genehmigen. Daher iſt ein Antrag 
dieſer Perſonen auf der Vorderſeite des Muſters E 
vorgedruckt. Durch die Unterſchrift unter dieſen 
Antrag erhält der Vorſitzende die Ermächtigung 
zur Ausſtellung der auf der letzten Seite des 
Muſters E vorgedruckten Erklärung. 

Den Antrag auf die Beſcheinigung kann 
ſelbſtverſtändlich nur derjenige ſtellen, der zu 
dem entſprechenden Vermögen veranlagt iſt; 
die Höhe ſeiner Veranlagung aber muß doch 
Jeder wiſſen. Wer geringeres Vermögen hat, 
ſoll den Antrag nicht ſtellen. Es handelt ſich 
ja nur darum, den Nachweis für diejenigen 
Perſonen zu liefern, die größere Haftſummen 
übernommen haben. Endlich kommen nicht 
ſowohl bei Spar- und Darlehnskaſſen, als bei 
Genoſſenſchaften zu gemeinſamem Betriebe von 
induſtriellen Unternehmungen Fälle vor, wo 
die einzelnen Perſonen ſich mit Summen be— 
theiligen, denen gegenüber eine volle Angabe 
der Vermögensverhältniſſe nöthig erſcheint. 
Für ſolche Fälle iſt Muſter E vorbehalten. 
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Für die Beſcheinigungen von Muſter E und 
Muſter F ſind die Verfügungen des Herrn 
Finanzminiſters vom 2. November 1896 und 
vom 8. Januar 1898 maßgebend. 

Durch dieſe Auseinanderſetzungen ſind die 
SS 4, 5, 6 und 7 erledigt; für die Anwendung 
der Muſter E und F iſt der § 7 in der von 
einem Mitgliede des Ausſchuſſes vorgeſchlagenen 
Form aufgenommen. 

§ 8. 

Der § 8 enthält die Vorſchrift darüber, 
was eintreten ſoll, wenn die Verbandskaſſe 
und die Einzelgenoſſenſchaften die nach den 
vorhergehenden Paragraphen vorgeſchriebenen 
Nachweiſe nicht erbringen. 

Die P. C.⸗G.⸗K. nimmt in der Regel 
300 M. von dem Einzelnen als vertretbare 
Haftſumme an, behält ſich aber das Recht vor, 
bis zu 100 M. herabzugehen, wo nach den 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen die Vertretbarkeit 
höherer Beträge ausgeſchloſſen erſcheint. Bisher 
war nur in vereinzelten Fällen dieſe Be— 
ſchränkung geboten. 

BR 

Die Kreditunterlagen ſind übereinſtimmend 

mit § 4 gefordert, wo eine Krediteröffnung 
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beantragt wird und dann, „inſofern“, d. h. in 
allen Fällen, in welchen „eine Krediterhöhung“ 
beantragt wird. Die Vermehrung der Genoſſen— 
ſchaften oder der Mitglieder derſelben iſt an 
ſich kein Grund zu einer Einreichung, ſondern 
nur, wenn man auf Grund ſolcher Vermehrung 


Erhöhung des Kredits haben will, ſind die 


Unterlagen hierfür einzureichen. Es iſt nun 
aber dringend wünſchenswerth, daß nicht, wie 


das bisher bei manchen Verbandskaſſen geſchah, 


das ganze Jahr hindurch immer wieder Nach— 
träge kommen, ſondern daß die Anträge zu 
beſtimmten Terminen eingereicht werden. Als 
ſolche ſind der 15. Februar und der 15. Auguſt 
angegeben, da an dieſen Terminen auch die 
Feſtſetzung des Zinsfußes erfolgt. Bei neuen 
Kaſſen ſind allerdings wohl Ausnahmen zu 
machen, das Schlimme iſt nur, daß die neuen 
Kaſſen ſowohl in dieſer Beziehung als auch 
in anderen Fragen, die für den Anfang zu 
ihrer Förderung und zur Ueberwindung von 
Schwierigkeiten gemachten Ausnahmen als 


Regel beizubehalten wünſchen und ſich ſehr 


unangenehm berührt zeigen, wenn die P. C.-G.-K. 


ſich bemüht, nach und nach den Geſchäftsver— 


kehr in die geregelten Bahnen überzuleiten. 
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Schlußbemerkung 

zum Abſchnitt „Anterlagen für den Kredit.“ 

Man wird finden, daß bei dieſem Abſchnitte 
eine Menge Dinge zu beachten ſind, und bei ober— 
flächlicher Beurtheilung ſind die Beſtimmungen 
wohl als büreaukratiſch bezeichnet. Die Mannig— 
faltigkeit der Beſtimmungen rührt aber eben 
daher, daß nicht büreaukratiſch und ſchablonen— 
haft verfahren werden ſoll, ſondern daß, wenn 
auch einige allgemeine Grundſätze feſtgehalten 
werden, die Beſtimmungen die Berückſichtigung 
der verſchiedenartigſten Verhältniſſe zulaſſen. 
Verbandskaſſen und Genoſſenſchaften, die mit 
dem guten Willen an die Beſtimmungen heran— 
treten, dieſelben zur Anwendung zu bringen, 
werden leicht den für ſie paſſenden Weg her— 
ausfinden und ohne große Mühe beſchreiten 
können, um der P. C.-G.-K. die nöthigen Unter— 
lagen zur Kreditgewährung zu liefern. ; 


Kreditfeſtſetzungen. 
§ 10. f 
Nach dem S 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 
31. Juli 1895 ift die P. C.-G.⸗K. befugt 
aber nicht verpflichtet den Vereinigungen 
von Genoſſenſchaften zinsbare Darlehne zu 
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geben. Die P. C.⸗G.⸗K. hat bisher daran 
feſtgehalten, allen Verbandskaſſen, welche den 
Geſetzen gemäß gebildet ſind und Kredit— 
unterlagen einreichen, auch einen Kredit zu er— 
öffnen und ſo lange in Geſchäftsverbindung zu 
bleiben, bis wichtige Gründe die Auflöſung 
derſelben nothwendig machen. Es iſt dies 
bisher in einem einzigen Falle geſchehen. 

Ein Anſpruch auf Kredit aber beſteht für 
die Verbandskaſſen nicht. Noch weniger beſteht 
ein Anſpruch auf eine beſtimmte Höhe des 
Kredits, wenn auch in manchem Schriftwechſel 
die Verbandskaſſen ein Recht in dieſer Hinſicht 
in Anſpruch zu nehmen ſcheinen. 

Die P. C. ⸗G.⸗K. kann in „Laufender 
Rechnung“ nicht mehr Kredit verſprechen, als 
ihre Mittel ihr geſtatten, da es ſich hier 
erfahrungsgemäß um nicht jederzeit flüſſigen 
Kredit handelt. 

Sie kann alſo genöthigt ſein, wenn die 
Geſammtſumme der nach den Unterlagen mög— 
lichen Höchſtkredite die Grenze der vom Grund— 
kapital für dieſe Kredite verfügbaren Summe 
überſteigt, den Kredit in Laufender Rechnung 
allen Verbandskaſſen um einen entſprechenden 
Betrag zu kürzen und den Kredit in dem ge— 
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kürzten Umfange nur als flüſſig zu machenden 
Wechſelkredit zu gewähren. Auch beſondere 
Verhältniſſe einer Verbandskaſſe können die 
P. C.⸗G.⸗K. veranlaſſen und ſogar im Hinblicke 
auf ihre Verantwortlichkeit dem Staate gegen— 
über verpflichten, nicht bis zur Höchſtgrenze 
des Kredites zu gehen. 

Die P. C.⸗G.⸗K. ſtellt die Kredite ihren 
Grundſätzen entſprechend ſorgfältig feſt. Sie 
macht nur Mittheilung über den Geſammt— 
kredit, welcher der Verbandskaſſe eröffnet wird. 
Sie kann ſich aber unmöglich darauf einlaſſen, 
nun, wie es ab und zu verlangt wird, Rechen— 
ſchaft über die Kreditberechnung für jede einzelne 
Genoſſenſchaft abzulegen. 


811. 


Die Verbandskaſſen treten in verjchteden- 
artige bald nähere bald fernere Beziehungen 
zur P. C.⸗G.⸗K. Aus dieſen Arten der Be- 
ziehungen folgt theils eine größere Sicherheit 
für die Darlehne, welche die P. C.-G.-K. den 
Verbandskaſſen gewährt, theils fließen durch 
den Verkehr der P. C.-G.-K. mehr oder weniger 
Mittel zu zur Löſung der Aufgabe, welche das 
Kreditweſen ihr auferlegt. Die P. C.-G.-K. 
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hat die Folgen dieſer Verſchiedenartigkeit durch 
eine verhältnißmäßig verſchiedene Höhe des 
Kredits zum Ausdruck gebracht. 

Die Verbandskaſſen, ſoweit ſie nicht als 
Aktiengeſellſchaften begründet ſind, beſtehen faſt 
durchweg als Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht, bei welcher jede zugehörige Einzel— 
genoſſenſchaft nur mit der Summe haftet, 
welche ſie bei der Verbandskaſſe übernommen 
hat. Entſteht durch Zahlungsunfähigkeit einer 
Genoſſenſchaft ein Ausfall, ſo treten die anderen 
nur inſoweit ein, als die übernommene Haft— 
ſumme reicht. 

Die P. C.⸗G.⸗K. ſichert ſich daher von vorn— 
herein gegen ſolche Ausfälle, indem ſie die nach 
den früher dargelegten Grundſätzen als ver— 
tretbar erſcheinenden einzelnen Haftſummen, 
wo ſie zuſammengefaßt werden, um den Kredit 
einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht 
zu begründen, nur nach Abzug eines Sicher— 
heitsabzuges von mindeſtens / der Geſammt— 
ſumme als Kreditunterlage einſtellt. Daſſelbe 
Verfahren kommt auch bei allen Einzelgenoſſen— 
ſchaften mit beſchränkter Haftpflicht zur An— 
wendung. Dies iſt die günſtigſte Berechnung, 
welche überall da eintritt, wo die P. C.-G.-K. 
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die Zuſicherung hat, daß die Verbandskaſſen 
(und innerhalb derſelben die Genoſſenſchaften) 
den ihnen aus dem Verkehr mit den eigenen 
Genoſſen und aus Spareinlagen nicht zufließen- 
den Geldbedarf ausſchließlich durch die P. C.-G.-K. 
beziehen und wo außerdem die P. C.-G.-K. 
durch Führung der baaren Kaſſe der Verbands— 
kaſſe immer einen fortdauernden Einblick erhält 
in die Kreditverhältniſſe und die Geldbewegung, 
den Ausgang und Eingang bei den Kaſſen. 
Dann aber erhält auch durch die direkten Ein- 
zahlungen der Kaſſen die P. C.-G.-K., wie die 
Erfahrung dies ſchon gezeigt hat, einen viel 
lebendigeren Rücklauf, als wenn dieſer ſich bei 
den Verbandskaſſen erſt anſammelt. Es iſt 
in den Bedingungen der P. C.-G.-K. dieſes 
Verhältniß damit bezeichnet, daß ſolche Ver— 
bandskaſſen die Ausſchließlichkeitserklärung 
abgeben und für ſich nur eine Buchkaſſe 
halten (ſiehe Seite 66). 

Ueber letztere iſt insbeſondere zu bemerken, 
daß bereits vor Errichtung der P. C.-G.⸗K. 
einzelne Verbandskaſſen mit provinziellen oder 
auch anderen Geldinſtituten diejenige Geſchäfts— 
verbindung hergeſtellt hatten, welche man mit dem 
Namen „Buchkaſſe“ bezeichnen kann. Dieſelbe 
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beſteht darin, daß die Verbandskaſſe keine wirk— 
liche Kaſſe hat, daß ſie nicht die von ihren 
Mitgliedern eingeſandten und die an dieſelben 
abgehenden Zahlungen direkt in Geldbeträgen 
empfängt beziehungsweiſe zahlt, ſondern daß 
ſie für die ganze Geldbewegung die Vermitte— 
lung der P. C.⸗G.⸗K. herbeiführt. 

Die Verbandskaſſe hat bei der Pr. C.⸗G.⸗K. 
einen Kredit, der nach den in Vorſtehendem 
dargelegten Grundſätzen feſtgeſtellt wird. Ueber 
dieſen Kredit kann die Verbandskaſſe in jeder 
ihr paſſenden Art verfügen. — Gehen Geld— 
anforderungen ſeitens der Mitglieder, ins— 
beſondere alſo ſeitens der angeſchloſſenen Ge— 
noſſenſchaften ein, jo weiſt ſie die P. C.-G.-K. 
an, die Zahlungen an die Mitglieder zumachen. — 
Andererſeits, wenn die Einzelgenoſſenſchaften 
Geld unbenutzt liegen haben, ſenden ſie daſſelbe 
nicht an die Verbandskaſſe, ſondern zu Gunſten 
des Kontos der Verbandskaſſe an die P. C.⸗G.⸗K. 

Die Quittungen für die von der P. C.-G.⸗K. 
an die Einzelgenoſſenſchaften gemachten Zahlungen 
werden nicht an die P. C.⸗G.⸗K., ſondern an 
die Verbandskaſſen eingeſchickt, wodurch das 
Verhältniß klar geſtellt wird, daß die Einzel— 
genoſſenſchaften ihren Kredit nicht bei der 


8 * 


— 114 — 


P. C.⸗G.⸗K., ſondern bei den Verbandskaſſen 


haben. Ebenſo quittirt die P. C.-G.-K. nicht 
den Einzelgenoſſenſchaften die Geldeinſendungen, 
ſondern der betreffenden Verbandskaſſe. Durch 
zweckentſprechende Formulare iſt ein glatter 
Geſchäftsgang, ſowie die nöthige Kontrolle 
ſicher geſtellt. 

Dieſe geſammte Einrichtung hat für die 
Verbandskaſſen den großen Vortheil, daß die 
ganze Verwaltung weſentlich billiger und 
ſicherer wird. Es iſt nicht erforderlich, einen 
Kaſſenbeamten anzuſtellen und die für eine 
Kaſſenverwaltung erforderlichen Vorſichtsmaß— 
regeln durchzuführen; es genügt ein tüchtiger 
Buchhalter, der bei kleinen Verbandskaſſen 
dieſe Geſchäfte nebenamtlich übernehmen kann. 
Es wird an Porto geſpart, wenn die Gelder 
nicht erſt an die Verbandskaſſe und dann 
weiter an ihren Beſtimmungsort geſandt werden. 
Es wird an Zinſen erſpart, wenn dieſer Um— 
weg vermieden wird. 

Die P. C.⸗G.⸗K. hat ihrerſeits ein Intereſſe 
daran, die Geldeinläufe als bald zu erhalten 
und nicht bei den Verbandskaſſen erſt ſich an- 
ſammeln zu laſſen; ſie hat außerdem durch den 
unmittelbaren Einblick in die Geldbewegung 
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die Kenntniß, ob es ſich um geſunde Ver— 
hältniſſe handelt oder nicht. Bei der Bedeutung, 
die dieſe Frage für die Sicherſtellung des 
Kredits hat, und bei dem Vortheil, den die 
direkte Ueberweiſung der Gelder bietet, hat 
die P. C.⸗G.⸗K. die Buchkaſſen hinſichtlich der 
Höhe des einzuräumenden Kredits beſſer geſtellt, 
als die Nichtbuchkaſſen, und zwar iſt dies als 
Grundſatz bereits bei der erſten Ausſchuß— 
ſitzung im Jahre 1895 mitgetheilt und ohne 
Widerſpruch geblieben. 
8 13. 

Statt / wird ½ abgezogen, wo eines der 
beiden Zugeſtändniſſe nicht gemacht wird, wo 
alſo die Vortheile, welche der P. C.-G.-K. durch 
die Beſchränkung der Verbandskaſſen auf Buch— 
kaſſe zu Theil werden, wegfallen oder aber, 
wo die Verbandskaſſe ſich das Recht vorbehält, 
auf denſelben Kreditunterlagen nicht nur bei 
der P. C.⸗G.⸗K., ſondern auch bei anderen 
Geldinſtituten und zwar ohne Vorwiſſen der 
P. C.⸗G.⸗K. Geld zu entnehmen. 

Wo aber weder das eine noch das andere 
Zugeſtändniß gemacht wird, tritt eine noch 
etwas geringere Kreditbemeſſung dadurch ein, 
daß zwar bei der Berechnung der Kreditfähigkeit 
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der Einzelgenoſſenſchaften nur ein Drittel ab- 
gezogen wird, von der Schlußſumme der Ver⸗ 
bandskaſſe indeſſen nur die Hälfte als Kredit 
gewährt werden ſoll. Die Einrichtungen, welche 
durch die SS 11 bis 13 getroffen find, ent— 
ſprechen dem natürlichen Verhältniſſe zwiſchen 
Darlehnsgeber und Darlehnsnehmer. Je mehr 
Sicherheit und je günſtigere Bedingungen hin— 
ſichtlich der Rückzahlungen dem Darlehnsgeber 
durch den Darlehnsnehmer gewährt werden, 
deſto höher kann der Kredit bemeſſen werden. 


8 14. 


Die P. C.⸗G.⸗K. führt aber die in den 
SS 11 bis 13 enthaltenen Beſtimmungen nicht 
ohne Rückſicht auf die Verhältniſſe durch, 
ſondern prüft, in wie weit die Verbandskaſſen 
ohne Schädigung in der Lage ſind, die Be— 
dingungen zu erfüllen. Es haben einzelne 
Verbandskaſſen von früher einen nach ſeiner 
Höhe beſchränkten Kredit bei anderen Geld— 
inſtituten oder provinziellen Kaſſen; hier findet 
die Kreditfeſtſetzung unter Abzug der ander— 
weitig aufgenommenen Darlehne ſtatt. Es 
wird aber die Bedingung der Ausſchließlich— 
keitserklärung als erfüllt angeſehen. Bei einer 


ST 


Anzahl Kaſſen iſt die Einführung der Buch— 
kaſſe wegen der Art des geſammten Geſchäfts— 
betriebes nicht angängig; wo dies der P. C.-G.-K. 
nachgewieſen und die Berechtigung hierzu an— 
erkannt wird, behalten ſolche Verbandskaſſen 
dieſelbe Höhe des Kredits wie Buchkaſſen. Es 
iſt alſo auch hier wieder geſorgt, daß nicht 
nach Schablone gewirthſchaftet wird und nament— 
lich werden die Ausnahmen gemacht bei Neu— 
bildungen, bei welchen die Geſchäftsgebahrung 
noch nicht endgültig feſtſteht. 


Allgemein zu SS 11-14. 


Es muß aber im Allgemeinen betont werden, 
daß außer einer etwas geringeren Bemeſſung 
des Kredits, deren Berechtigung hinreichend 
nachgewieſen ſein dürfte, im übrigen Geſchäfts— 
verhältniß zwiſchen Kaſſen mit Buchkaſſe oder 
ohne ſolche, mit Ausſchließlichkeitserklärung 
oder ohne ſolche, keinerlei Unterſchied, nament— 
lich auch nicht hinſichtlich des Zinsfußes ge— 
macht wird. 

ss 15—18. 

Dieſe Paragraphen bedürfen keiner näheren 
Erörterung. Es iſt im S 17 auch darauf 
hingewieſen, daß die Kreditfeſtſetzungen, außer 
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bei der erſten Eröffnung eines Kredits, nur 
zwei mal im Jahre vorgenommen werden ſollen. 
Die Ausnahmen hiervon ſind leider bis jetzt 
noch in zahlreichen Fällen in Anſpruch ge— 
nommen. Bei ganz neuen Kaſſen kommt die 
P. C.⸗G.⸗K. auch gern entgegen, muß aber doch 
den dringenden Wunſch, ſowohl hinſichtlich der 
Arbeitslaſt als auch mit Rückſicht auf die 
Gelddispoſitionen, haben, daß nicht fortwährend 
Anträge auf Erhöhungen und damit Aenderungen 
in der Höhe der Anſprüche hervortreten. 


Form des Kredits. 


8 19. 

Es kommen zwei Formen des Kredits in 
Anwendung, Kredit in Laufender Rechnung 
und Wechſelkredit. Für beide Arten werden 
die Unterlagen nach den SS 3 bis 9 zu ſchaffen 
ſein. Es wird die Feſtſetzung im Allgemeinen 
nach den SS 10 bis 18 ſtattzufinden haben; nur 
mit dem Unterſchiede, daß bei Wechſelkredit 
die Unterlagen nach Umſtänden in höherem 
Procentſatz berückſichtigt werden können, als 
bei der „Laufenden Rechnung“. Es handelt 
ſich um die Prüfung der Sicherheit im einzelnen 
Falle. 
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Man wolle nicht vergeſſen, daß es ſich, ab— 
geſehen von den Genoſſenſchaften, die ſelbſt 
den Wechſel im Verkehr mit ihren Kunden 
durchführen, von Seiten der P. C.-G.⸗K. nicht 
handelt um Wechſel von Einzelperſonen, ſondern 
um ſolche, welche von Verbandskaſſen aus— 
geſtellt und von Genoſſenſchaften acceptirt ſind, 
mit der Beſtimmung, die Kreditfähigkeit der 
letzteren auf dieſem Wege im Intereſſe der 
Verbandskaſſe zu benutzen. Es kann alſo auf 
dieſe Weiſe dieſer Kredit vorübergehend er— 
weitert werden über den Haftſummenkredit 
hinaus. Wenn gewünſcht worden iſt, die 
Wechſelform möge nicht in Anwendung gebracht 
werden, um ein größeres Kreditbedürfniß zu 
befriedigen, ſo liegt die Erfüllung dieſes Wunſches 
jedenfalls nicht im Intereſſe der Genoſſenſchaften. 
Es kann z. B. vorkommen, daß im Laufe des 
Jahres, nachdem die P. C.⸗G.-K. die halb- 
jährliche Kreditnormirung nach Maßgabe der 
verfügbaren Mittel vorgenommen hat, bei einer 
Verbandskaſſe durch Hinzutritt weiterer Ge— 
noſſenſchaften Kreditbedürfniß und Kreditfähig— 
keit wächſt. Da würde, wenn auch ein höherer 
Kredit in „Laufender Rechnung“ nicht möglich 
wäre, immerhin ein Wechſelkredit noch möglich 
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ſein. Wechſelkredit wird dann noch immer 
beſſer ſein, wie kein Kredit und auch der Zinsſatz 
zum Bankdiskont ohne Proviſion bietet einen 
Zinsſatz, mit welchem ſich andere Geldinſtitute 
nicht werden zufrieden ſtellen. Ueberhaupt 
wolle man bedenken, daß da, wo neben dem 
Kredit in laufender Rechnung ein Wechſelkredit 
gewährt wird, der Durchſchnittszinsſatz aus 
beiden Kreditarten immer noch ein ſehr mäßiger 
ſein wird. Es muß z. B. auch darauf hin— 
gewieſen werden, daß bei den Genoſſenſchaften, 
welche kaufmänniſche Betriebe zum Gegenſtand 
haben, der Wechſel im Verkehr garnicht wird 
vermieden werden können, daß aber gerade hier 
die angegebenen Zinsbedingungen, d. h. Bank— 
diskont ohne Proviſion oder Zuſchlag, günſtig 
ſind und im Geſchäftsbetrieb unſchwer auf— 
gebracht werden können. 


820 
Wo Spezialſicherheiten — Depotwechſel, 
Bürgſchaftsſcheine — als Unterlage gegeben 
ſind, wird in der Regel die Form des 
Wechſelkredits in Anwendung kommen. Der 


Depotwechſel u. ſ. w. begründet hierbei den 
Kredit, welcher durch gewöhnliche Wechſel 
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(1=, 2, 3⸗Monatswechſel) benutzt werden kann. 
Die P. C.⸗G.⸗K. will Spezialſicherheiten nicht 
begünſtigen. Solche pflegen da als Aushülfe 
benutzt zu werden, wo ſich einzelne Genoſſen— 
ſchaften, welche die Mittel dazu hätten, nicht 
darauf einlaſſen wollen, die nach dieſen 
mögliche Anzahl von Geſchäftsantheilen ein— 
zuzahlen und dementſprechend Haftſummen zu 
übernehmen. Dies wird ſich mit der Zeit 
beſſer geſtalten, wenn erſt älteren gut geleiteten 
Verbandskaſſen eine angemeſſene Verzinſung 
der Geſchäftsantheile, z. B. mit 4 Prozent, 
geſichert ſcheint. Die P. C.⸗G.⸗K. könnte ja, 
wenn ſie nur ihr geſchäftliches Intereſſe im 
Auge hätte, mit den von leiſtungsfähigſten 
Einzelgenoſſenſchaften gegebenen Spezialſicher— 
heiten ganz einverſtanden ſein, ſie würde im 
Falle einer Liquidation raſcher zu ihrem Geld 
kommen, als bei dem Haftſummenkredit der 
Verbandskaſſe. Die P. C.⸗G.⸗K. hält ſich aber 
verpflichtet, ihre Geſchäftsbedingungen ſo zu 
‚stellen, daß dadurch die geſunde Entwickelung 
des Genoſſenweſens gefördert wird. Sollen 
Verbandskaſſen ihre Aufgabe erfüllen und nicht 
gleich bei Schwierigkeiten, die bei einzelnen 
Genoſſenſchaften entſtehen, mit ihrer Leiſtungs— 
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fähigkeit in Frage kommen, dann müſſen ſie 
in ſich kräftig werden. Das geſchieht aber in 
zuverläſſiger Weiſe nicht durch die jederzeit 
rückziehbaren Spezialſicherheiten, ſondern durch 


die von den Genoſſenſchaften feſt übernommenen, 
mit angemeſſener Einzahlung erfolgten Ge⸗ 


ſchäftsantheile. 


Laufende Rechnung. 
§ 21. | 
Man hat bei dem Paragraphen Anſtoß 


genommen an dem Ausdruck „kurzfriſtiger 
Perſonalkredit“. Derſelbe erklärt ſich zunächſt 
einfach durch den Gegenſatz zum „langfriſtigen 


Realkredit“, wobei der Ausdruck „Realkredit“ 
im engen Sinne, alſo der auf hypothekariſche 
Eintragung begründete Kredit gemeint iſt, was 
der gewöhnlichen Auffaſſung desſelben ent— 
ſpricht. Allerdings aber darf es ſich auch bei 
der Benutzung der Mittel der P. C.-G.-K. zum 
Perſonalkredit nicht um mehrjährig feſtgelegte 
Kredite handeln, welche dann auch nicht 
eigentlicher Perſonalkredit zu ſein pflegen. 
Zur Förderung des wirthſchaftlichen Lebens 
iſt in allen Provinzen durch andere Inſtitute 
(Provinzialhilfskaſſen u. ſ. w.) für ſolchen 
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dauernden Kredit geſorgt. Die Aufgabe der 
P. C.⸗G.⸗K. iſt es, als Ausgleichsſtelle zu 
dienen; dieſe Eigenſchaft ſetzt voraus, daß der 
von ihr zur Ergänzung der eigenen Mittel 
von den Verbandskaſſen beanſpruchte Kredit 
von dieſen nicht feſtgelegt wird. Dies würde 
z. B. geſchehen, wenn der Kredit zum Bau 
und zur Einrichtung von Molkereien gebraucht 
oder vielmehr mißbraucht anſtatt zur Unter— 
ſtützung des eigentlichen Betriebes in ſolchen 
Zeiten benutzt würde, wo die Molkereiprodukte 
ſich anſammeln und der ſofortige Abſatz nicht 
durchführbar iſt, während nach erfolgtem Ver— 
kauf das Geld wieder zurückgezahlt werden 
kann, oder wenn das Geld zum Bau von 
Brennereien verwendet würde anſtatt zum An— 
kauf von Kartoffeln, deren Preis wieder er— 
ſtattet werden kann, ſobald der Spiritus ver— 
kauft wird. Kurz geſagt, die Mittel der 
P. C.⸗G.⸗K. ſollen dem Betriebskredit dienen, 
nicht dem Anlagekredit. 
Es giebt nur einzelne Verbandskaſſen, 
welche zeitweiſe auch ein Guthaben bei der 
P. C.⸗G.⸗K. hatten, die große Mehrzahl aber 
befindet ſich immer in der Schuld, und man 
wird zufrieden ſein, wenn wenigſtens ein leb— 
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hafter Umſatz ſtattfindet, wenn die Ein- und 
Ausgänge im Laufe einer Geſchäftsperiode 
ſich möglichſt ausgleichen. Wenn z. B. eine 
Verbandskaſſe in ihrem Geſchäftsbericht aus— 
führt, daß fie rund 3 360000 M. im Laufe 
des Jahres abgezahlt, 3 100 000 M. von der 
P. C.⸗G.⸗K. erhoben habe, ſo iſt dies ſchon 
ein erfreuliches Ergebniß, es wird aber dabei 
auch angegeben, daß immerhin noch ein Schuld— 
betrag von 1900 000 M. bleibt. 
§ 22. 

Die Umwandelung des Kredits in Wechſel— 
kredit wegen nicht entſprechender Rückzahlungen 
hat die Bedeutung, daß dadurch die P. C.-G.⸗K. 
in die Lage verſetzt wird, durch Weiterbegebung 
der Wechſel die Beträge flüſſig zu machen, 
welche durch die „Laufende Rechnung“ feſt— 
gelegt waren. 

8 23. 

Dieſe Beſtimmung ſetzt feſt, daß eine 90tägige 
Kündigungsfriſt eingehalten werden ſoll, falls 
wegen mangelnder Rückzahlung die Aufkündigung 
des Geſchäftsverkehrs geboten erſcheint. 

8 24. 

Die P. C.⸗G.⸗K. iſt beſtrebt, namentlich den 

Verhältniſſen der ländlichen und Handwerker 
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Kaſſen, welche keine kaufmänniſchen Betriebe 
haben und ſchon wegen ihrer einfachen Ver— 
waltung mit ſtets wechſelndem Zinsfuß ſchwer 
arbeiten können, möglichſt entgegen zu kommen 
und ſetzt daher die Höhe des Zinsfußes ſtets 
auf ½ Jahr im Voraus feſt. Aus dieſer 
Feſtſetzung entſtehen für die P. C.-G.-K. ſehr 
erhebliche Schwierigkeiten bei der eigenen Geld— 
beſchaffung, welche ſelbſtverſtändlich an der Börſe 
oder direkt bei großen Geldinſtituten (Reichsbank, 
Seehandlung ꝛc.) erfolgen muß und ganz ab— 
hängig iſt vom Geldmarkt. Die P. C.-G.-K. 
hat zeitweiſe erheblich höhere Zinſen zu zahlen 
gehabt, als ſie den Verbandskaſſen anrechnet 
und muß durch Darlehnsgeſchäfte mit anderen 
Korporationen ſich bemühen, den Verluſt aus— 
zugleichen. Es iſt daher auch ganz natürlich, 
daß ſie nur ſolchen Verbandskaſſen die mit 
Mühe und Riſiko verbundenen Vorzugs-Be— 
dingungen gewährt, welche ſich den von ihr 
herausgegebenen Geſchäftsbeſtimmungen auch 
| in allen anderen Beziehungen anſchließen und 
auch bereitwillig der P. C.⸗G.⸗K. diejenigen 
Mittheilungen über die Verhältniſſe der Ge— 
noſſenſchaften machen, deren die P. C.-G.-K. 
zu einer richtigen Beurtheilung des genoſſen— 
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ſchaftlichen Kreditweſens und damit zu ſach— 
gemäßer Erfüllung der ihr geſtellten Aufgaben 
bedarf. — Als die P. C.⸗G.⸗K. ihre Thätigkeit 
begonnen hat, war 3 Prozent ein den Verhält— 
niſſen entſprechender Zinsfuß, bei welchem auch 
trotz der ſonſt durch die Verbandskaſſen und 
durch die Einzelgenoſſenſchaften in einem ge— 
wiſſen Umfange berechtigten Zuſchläge immer 
noch ein Zinsſatz für den einzelnen Darlehns— 
nehmer herbeigeführt wurde, welcher weit unter 
demjenigen bleibt, welcher von dem kleinen 
Landwirth, dem kleinen Handwerker und Ge— 
werbetreibenden anderwärts zu zahlen iſt. Seit 
jener Zeit (1895) haben ſich die Zinsverhältniſſe 
allgemein ungünſtiger für den Darlehnsnehmer 
geſtaltet und die P. C.⸗G.⸗K., jo ſehr ſie ſich 
bisher bemüht hat, ihren billigen Satz durch— 
zuführen, war genöthigt, auch in die Höhe zu 
gehen, jedoch unter Beibehaltung der halb— 
jährigen Feſtſetzung. — Für Wechſelkredit 
iſt allgemein der Diskontſatz der Reichsbank 
durch die P. C.-G.⸗K. feſtgehalten. Derſelbe 
war ſchon ſeit längerer Zeit über 3 %, wodurch 
alſo der Zinsſatz, welchen eine Verbandskaſſe 
für dieſen Theil ihres Kredits zahlen muß, ſich 
etwas erhöhte und auch ſich verändern kann. 
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Im Durchſchnitt des ganzen Darlehns bleibt 
aber der Zinsfuß den Verhältniſſen entſprechend 
immer noch ein mäßiger. Zur Zeit ſteht auch 
der Bankdiskont auf 4%. Die Kaſſe wird 
aber jetzt und auch in Zukunft immer beſtrebt 
ſein, den Zinsfuß ſo niedrig zu halten, wie 
ihr dies möglich iſt. Sie kann aber nicht, wie 
dies öffentlich und namentlich auch im Aus— 
ſchuſſe der P. C.⸗G.⸗K. ausdrücklich mitgetheilt 
iſt, ſich dauernd den Verhältniſſen des Geld— 
marktes entgegenſtellen. 


§ 25. 
Der Grundſatz, alle Rechnungen in laufender 
Rechnung proviſionsfrei zu führen, wird von 
den Meiſten durchaus nicht hinreichend ge— 


würdigt. Die P. C.⸗G.⸗K. verzichtet auf dieſe 
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Gebühren, weil ſie die lebendige Geldbewegung 
zu fördern ſucht. Wer Geld vorübergehend 
übrig hat, es ſpäter aber wieder gebraucht, 
wird, wenn er genau rechnet, ſich fragen, was 
bringt mir das Geld an Zinſen, wenn ich es 
alsbald an die Kaſſe gebe und was rechnet 
mir die Kaſſe an Gebühr (Proviſion) für die 
Mühewaltung, wenn die Summe durch ihre 
Bücher geht. Iſt der letztere Betrag größer 
9 
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als der Zinsverluſt, oder aber die Zinserſparniß, 
dann wird der gute Rechner ſein Geld im 
Kaſten liegen laſſen. Um aber dieſes zu ver— 
hüten, nimmt die P. C.⸗G.-K. keine Proviſion 
und empfiehlt dies auch den Verbandskaſſen 
und Genoſſenſchaften. 

Die ſtaffelförmige Berechnung der Zinſen 
iſt für die Verbandskaſſen von Vortheil, welche 
faſt ſtändig in der Schuld ſich befinden. Jede 
einzelne Abzahlung wird alsbald zur Anrechnung 
gebracht und fällt aus der Verzinſung aus, 
wirkt alſo erleichternd um die Höhe des vollen 
Zinsfußes für Darlehne. Während da, wo 
das ganze Konto am Schluſſe hinſichtlich der 
Zinſen abgeſtimmt wird, Abzahlungen nur mit 
dem Satz berechnet werden, welcher vom Dar— 
lehnsgeber für Einlagen gezahlt wird. 


B. Wechlelverkehr. 


SS 26 bis 33. 


Der Wechſelverkehr kann aus dem Betriebe 
der P. C.⸗G.⸗K. nicht ausgeſchloſſen werden, 
tritt aber in verſchiedener Weiſe auf. 

Bei den Verbandskaſſen, welche in ihrem 
eigenen Geſchäftsverkehr weſentlich mit Wechſeln 
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arbeiten, wird ein mehr oder weniger erheb— 


licher Theil des Kredits nicht in Laufender 
Rechnung, ſondern als Wechſelkredit eingeräumt. 
Bei 2 Verbandskaſſen ſtädtiſchen Charakters iſt 
der ganze Kredit als Wechſelkredit feſtgeſetzt. 
Es handelt ſich hier in der Hauptſache um 
Geſchäftswechſel, welche im Betriebe der Ver— 
bandskaſſen und der ihnen angeſchloſſenen 
Einzelgenoſſenſchaften vorkommen und von der 
P. C.⸗G.⸗K. diskontirt werden. 

Eine zweite Gruppe bilden die Wechſel, 
welche zur Ausdehnung des Kredits dienen; 
bei ihnen kommt es der P. C.⸗G.⸗K. darauf 
an, einen Theil der ausgeliehenen Gelder nicht 
ohne beſtimmte Rückzahlungsfriſten fortzugeben, 
ſondern in der liquiden Form der Wechſel. Die 
P. C.⸗G.⸗K. iſt verpflichtet, die Kredite in 


„Laufender Rechnung“ mit dem verfügbaren 


Theil ihres Grundkapitals im richtigen Ver— 
hältniß zu erhalten. So lange das Grund— 
kapital nicht mehr als 40 Millionen Mark 
beträgt, werden rund 30 Millionen für den 
Darlehnsverkehr in „Laufender Rechnung“, alſo 
ohne beſtimmte Rückzahlungsfriſten zur Ver— 
fügung zu ſtellen ſein. Nachdem die Geſammt— 


kreditfähigkeit aller Verbandskaſſen an den dazu 
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angeſetzten Terminen — jedes Mal vor dem 
1. April und vor dem 1. Oktober — feſtgeſtellt 
iſt, wird der Betrag, welcher 30 Millionen über— 
ſteigt, auf die Verbandskaſſen vertheilt und 
jeder einzelnen mitgetheilt, welchen Betrag des 
an ſich zugebilligten Kredites ſie nur als Wechſel— 
kredit ausnützen kann. Dieſe Wechſel werden aus⸗ 
geſtellt durch die Verbandskaſſen und acceptirt 
durch eine Einzelgenoſſenſchaft; ſie können zahlbar 
geſtellt (domizilirt) werden bei der P. C.-G.⸗K., 
d. h. ſie werden bei dieſer bei Verfall zur 
Zahlung eingereicht und auf Grund des 
freien Kredits oder vorhandenen Guthabens 
gezahlt. 

Eine andere Art von Wechſeln ſind dort 
eingeführt, wo Haftſummenkredit bei der Ver— 
bandskaſſe nicht beſteht, wo dieſelbe nicht als 
Genoſſenſchaft, ſondern als Aktiengeſellſchaft 
gebildet iſt. Hier iſt die Einrichtung getroffen, 
daß ſolche Verbandskaſſen die Wechſel ausſtellen; 
für die Genoſſenſchaft, welche dieſelben acceptirt, 
wird dabei aber nach den allgemeinen Grund— 
ſätzen der Nachweis verlangt, daß ſie die über— 
nommene Summe auch vertreten kann. 

Die in den Beſtimmungen angeführten 
Depotwechſel haben praktiſch dieſelbe Bedeutung 
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wie Bürgſchaftsſcheine, ſie bilden Unterlagen 
zur Ergänzung des Haftſummenkredits, ſogen. 
Spezialſicherheit, für den Kredit überhaupt. Ob 
dieſer Kredit dann durch „Laufende Rechnung“ 
oder durch Wechſel ausgenützt wird, unterliegt 
der Beſtimmung von Fall zu Fall. 

Bei den Depotwechſeln iſt es wohl vor— 
gekommen, daß einzelne reiche Mitglieder für 
eine Genoſſenſchaft oder Verbandskaſſe durch 
Wechſelaccept eingetreten ſind, oder daß eine 
Anzahl von Mitgliedern ihren perſönlichen, 
durch die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft nicht 
in Anſpruch genommenen Kredit ſo verwenden, 
aber im eigentlichen Wechſelverkehr wird durch 
die Einrichtungen der P. C.-G.-⸗K. nirgendwo 
eine einzelne Perſon zum Ausſtellen, Acceptiren 
oder Giriren eines Wechſels veranlaßt, wo dies 
ſtattfindet, geſchieht es in dem Geſchäftsverkehr 
innerhalb der Genoſſenſchaften. 


C. Tombard-Perkehr. 
SS 34 bis 36. 

Hier iſt nur von der Lombardirung von 
Werthpapieren die Rede, nicht vom Waaren— 
lombard. Ueber letzteren geben die im An— 
hange beigefügten Muſter Auskunft. 


mu !.; 


Die Paragraphen bedürfen keiner Er- 
läuterung. 5 


D. Perkehr in „ 
u. J. w. 
88 37 bis 44. 

Auch dieſe Paragraphen bedürfen keiner 
Erläuterung. 

Es iſt nur zu bedauern, daß gegenüber den 
ſo günſtigen Bedingungen ein ſo geringer Ge— 
brauch ſeitens der Genoſſen gemacht wird durch 
Vermittelung der Genoſſenſchaften und Ver— 
bandskaſſen den Ankauf und Verkauf von 
Werthpapieren ausführen zu laſſen. 


E. Schlußbeſtimmungen. 
§ 44a. 

Wenn Verbandskaſſen nach dem § 4 ihre 
Mitgliederliſten einreichen, ſo geht die P. C.-G.⸗K. 
von der Annahme aus, daß die in Muſter A 
oder auf Muſter B und C eingetragene An— 
zahl der Mitglieder der einzelnen Genoſſen— 
ſchaften zutreffend iſt. Nachdem nun aber der 
ganze Kreditaufbau ſchließlich auf dieſen Mit⸗ 


R 
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gliedern beruht, iſt es für die P. C.-G.⸗K. 
nothwendig zu erfahren, ob und welche Ver— 
änderungen in dem Beſtande an Mitgliedern 
und bei beſchränkter Haftpflicht an Geſchäfts— 
antheilen eingetreten ſind. Zu dieſem Zwecke 
find Muſter G und H im Januar jedes Jahres 
an die Gerichte einzureichen, die Gerichte geben 
die erbetenen Beſcheinigungen und ſenden den 
Bogen direkt an die P. C.⸗G.⸗K. Die im Muſter 
angegebene Form gewährleiſtet die Stempel— 
freiheit. Die Sicherheitsabzüge, welche die 
P. C.⸗G.⸗K. macht (SS 11— 13), geben ihr die 
Möglichkeit, über unweſentliche Veränderungen 
im Beſtande der Genoſſenſchaften hinwegzuſehen, 
bei erheblichen Verſchiebungen würde ſie mit 
der betreffenden Verbandskaſſe ſich ins Be— 
nehmen ſetzen. Durch dieſe Einrichtung werden 
die Verbandskaſſen der Mühe enthoben, ihrer— 
ſeits von allen Veränderungen der eingereichten 
Liſten Anzeige zu erſtatten. Die P. C.-G.⸗K. 
wird auf Wunſch die geſammelten Muſter G 
und I den betreffenden Verbandskaſſen zur 
Einſichtnahme zuſenden. | 
S 44b. 

Die in dieſem Abſatze gewünſchte Mit— 

theilung iſt von beſonderem Werthe für die 
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P. C.⸗G.⸗K., weil ſie Anhaltepunkte dafür 
bietet, wie die Geldbewegung innerhalb der 
Verbandskaſſen ſich geſtaltet, indem ſie dieſe 
Mittheilungen in Vergleich bringt mit der 
Geldbewegung, welche zwiſchen ihr ſelbſt und 
der Verbandskaſſe ſtattfindet. Bei ſtreng durch— 
geführter Buchkaſſe würde die P. C.-G.-K. 
die Angaben aus den von ihr geführten Conten 
zuſammenſtellen können, aber mit ſehr großer 
Mühe. 
S 44c. 

Die halbjährige Rohbilanz der Verbands— 
kaſſen iſt von großem Intereſſe für die 
P. C.⸗G.⸗K. in ihrer Eigenſchaft als Darlehns— 
geber. 

§ 44d. 

Es bedarf kaum einer Begründung, von 
welcher Wichtigkeit die Kenntniß der Bilanzen 
der Einzelgenoſſenſchaften für die Beurtheilung 
des genoſſenſchaftlichen Kreditweſens iſt; zu— 
gleich wird dieſe Mittheilung ſtatiſtiſchen 
Zwecken dienen, da dieſelben ja nur das ent— 
halten, was veröffentlicht iſt und daher in 
einer für die Oeffentlichkeit beſtimmten Be— 
arbeitung aufgenommen werden können. 
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Schlußabſatz. 

Es iſt durchaus nöthig, daß bei allen 
Eingaben, Fragebogen u. ſ. w. immer derjenige 
unterſchreibt, welcher für den Inhalt des 
Schriftſtückes verantwortlich iſt. In allen 
Fällen, wo die Firma der Genoſſenſchaft einer 


Unterſchrift beigefügt wird, iſt dieſe Unter— 


ſchrift nur dann rechtsgültig und verbindlich, 
wenn die ſtatutenmäßige Anzahl Unterſchriften, 
nach dem Geſetz mindeſtens 2, vorhanden iſt. 
Eine nur von einem Mitgliede neben der 
Firma erfolgte Zeichnung entſpricht daher nicht 
den geſetzlichen Anforderungen. 


— 16 
Pirerforium 
det Berlin, 
Preußiſchen 20. Septbr. 1898. 


Central Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


J. Nr. I. 2263. 


Zemerkungen 
zu den zum 

Auguft- Termin 1898 eingeſandten Kredit- Unterlagen, 
Die nachſtehenden Bemerkungen find für 

diejenigen Verbandskaſſen, auf welche ſie ſich 
beziehen, roth unterſtrichen. Den übrigen Ver— 
bandskaſſen werden ſie zur Kenntnißnahme mit— 
getheilt. 

Allgemeines. 

1. Bei der Einreichung von Materialien, Nach⸗ 
weiſen und Liſten ſind die durch die Be— 
ſtimmungen eingeführten Muſter und For⸗ 
mulare zu verwenden. Wollen die Ver⸗ 
bandskaſſen ſich dieſe Muſter ſelbſt herſtellen 
laſſen und nicht durch uns beziehen, ſo 
müſſen jedenfalls die ſelbſt hergeſtellten 
Muſter in Vordruck, Format, Liniatur u. ſ. w. 


I 4 in 1 Sa Zr DEE 3 
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genau den unſerigen entſprechen, weil nur 
bei völliger Gleichartigkeit der Nachweiſe, 
Liſten u. ſ. w. die ſehr umfangreiche Arbeit 
der Kreditfeſtſetzung ſich ſchnell erledigen läßt. 


Die Einreichung der Materialien iſt Seitens 


vieler Verbandskaſſen nicht zum feſtgeſetzten 
Termine — 15. Auguſt — erfolgt. Künftig 
wird nur das Material zur Kreditberechnung 
benutzt werden, das am 15. Februar bezw. 
15. Auguſt in unſeren Händen iſt, da ſich 
ſonſt die Mittheilung der neuen Kredite 
nicht frühzeitig genug bewirken läßt. 


Bei der diesmaligen Kreditfeſtſetzung ſind 


vielfache Ausnahmen hinſichtlich Form und 
Inhalt der Unterlagen geſtattet worden. 
Es muß jedoch dringend gebeten werden, 
ſich bei den Einreichungen formell und 
materiell genau an die Vorſchrift der Be— 
ſtimmungen vom Januar d. J. zu halten, 
da nur dadurch eine möglichſt gleichartige 
und gerechte Berechnung der Kredite gewähr— 
leiſtet werden kann. 


Die Mitgliederliſte (§ 4, der Belt.) 


war nicht eingeſandt und mußte nachträglich 


gefordert werden; 
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Jentſprach nicht der durch die Bekannt⸗ 
machung des Herrn Reichskanzlers, betr. 
die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters 
und die Anmeldungen zu demſelben, vom 
11. Juli 1889 vorgeſchriebenen Form; 
war nicht gerichtlich beglaubigt. 

Einige Verbandskaſſen hatten in Stelle 
dieſer Liſte eine gerichtliche Beſcheinigung 
nach Muſter H beantragt. Bejcheini- 
gungen nach Muſter H genügen in 
dieſem Falle nicht, dieſe ſind für alle an— 
geſchloſſenen Einzelgenoſſenſchaften jähr— 
lich im Monat Januar dem zuſtändigen 
Gerichte zur weiteren Veranlaſſung ein— 
zureichen. 

Nachweis A (S 4, der Beſt.). 
Bei der Aufſtellung waren mehrere, loſe 
gehaltene Titelbogen benutzt worden. 

Es wird erſucht, in einen Titelbogen 
die etwa erforderliche Anzahl von Ein— 
lagebogen einzuheften. 

In der Spalte „Laufende Nr. u. ſ. w.“ 
war nicht die laufende Nr. des Genoſſen— 
ſchaftsregiſters eingetragen. 

Die Eintragungen waren in unrichtiger 

Reihenfolge der laufenden Nr. erfolgt. 


c 
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Zu 8 und 9. Da die Eintragungen in 
das Genoſſenſchaftsregiſter (vgl. Mit- 
gliederliſte S 4) die Grundlage für 
die Bearbeitung bilden, ſo iſt es wegen 
der Auffindung der einzelnen Genoſſen— 
ſchaften nothwendig, ſich auch im 
Weiteren an dieſe Ordnung zu halten. 


10. In Spalte Ta entſprach das angegebene 
Vermögen nicht überall dem Tarifſatze des 
nachgewieſenen Ergänzungsſteuerbetrages. 


Vielfach waren die durch die Aller— 
höchſte Verordnung vom 25. Juni 1895 
beſtimmten Zuſchläge nicht berückſichtigt. 

Wir berechnen als Vermögen den mitt— 
leren Betrag der aus dem Tarife ſich 
ergebenden Klaſſe, welche dem nachge— 
wieſenen Geſammtbetrage an Ergän— 
zungsſteuer entſpricht (z. B. 78,80 M. 
Erg.⸗St. — Tarifklaſſe M. 150 000 bis 
160 000 — angenommenes Vermögen 
M. 155 000). 


11. Es fehlte ganz oder zum Theil die Auf— 
rechnung. 


Wir erſuchen, wenigſtens die Summen 
der Spalten 3, 5, 6, 14, 15 und 17 feſt⸗ 
zuſtellen und zum Schluſſe anzugeben. 
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12. Es fehlte Datum und Unterſchrift. i 

Vgl. §44 Schlußſatz der Beſtimmungen. 

13. Bei verſchiedenen Verbandskaſſen ſind von 

Vereinen, Genoſſenſchaftsverbänden, Kor: 

porationen, Kommunalverbänden u. ſ. w. 

Haftſummen übernommen worden. Dazu 

iſt zu bemerken, daß für die Kredit— 
berechnung 

a. nur die phyſiſchen Perſonen oder ſolche 
Verbände, Vereinigungen u. ſ. w., die 
unter ihrem Namen vor Gericht klagen 
und verklagt werden können (d. h. 
ſog. juriſtiſche Perſonen), berückſichtigt 
werden; 

b. nur ſolche juriſtiſche Perſonen berück— 
ſichtigt werden, die dem Erwerbe 
dienen. 

Uebernehmen Kommunalverbände, Kor— 
porationen, Vereine u. ſ. w., die nicht dem 
Erwerbe dienen, Haftſummen, ſo werden 
dieſe Haftſummen nur dann bei der Kredit— 
berechnung berückſichtigt, wenn in jedem 
einzelnen Falle eine rechtsverbindliche Be— 
ſcheinigung beigebracht wird, daß dieſe 
juriſtiſchen Perſonen ſelbſt keinen Kredit 
in Anſpruch nehmen oder bekommen. Die 
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Uebernahme von Haftſummen durch dieſe 
darf alſo nur behufs Unterſtützung und 
Förderung der Zwecke der Verbandskaſſen 
erfolgen. 


Fragebogen B bezw. C (S 4, der Beſt.). 
14. Die Nr. des Genoſſenſchaftsregiſters war 
unrichtig oder überhaupt nicht auf dem 
Fragebogen angegeben. 
Die Nr. muß mit derjenigen in der 
Mitgliederliſte der Verbandskaſſe (§ 4,,) 
und mit derjenigen im Nachweiſe A 
(S 4) übereinſtimmen, ſie iſt alſo die 
Mitgliedsnummer bei der Verbandskaſſe. 
15. Die ziffermäßigen Angaben ſind nicht in 
Buchſtaben, ſondern in Zahlen zu ſchreiben. 
16. Es fehlte ganz oder zum Theil Datum und 
Unterſchrift. 
| Bei einzelnen Verbandskaſſen haben 
wir uns für den letzten Termin mit der 
Aufſtellung und Vollziehung der Frage— 
bogen durch die Verbandskaſſen einver— 
ſtanden erklärt. Dieſe Ausnahme können 
wir in Zukunft nicht wieder eintreten 
laſſen. Die Fragebogen ſind auf alle 
Fälle von dem Vorſtande der ange— 
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ſchloſſenen Genoſſenſchaften zu unter: 
ſchreiben, die damit die Verantwortung 
für die gemachten Angaben, insbeſondere 
auch für die über Vermögensverhältniſſe, 
übernehmen. 

Wo von den Einzelgenoſſenſchaften 
unterſchriebene Fragebogen fehlen, werden 
künftig die von dieſen übernommenen 
Haftſummen bei der Kreditberechnung 
nicht berückſichtigt werden. 


Vermögensnachweiſe (§S 5— 7 der Beſt.). 

17. Für die Eröffnung der Geſchäftsverbindung 
wird die Beibringung von Vermögens— 
nachweiſen von uns nicht unbedingt ver— 
langt, es wird dies allerdings erforderlich, 
wenn im Intereſſe der Genoſſenſchaften 
eine volle Berückſichtigung der vorhandenen 
Kreditfähigkeit bei unſeren Kreditfeſt— 
ſetzungen ermöglicht werden ſoll. 

18. Bei Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter 
Haftpflicht geſchieht die Beibringung von 
Vermögensnachweiſen nach Muſter D (ſiehe 
Fragebogen B Bemerkungen II). Der be— 
zügliche Antrag an die Veranlagungs— 
behörde unter Beifügung einer Mitglieder— 


Er 
y 


liſte kann ſowohl von der Verbandskaſſe, 
als auch von den Einzelgenoſſenſchaften 
ausgehen (Erlaß des Herrn Finanzminiſters 
vom 7. Juli 1897 II. 7390). 

Bei Genoſſenſchaften mit heſchränkter Haft— 
pflicht erfolgt die Beibringung des Ver— 
mögensnachweiſes nach der Anleitung auf 
der Rückſeite des Muſters C. Hierbei 
werden in den meiſten Fällen nur die Vor— 
ſtände der Einzelgenoſſenſchaften in der 
Lage ſein, die Angaben zuverläſſig zu 
machen. Wird ein behördlicher Nachweis 
für nothwendig gehalten, ſo wird derſelbe 
nach Muſter E oder F erfordert ($ 7 der 
Beſt.). 
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Schlußbemerkung. 
Eine Anzahl von Verbandskaſſen hat zum - 
15. Auguſt d. J., zu dem von allen die 
Unterlagen erwartet wurden, dieſelben nicht 
eingeſandt. Für dieſe wird der nachträg— 
lichen Einreichung bis zum 15. Februar 1899 
mit Beſtimmtheit entgegengeſehen. 

Wo eine nachträgliche Einreichung 
ſämmtlicher oder einzelner Unterlagen 
nicht mehr erforderlich bezw. gefordert 
iſt, bleibt es bis auf Weiteres hinſichtlich 

10 
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der Höhe des Kredites bei der jetzigen 
Feſtſetzung. Sofern die Verbandskaſſen 
eine Erhöhung des Kredites beantragen, 
ſind die zur Begründung deſſelben er— 
forderlichen Unterlagen beizubringen ($ 9 
der Beſt.). 


Direktorium 


der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 
Freiherr von Huene. 
zur Megede. Dr. C. Heiligenſtadt. 


Er 
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Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe. 
S 


u Beöingungen 
| für den 
Depoſiten⸗, Check⸗ und Lombard⸗Verkehr, 
für den An⸗ und Verkauf, 
ſowie für die 
Aufbewahrung und Verwaltung von Werthpapieren. 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
iſt nach § 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1895, 
betreffend die Errichtung einer Centralanſtalt 
zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonal— 
kredites, ermächtigt, mit Jedermann, ſowohl mit 
Genoſſenſchafts-Verbänden als auch mit Kor— 
porationen, einzelnen Genoſſenſchaften, Firmen 
und Privatleuten in Depoſiten- und Check— 
Verkehr zu treten. 


I. Die Guthaben auf den Depofiten-Sonten. 
1. Die Depoſiten-Konten werden, ſoweit nicht 
andere Beſtimmungen platzgreifen, pro— 
viſionsfrei, lediglich unter Berechnung der 


10* 
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uns ſelbſt etwa entſtehenden Speſen und 
Porti geführt. 

Guthaben auf Depofiten - Konto können 
durch eigene oder zu Gunſten der Konto— 
Inhaber durch dritte Perſonen gemachte 
Baarzahlungen und Giro-Ueberweiſungen, 
durch Einlieferungen von Checks und An- 
weiſungen auf Berlin und von Wechſeln 


(Geſchäftswechſel auf Bankplätze werden 


zu ½ % über dem offiziellen Bankſatze, 
dergl. Wechſel auf Nichtbankplätze zu ) / 
über dem offiziellen Bankſatze zuzüglich 
Inkaſſo-Speſen diskontirt), ferner durch 
Ueberweiſung des Erlöſes aus dem Ver— 
kaufe von an uns eingeſandten Werth— 
papieren, Coupons und Deviſen (Wechſel 
auf das Ausland) gebildet werden. Findet 
ein Verkauf von Werthpapieren ſtatt, jo 
wird die für dieſe Geſchäfte vorgeſchriebene 
Proviſion in Rechnung geſtellt (vergl. 
unter IV. 1). 

Einzahlungen auf Depoſiten-Konto können 
außer an unſerer Kaſſe auch bei allen mit 
Kaſſeneinrichtung verſehenen Reichsbank— 
anſtalten durch Benutzung des Reichsbank— 
Girokontos der Preußiſchen Central-Ge⸗ 


. 


noſſenſchafts-Kaſſe gemacht werden. Die 
Reichsbank erhebt hierfür von den Perſonen, 
die kein Girokonto beſitzen, eine Gebühr von 
10 Pfennig für jede 1000 Mark, mindeſtens 
aber 30 Pfennig für jede Einzahlung. 
Von derartigen Einzahlungen muß der 
Inhaber des Depoſiten-Kontos uns Anzeige 
(Poſtkarte) machen, damit der eingezahlte Be— 
trag ordnungsmäßig verbucht werden kann.“ 
Die Gutſchriften erfolgen einen Tag nach 
Eingang des Geldbetrages, und wird über 
ſie Quittung ertheilt. 


Nach Schluß eines jeden Vierteljahres wird 


für jeden Konto-Inhaber ein Rechnungs— 
Auszug angefertigt und ihm zugeſtellt. 


II. Die Zins vergütung für die Guthaben auf 


45 
Kaſſe vergütet 


Depoſiten-Konto. 
Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 


a) auf täglich ohne Kündigung zurückzieh— 
bare Gelder 

bis auf Weiteres 2% pro anno. 

Beträge, die während einer Zeit 

von 5 Tagen nach ihrer Einlage wieder 

abgehoben werden, werden nicht verzinſt. 
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b) Bei Depoſitengeldern, deren Rück— 
zahlung an eine ſchriftliche Kündigung 
gebunden iſt, beträgt die Zinsvergütung 
bis auf Weiteres 

21/, % p. a. bei zweimonatlicher, 
2½ % P. a. bei dreimonatlicher 
Kündigung. 

„Die Zinſen werden tageweiſe, der Monat 

zu 30 Tagen, berechnet. Die den Konto— 

Inhabern zu vergütenden Zinſen werden 

am Schluſſe eines jeden Vierteljahres dem 

Guthaben im Konto zugeſchrieben. 

Jede Aenderung der von uns zur An— 

wendung gelangenden Zinsſätze wird den 

Inhabern von Depoſiten-Konten ſchriftlich 

mitgetheilt werden; ſie tritt ſofort am 

Tage des Abgangs der Mittheilung in 

Kraft. 

. Bei Einlage von Depoſitengeldern in 

größeren Beträgen und auf längere feſte 

Termine (4 Monate und darüber) bleibt 

die Gewährung günſtigerer Bedingungen 

beſonderen Vereinbarungen vorbehalten. 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 

Kaſſe iſt bereit, derartige Beträge unab- 

hängig von den Schwankungen des Zins— 
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fußes zu einem vorher zu vereinbarenden 
feſten Satze zu verzinſen. 


III. Die Verfügung über die Guthaben auf 


Depoſiten-Konto. 


Ueber die Guthaben auf Depoſiten-Konto 


kann verfügt werden: 


1. 
2. 


durch Abhebungen in baar; 
durch Giroüberweiſungen oder durch in 
anderer Form ſchriftlich ertheilte Zahlungs— 
anweiſungen; 
durch Zahlbarmachung von Wechſeln und An— 
weiſungen bei der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe; derartige Verfügungen 
ſind uns ſpäteſtens am Tage vor Fälligkeit 
der Wechſel und Anweiſungen ſchriftlich 
anzuzeigen; 

durch Aufträge zum Ankaufe von Werth— 

papieren (wegen der Ankaufsproviſion 

vergl. unter IV. I); 

durch Checks: 

a) Der Konto-Inhaber iſt verpflichtet, die 
ihm von uns gegen Quittung zu ſeiner 
Benutzung gelieferten Check-Formulare 
ſorgfältig aufzubewahren und von 
jedem Verluſte uns rechtzeitig ſchriftlich 
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Anzeige zu machen, damit Zahlungen 
an Unberechtigte verhindert werden 
können. Unbrauchbar gewordene Formu— 
lare ſind zurückzuliefern. 

Ferner ſind diejenigen Zahlen von 
der Zahlenreihe (rechts) vor Ausgabe 
des Checks abzutrennen, die deſſen 
Betrag überſteigen. 

Alle Folgen und Nachtheile des 
Zuwiderhandelns gegen vorſtehende Be— 
ſtimmungen trägt der Konto-Inhaber. 
Checks, die auf eine beſtimmte Perſon, 
Firma u. ſ. w. mit dem Zuſatze: „oder 
Ueberbringer“ lauten, werden an den 
Vorzeiger ausgezahlt, deſſen Legitima⸗ 
tion zu prüfen wir 3 aber 
nicht verpflichtet ſind. 

Es iſt geſtattet, durch den quer durch 
den Text geſchriebenen oder gedruckten 
Zuſatz: „Nur zur Verrechnung“ vor⸗ 
zuſchreiben, daß der Check nicht baar 
bezahlt, ſondern nur zur Verrechnung 
verwendet werden darf. 
d) Beſtimmungen über die Zahlungsfriſten 

dürfen Checks nicht enthalten. N 
e) Checks, die geſchriebene Zuſätze zwiſchen 
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den vorgedruckten Zeilen enthalten, 
oder auf denen die Worte: „oder 
Ueberbringer“ durchſtrichen ſind, werden 
nicht bezahlt. 

Im Fernverkehre iſt uns von der Aus⸗ 
ſtellung eines jeden Checks alsbald An⸗ 
zeige (Poſtkarte) zu machen, damit die 
Auszahlung des Checkbetrages an 
unſerer Kaſſe, durch die Reichsbank 
oder durch die unter g) genannten 
Königlichen Kaſſen nicht eine Ver— 
zögerung erleidet. 


g) Um den Inhabern von Depoſiten— 


Konten den Fernverkehr mit uns zu 
erleichtern, haben auf unſeren Antrag 
der Herr Finanzminiſter und das 
Reichsbank-Direktorium in entgegen— 
kommendſter Weiſe geſtattet, daß Checks, 
die auf die Preußiſche Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe gezogen ſind, von 
allen mit Kaſſeneinrichtungen ver— 
ſehenen Reichsbankanſtalten oder, wo 
ſolche nicht beſtehen, von den König— 
lichen Regierungs-Hauptkaſſen oder 
Kreiskaſſen eingelöſt werden. Bei 
den Königlichen Kaſſen ſind hierbei 
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10 Pfennig Porto zu zahlen. Für die 
durch die Reichsbankſtellen ausgezahlten 
Checks werden die 10 Pfennig von 
uns dem Konto-Inhaber im Konto 
zur Laſt geſchrieben. Alle anderen 
aus dieſem Verkehre erwachſenden Koſten 
übernimmt zu Gunſten der Konto— 
Inhaber die Preußiſche Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe. 
Sollen 20000 Mark und darüber an einem 
Tage auf demſelben Konto abgehoben 
werden, ſo iſt die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe zur Auszahlung nur 
verpflichtet, wenn die Abhebung ſchriftlich 
bis 12 Uhr Mittags des vorhergehenden 
Tages angekündigt war. 


IV. Sonſtige Geſchäfte. 

Für Inhaber von Depoſiten-Konten iſt die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe geſetz⸗ 
lich ermächtigt 

1. den An⸗ und Verkauf von Werthpapieren 
zu beſorgen. Ankaufsanträge werden erſt 
dann ausgeführt, nachdem der dazu erforder⸗ 
liche Geldbetrag vollſtändig in unſere 
Hände gelangt iſt; Verkaufsanträge erſt 
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dann, nachdem die zu verkaufenden Papiere 
eingeliefert und in Ordnung befunden ſind. 

An Gebühren werden 1 pro Mille 
(mindeſtens jedoch 50 Pf. pro Auftrag) 
vom Kurswerthe berechnet. Bei gleich— 
zeitiger Ausführung von An- und Ver⸗ 
käufen für denſelben Auftraggeber und an 
demſelben Tage wird die Proviſion nur 
von der größeren Seite berechnet. 

Mäklergebühren (Courtage) und Stempel 
werden von uns dem Börſengebrauche 
gemäß in Anrechnung gebracht. 


. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 


Kaſſe übernimmt die Aufbewahrung und 
Verwaltung von Werthpapieren. An Ge⸗ 
bühren werden hierfür 20 Pfennig pro 
Kalenderjahr für jede angefangenen 
1000 Mark Nominal-Kapital im voraus, 
ſowie die bei der Einziehung von Koupons 
u. ſ. w. etwa entſtehenden Koſten berechnet. 
Für Uebernahme der Verlooſungskontrolle 
ſind weitere 20 Pfennig für jede angefangenen 
1000 Mark Nominal⸗Kapital zu entrichten. 
Die Gutſchrift eingezogener Koupons auf 
dem Konto erfolgt 3 Tage nach Eingang 
des Betrages. Für die Aufbewahrung 
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von als Sicherheit oder Pfand hinterlegten 
Werthpapieren wird eine Aufbewahrungs- 
gebühr nicht berechnet. 

3. Gegen Hinterlegung beleihungsfähiger 
Werthpapiere werden Darlehne auf dieſe 
(Lombarddarlehne) gewährt. Es werden 
die vom Reiche oder den deutſchen Einzel- 
ſtaaten herausgegebenen Anleihen, die land— 
ſchaftlichen Pfandbriefe und dieſen gleich— 
werthige Papiere zu 90% des Kurswerthes 
beliehen. Für die Beleihung anderer 
Werthpapiere und für die Beleihung von 
Werthgegenſtänden bleibt die Feſtſetzung 
der Bedingungen vorbehalten. 

An Zinsvergütung werden bis auf 
Weiteres der Lombardzinsfuß der Reichs— 
bank, ſowie etwaige Speſen und Porti 
berechnet werden. 

Eine Proviſion wird dagegen bei Lom— 
bardgeſchäften nicht erhoben. 


V. Verſchiedene Beſtimmungen. 

1. Ein⸗ und Auszahlungen auf Depoſiten⸗ 
Konten finden werktäglich von 9½ Uhr 
Vormittags bis 3 Uhr Nachmittags ſtatt. 

2. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
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Kaſſe behält ſich das Recht vor, unter 
Anzeige dieſe Bedingungen abzuändern, 
ſowie auch Depoſiten-Konten ohne Angabe 
des Grundes jederzeit zu ſchließen. Die 
Schließung erfolgt auf alle Fälle dann, 
ſobald ein Inhaber über den Betrag 
ſeines Guthabens hinaus verfügt. 

Bei Eröffnung des Depoſiten- und Check— 
Verkehrs hat der Konto-Inhaber durch 
eigenhändige Unterſchrift die ſämmtlichen 
vorſtehenden Bedingungen als für ihn ver— 
bindlich anzuerkennen. 


Berlin, im März 1896. 


Das Direktorium 


en Preußischen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


Freiherr von Huene. 
zur Megede. Dr. C. Seiligenftadt. 


Geleſen, genehmigt, unterſchrieben. 
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Preußiſche Contral-Senoffenfhafts-Kafe. 


Berlin, März 1896. 


Beötngungen 
für den 
Verkehr mit öffentlichen Sparkaiien und Kommunalkaſſen. 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin iſt auf Grund des Geſetzes, betreffend 
die Errichtung einer Centralanſtalt zur Förde— 
rung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, 
vom 31. Juli 1895, ermächtigt mit Sparkaſſen 
und Kommunalkaſſen in einem dem S 2 Ziffer 3 
bis 8 des Geſetzes entſprechenden Verkehr zu 
treten. 

Für den Geſchäfts-Verkehr mit den Spar— 
kaſſen und Kommunalkaſſen ſind nachſtehende 
Bedingungen feſtgeſetzt: 

I. Depoſiten- und Checkverkehr. 
Guthaben auf Depoſiten-Konto. N 

1. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe eröffnet Sparkaſſen und Kommunalkaſſen 
auf Antrag ein Depoſiten-Konto. 
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2. Depoſiten-Konten werden, ſoweit nicht 

andere Beſtimmungen platzgreifen, proviſions— 
frei, lediglich unter Berechnung der uns ſelbſt 
etwa entſtehenden Speſen und Porti geführt. 
| 3. Guthaben auf Depoſiten-Konto können 
durch eigene oder zu Gunſten der Konto-Inhaber 
durch dritte Perſonen gemachte Baarzahlungen 
und Giro⸗Ueberweiſungen, durch Einlieferungen 

von Checks und Anweiſungen auf Berlin, von 

Wechſeln, ſowie durch Ueberweiſung des Erlöſes 

aus dem Verkaufe von an uns eingeſandten 
Werthpapieren, Koupons und Deviſen (Wechſel 

auf das Ausland) gebildet werden. Findet ein 
Verkauf von Werthpapieren ſtatt, jo wird die 
für dieſe Geſchäfte vorgeſchriebene Proviſion in 
Rechnung geſtellt (vgl. unter IV.). | 
| 4. Die Gutſchriften erfolgen einen Tag nach 
Eingang des Geldbetrages. 

5. Nach Schluß eines jeden Vierteljahres 
wird für jeden Konto-Inhaber ein Rechnungs- 
Auszug angefertigt und ihm zugeſtellt. 


Zins vergütung für Guthaben auf Depoſiten⸗Konto. 
I. Die Zinsvergütung für eingezahlte Depo— 
ſitengelder richtet ſich im allgemeinen nach der 
jeweiligen Lage des Geldmarktes. Jede Aende— 
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rung der von uns zur Anwendung gelangenden 
Zinsſätze wird den Inhabern von Depoſiten— 
Konten ſchriftlich mitgetheilt werden; ſie tritt 
ſofort am Tage des Abganges der Mittheilung 
in Kraft. 

2. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe vergütet den Sparkaſſen und Kommunal⸗ 
kaſſen auf täglich zurückzahlbare Gelder bis auf 
Weiteres 2½ Prozent pro anno. 

3. Die Zinſen werden tageweiſe, der Monat 
zu 30 Tagen, berechnet. Die dem Konto— 
Inhaber zu vergütenden Zinſen werden am 
Schluſſe eines jeden Vierteljahres dem Gut— 
haben im Konto zugeſchrieben. 

4. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe nimmt außerdem Einlagen größeren Um⸗ 
fanges zur feſten Verzinſung auf längere 
Termine (4 Monate und darüber) an. Die 
Bedingungen hierfür bleiben beſonderen Verein- 
barungen vorbehalten. | 


Verfügung über Guthaben auf Depoſiten⸗Konto. 
Ueber fällige Guthaben auf Depoſiten-Konto 
kann verfügt werden: 
1. durch Abhebung in baar; 
2. durch Giroüberweiſungen oder durch in 
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anderer Form ſchriftlich ertheilte Zahlungs— 
anweiſungen; 

3. durch Checks (über den Checkverkehr vgl. 
die Anlage); 

4. durch Aufträge zum Ankaufe von Werth— 
papieren; 

5. ſollen 20 000 Mark und darüber an einem 
Tage auf demſelben Konto abgehoben 
werden, jo iſt die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe zur Auszahlung nur 
verpflichtet, wenn die Abhebung ſchriftlich 
bis 12 Uhr Mittags des vorhergehenden 
Tages angekündigt war. 


II. Wechſelverkehr. 

Die Preußiſche Central -Genoſſenſchafts— 
Kaſſe diskontirt bankmäßige Wechſel zum je— 
weiligen Diskontſatze der Reichsbank. 

Wechſel mit Unterſchriften erſter Qualität 
(ſog. Privat⸗Diskonten) werden auf Grund 
beſonderer Vereinbarungen auch zu einem 


niedrigeren Zinsſatze (Privatdiskont) diskontirt. 


Auch vermittelt die Preußiſche Central— 


Genoſſenſchafts⸗Kaſſe den An⸗ und Verkauf 


von Privatdiskonten an der Berliner Börſe 
11 
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unter Berechnung von ½ % Proviſion und 


der von ihr ſelbſt zu zahlenden Courtage. 


III. Combard-Verkehr. 

Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
gewährt gegen Hinterlegung beleihungsfähiger 
Werthpapiere Darlehne. 

Es werden die vom deutſchen Reich oder 
den deutſchen Einzelſtaaten herausgegebenen 
Anleihen, die landſchaftlichen Pfandbriefe und 
dieſen gleichwerthige Papiere zu 90 Prozent 
des Kurswerthes beliehen. 

Für die Beleihung anderer Werthpapiere 
und für die Beleihung ſonſtiger Werthgegen— 
ſtände bleibt die Feſtſetzung der Bedingungen 
vorbehalten. 

Als Zinsvergütung für Lombarddarlehne 
auf Werthpapiere wird unterſchiedslos der 
Lombardzinsfuß der Reichsbank in Anſatz 
gebracht und über die Höhe der Darlehne und 
die Zeitdauer von Fall zu Fall Vereinbarung 
getroffen. 


IV. Verkehr in Werthpapieren. 
An⸗ und Verkäufe von Werrhpapieren 
werden für Inhaber eines Kontos auf Grund 
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ſchriftlicher oder telegraphiſcher Aufträge aus— 
geführt. 

Bei unlimitirten Verkaufsaufträgen hat 
gleichzeitig mit der Ertheilung des Auftrages 
die Abſendung der Papiere an uns zu erfolgen. 
Bei limitirten Verkaufsaufträgen müſſen die 
Papiere ſpäteſtens unmittelbar nach erhaltener 
Anzeige von der Ausführung des Auftrages 
abgeſandt werden, damit hinſichtlich der Lieferung 
an der hieſigen Börſe die Vorſchriften der 
Börſenordnung innegehalten werden können. 

Aufträge zum Verkaufe von Werthpapieren, 
die ſich noch nicht in unſeren Händen befinden, 
müſſen in allen Fällen Angaben über Größe, 
Serie, Zinstermine der zu verkaufenden Stücke 
enthalten. Sollten uns eingeſandte Werthpapiere 
von der Sachverſtändigen-Kommiſſion der 
hieſigen Börſe nicht für lieferbar erklärt werden, 
ſo haben die Auftraggeber die hieraus etwa 


entſtehenden Koſten zu tragen. 


Auf mit limitirtem Verkaufspreis einge— 
ſandte Werthpapiere werden vom Zeitpunkte 
ihres Eintreffens bis zum Verkaufe auf 
Wunſch Lombard-Vorſchüſſe, gemäß den für 
dieſe Geſchäfte feſtgeſetzten Beſtimmungen, 


gewährt. 
11 
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An Gebühren berechnen wir / %, mindeſtens 
30 Pfennige pro Auftrag. Bei gleichzeitiger 
Ausführung unlimitirter Aufträge zum An- und 
Verkaufe für denſelben Auftraggeber wird die 
Proviſion nur einmal und zwar von der 
größeren Seite berechnet werden. 

Mäklergebühr (Courtage) und Stempel 
werden von uns dem Börſenbrauche gemäß in 
Anrechnung gebracht. 


V. Kupons-Einziehung. 


In Berlin zahlbare Zins- und Gewinn— 
antheilsſcheine (Kupons) ſowie verlooſte oder 
gekündigte Werthpapiere werden ohne Berechnung 
beſonderer Gebühren eingezogen. 

Die Einlöſung oder Verwerthung anderer 
Kupons (auch ſolcher in fremder Währung) 
wird von uns unter Berechnung der entſtandenen 
Unkoſten beſtmöglichſt beſorgt. 

Die Gutſchriften auf dem Konto erfolgen 
3 Tage nach Eingang des Betrages. 


VI. Offene Depots von Werthpapieren. 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
übernimmt für Inhaber eines Kontos die 


u,’ 
5 
8 


si 
7 
4 


— 163 — 


Aufbewahrung und Verwaltung ihrer Werth— 
papiere unter nachſtehenden Bedingungen: 


8 


für die ſichere und getreue Aufbewahrung 
der übergebenen Werthpapiere wird die 
geſetzliche Gewähr übernommen; 

die Abtrennung, Verwerthung und Gut— 
ſchrift der Kupons- und Dividendenſcheine, 
Erhebung neuer Kupons- und Dividenden— 
bogen, Einziehung oder Verwerthung aus— 
gelooſter Werthpapiere und der Umtauſch 
von Interimsſcheinen in definitive Stücke 
wird, ſofern durch dieſe Geſchäfte keine 
Speſen erwachſen, gebührenfrei beſorgt; 
auf Antrag und auf Grund beſonderer 
Uebereinkunft wird die Verlooſungs-Kon— 
trolle der hinterlegten Werthpapiere über— 
nommen; 

auf hinterlegte Werthpapiere werden nach 
den für den Lombardverkehr feſtgeſetzten 
Bedingungen Lombard-Darlehen gewährt; 
wird ein in dieſer Weiſe aufgenommener 
Betrag dem Depoſitenkonto überwieſen, ſo 
erfolgt auf dieſem die Gutſchrift am ſelben 
Tage und kann darüber ſofort durch Checks 
verfügt werden; 


. die Aufbewahrung und Verwaltung der 
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hinterlegten Werthpapiere erfolgt für die 
Konto-Inhaber in der Regel gebührenfrei; 
Ausnahmen hiervon finden ſtatt und es 
werden Gebühren von 20 Pf. pro Kalender— 
jahr für jedes angefangene 1000 Mark 
Nominal-Kapital berechnet, wenn die ge— 
ſchäftlichen Umſätze des Konto-Inhabers 
bei der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe keinen genügenden Erſatz für die 
aufgewandte Mühe gewähren. 


VII. Verſchiedene Veſtimmungen. 

1. Ein- und Auszahlungen finden an unſerer 
Kaſſe werktäglich von 9½ Uhr Vormittags bis 
3 Uhr Nachmittags ſtatt. Gehen Zahlungs- 
aufträge nach 1 Uhr Nachmittags ein, ſo kann 
für ihre Ausführung an demſelben Tage keine 
Gewähr übernommen werden. 

2. Zur Ermäßigung der Portokoſten kann 
den Sparkaſſen und Kommunalkaſſen nur 
empfohlen werden, ſich ein Girokonto bei der 
Reichsbank eröffnen zu laſſen. Wo die Be— 
nutzung der Girokonten nicht möglich, werden 
Werthſendungen aller Art auf Antrag von 
uns eingeſchrieben oder unter Werth— 
angabe von 600 Mark und bei der „Viktoria“, 


ee 
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Allgemeine Verſicherungs-Geſellſchaft in Berlin 
verſichert, geſandt. Das gleiche Verfahren 
iſt für Werthſendungen an uns zu empfehlen. 

3. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe behält ſich das Recht vor, unter Anzeige 
dieſe Bedingungen ganz oder theilweiſe abzu— 
ändern, ſowie auch einzelne Konten ohne An— 
gabe des Grundes jederzeit zu ſchließen. Die 
Schließung erfolgt auf alle Fälle dann, ſobald 
der Inhaber eines Depoſiten-Kontos über den 
Betrag ſeines Guthabens hinaus verfügt. 

4. Bei Eröffnung des Verkehrs hat der 
Konto⸗Inhaber durch eigenhändige Unterſchrift 
die vorſtehenden Bedingungen als für ihn ver⸗ 
bindlich anzuerkennen. 
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Ehbeckverkebr. 


Durch das Entgegenkommen des Herrn 
Finanzminiſters Dr. von Miquel und des Reichs⸗ 
bank⸗Direktoriums iſt es ermöglicht worden, 
daß Checks, die auf die Preußiſche Eentral- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe gezogen ſind, durch alle 
mit Kaſſeneinrichtung verſehenen Reichsbank— 
ſtellen, oder wo dieſe nicht beſtehen, durch die 
Königlichen Regierungs-Hauptkaſſen oder Kreis⸗ 
kaſſen eingelöſt werden. 

Hiermit wird der Checkverkehr mit ſeinen 
vielfachen Vortheilen denjenigen Kreiſen der 
Bevölkerung zugänglich gemacht, die bislang 
wegen der örtlichen Lage ihres Wohnſitzes von 
ihm ausgeſchloſſen waren. 


1. Die Checkformulare. 


Checks dürfen nur auf Grund verfügbarer 
Guthaben gezogen und nur auf von der Preußi⸗ 
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ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe gelieferten 
Formularen ausgeſtellt werden. 

Die Checkformulare werden in Heften zu je 
50 Stück gegen Quittung koſtenfrei geliefert. 

Die Inhaber eines Depoſiten-Kontos ſind 
verpflichtet, die ihnen ausſchließlich zu ihrer 
Benutzung übergebenen Checkformulare ſorg— 
fältig aufzubewahren und von jedem Verluſte 
ſofort ſchriftlich Anzeige an die Preußiſche 
Central-⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe zu machen, da— 
mit Zahlungen an Unberechtigte verhindert 
werden können. 

Unbrauchbar gewordene Formulare ſind 
zurückzuliefern. 

Alle Folgen und Nachtheile des Zuwider— 
handelns gegen die vorſtehenden Beſtimmungen 
trägt der Konto⸗-Inhaber. 

Die genaue Befolgung der unter 2 mitge— 
theilten formellen Vorſchriften, welche zur Sicher— 
heit des Verkehrs gegeben ſind, liegt daher im 
eigenſten Intereſſe der Check-Inhaber. 

Die Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe führt eine 
Liſte über die von ihr ausgegebenen Checkbücher 
und die in jedem derſelben enthaltenen Checks 
nach den Nummern. 
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2. Anweiſung zur Ausfüllung der Checks. 
(Vergleiche die anliegenden Zeichnungen.) 


Der Inhaber des Checkbuchs (Konto-In⸗ 
haber), welcher einen Check ausſchreiben will, 
hat dazu den mit der niedrigſten Nummer be— 
zeichneten vorhandenen Check ſeines Checkbuches 
zu benutzen. 

Der Betrag, welchen der Inhaber vermittelſt 
des Checks zur Erhebung bringen will, iſt zwei 
Mal zu verzeichnen, einmal oben rechts mit 
Ziffern und ſodann hinter dem Worte: „Mark“, 
in Buchſtaben. Der daneben etwa übrig bleibende 
Raum iſt ſo auszufüllen, daß ſpätere Zuſätze 
oder Fälſchungen ausgeſchloſſen ſind. Die gleiche 
Vorſchrift gilt auch für die übrigen im vorge— 
druckten Checkformular offen gelaſſenen Stellen. 

Dem eingetragenen Betrage entſprechend ſind 
von der am Rande des Formulars befindlichen 
Zahlenreihen alle diejenigen Zahlen abzutrennen, 
welche eine höhere Zahl enthalten, als der auf 
dem Check eingetragene Betrag. Will z. B. 
Jemand 4210 Mark erheben, ſo müſſen alle 
Zahlen, welche mehr als dieſe Summe be— 
zeichnen, alſo alle von 5000 Mark einſchließ— 
lich bis einſchließlich 500000 Mark abgetrennt 


f 
3 


= 
werden. (Im Beiſpiel find die in dieſem Falle 


abzutrennenden Zahlen ſchraffirt). Die Unter— 
ſchrift (rechts unten) kann nur durch den 


Inhaber des Checkbuchs erfolgen. Ferner iſt 


ſelbſtverſtändlich das Datum auszufüllen. Bei 
Korporationen iſt der Unterſchrift noch der 
Stempel beizufügen. Will der Inhaber des 
Checkbuchs den Betrag ſelbſt abheben, ſo ſchreibt 
er hinter dem Worte „an“ ſeinen Namen, ſeine 
Firma oder den Namen der Korporation ꝛc. 
Bei der Vorlegung des Checks an der Zahl— 
ſtelle muß in dieſem Falle der Checkinhaber auf 
der Rückſeite noch quittiren: „Betrag erhalten“, 
Datum und Unterſchrift (Beiſpiel a). 

Soll die Zahlung nicht an den Inhaber des 
Checkbuchs ſelbſt erfolgen, ſondern an eine 
andere Perſon oder Firma, ſo iſt auf der 
Vorderſeite des Checks hinter dem Worte „an“ 
der Name dieſer Perſon oder die Firma ein— 
zutragen. Auf der Rückſeite des Checks würde 
dann die Quittung von dieſer Perſon oder 
Firma auszuſtellen ſein, falls ſie den Betrag 
ſelbſt abheben will (b). Es iſt aber auch zu— 
läſſig, daß der Check weitergegeben wird. Jede 
Perſon, welche dies ausführen will, zunächſt 
alſo diejenige, welche auf der Vorderſeite hinter 
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dem Worte „an“ eingetragen ift, hat auf der 
Rückſeite zu ſchreiben: „Für mich an die Ordre 
des Herrn X.“ Datum und Unterſchrift. 

Erſt diejenige Perſon, welche den Betrag 
abheben will, hat die Quittung, „Betrag er— 
halten“ nebſt Datum und Unterſchrift, auf der 
Rückſeite zu vermerken (c). 

Auf die Vorderſeite des Checks darf außer 
den vorſtehend angegebenen Ausfüllungen Nichts 
mehr eingetragen werden; Zahlungsfriſten dürfen 
nicht angegeben, auch keinerlei ſonſtige Zuſätze 
oder Abänderungen an den vorgedruckten Zeilen 
vorgenommen werden. Checks, die derartiges 
enthalten, werden nicht eingelöſt. 

Alle Folgen und Nachtheile des Zuwider— 
handelns gegen die vorſtehenden Beſtimmungen 
trägt der Inhaber des Checkbuches (Konto- 
Inhaber). 

Die Rückſeite iſt nur zur Aufnahme der 
vorſtehend angegebenen Vermerke beſtimmt. 
Auch ſind alle Korrekturen und Raſuren ſorg— 
fältig zu vermeiden und der korrekten Behand— 
lung der Checks die größte Aufmerkſamkeit zu⸗ 
zuwenden. | 

Die Abrißleiſte, von welcher der Check ab- 
gelöſt wird, kann im Intereſſe des Inhabers 
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zu ſeiner Kontrolle ausgefüllt werden, ſie ver— 
bleibt im Buche. 


3. Anzeige von der Ausſtellung eines Checks. 


Von der Ausſtellung eines jeden Checks iſt 
unter Angabe der Nummer und des Betrages 
im Intereſſe des Konto-Inhabers der Preußi— 
ſchen Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe als bald 
Anzeige zu machen, damit die Auszahlung an 
unſerer Kaſſe, durch die Reichsbank oder durch 
die Königlichen Kaſſen nicht eine Verzögerung 
erleidet. 

Dieſe Anzeige kann auf einer Poſtkarte 
erfolgen. 


4. Einlöſung von Checks. 


Die nach „2“ ausgefüllten und quittirten 
Checks können bei einer mit Kaſſeneinrichtung 
verſehenen Reichsbankſtelle, oder, wo ſolche nicht 

beſteht, bei einer Königlichen Regierungs-Haupt⸗ 
kaſſe oder Kreis⸗Kaſſe zur Einlöſung eingereicht 
werden. Bei den Königlichen Kaſſen ſind hierbei 
10 Pfennige für Porto zu zahlen. Für die 
durch Reichsbankſtellen ausgezahlten Checks 
werden die 10 Pfennige von uns dem Konto— 
inhaber zur Laſt geſchrieben. Alle anderen durch 


. u 
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die Einlöſung entweder bei den Königlichen 
Kaſſen, oder bei den Reichsbankſtellen erwachſen- 
den Koſten übernimmt zu Gunſten der Konto- 
Inhaber die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe. | 


5. Uebernahme der Gewährleiſtung. 


Für die in den vorſtehenden Beſtimmungen 
erwähnten Rechtsfolgen übernehmen die Konto— 
Inhaber die volle Gewähr durch Unterzeichnung 
der ihnen bei Auslieferung des Checkbuchs vor— 
zulegenden Quittung. 
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Vorderseite des Checkbuch-Deckels. 


O. N. 000451 — O. N. 000500. 


N ewsioche REDE ER u. ebe. 


40 Ne Chechluch muß oe, auflewahıt und jeder Verluct veohlzeitig value e, 
angezeigl werden, um die adden an einen Unberechtigten zu vorhindan. D 2 
brauchbar gewordene PAnımu fare oind zurichzutiefen. 


2. Von der Kafhlenroihe recht) send disgenigen Aahlın vor da Ausgabe dau. 
biennen, die deoven Rebag berolesgen. 

I ode Sachen, und Naohtheih dso Aunnidnhandelns 7 und Y hagl dar Hasta. 
infhaler. 

4. Orche- Gelb in does gast und bei ihn Trasentation zuiltil werden. 


(50 Stok. Checks in einem Buch.) 
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Vorderseite. 


Rückseite. 
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Rückseite. 
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Berlin, im März 1897. 


Ergänzung der allgemeinen Bedingungen 
| für den 
Depoſiten⸗, Ebeck: u. l. w. Werkebhr 
rückſichtlich des Verkehrs 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
mit Zuckerfabriken. 


In Ergänzung der für den Depofiten-, Check— 
u. ſ. w. Verkehr geltenden allgemeinen von der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe feſtge— 
ſetzten Bedingungen werden für den Verkehr mit 
Zuckerfabriken nachſtehende Zuſatzbeſtimmungen 
erlaſſen. 


I. (Vergl. Allgemeine Depoſiten-Vedingungen 
ad III 5 g.) 

Die allgemeinen Bedingungen für den 

Depoſiten⸗, Check⸗ u. ſ. w. Verkehr behalten 

auch für den Geſchäftsverkehr mit Zuckerfabriken, 
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ſoweit nachſtehend Abänderungen nicht getroffen 


werden, ihre Gültigkeit. Im Beſonderen ſteht 
auch den Zuckerfabriken für ihren Auszahlungs— 
verkehr die Benutzung der Checks der Preußi— 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe offen. Die 
Checks der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe werden von den mit Kaſſeneinrichtungen 
verſehenen Bankſtellen der Reichsbank, oder, wo 
ſolche nicht beſtehen, in Preußen durch die König— 
lichen Regierungs-, Haupt- und Kreiskaſſen ein- 
gelöſt. Ferner hat der Herr Finanzminiſter die 
Benutzung der Checks der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe bei der Zahlung von 
Zöllen und indirekten Steuern durch Erlaß 
vom 5. Juli 1896 genehmigt. 


II. (Zuſatz zu den allgemeinen Depofiten- 
Bedingungen ad I No. 2.) 

Die Preußische Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
diskontirt den Zuckerfabriken bis zu einem für 
jede einzelne Fabrik beſonders feſtzuſetzenden 
Höchſtbetrage Geſchäftswechſel (d. h. keine eigenen 
Accepte, über dieſe ſiehe weiter unter IV C 2) 
zum jeweiligen, vom Reichsbank-Direktorium für 
dieſen Geſchäftszweig offiziell bekannt gemachten 
Zinsfuße. 
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III. (Zuſatz zu den allgemeinen Depofiten- 
Bedingungen ad I No. 2.) 

Unabhängig von der Höhe der jeweils laufen- 
den Wechſelverbindlichkeiten kauft die Preußiſche 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe Steuervergütungs— 
Anerkenntniſſe an. An Zinſen werden hierbei 
bis zum Verfalltage ½ % über dem am Tage 
des Ankaufes an der Berliner Börſe notirten 
Privatdiskonte, jedoch nicht unter 2½ (%, be— 
rechnet. Sobald ſich der Privatdiskont zuzüg— 
lich ½ % höher ſtellen würde als der offizielle 
Zinsfuß der Reichsbank für Wechſel, ſo erfolgt 
die Abrechnung zum offiziellen Wechſelzinsfuße 
der Reichsbank. 


IV. (Zuſatz bezw. Abänderung der allgemeinen 


Depoſiten-Vedingungen ad IV No. 3.) 

Außer gegen Hinterlegung von Werth— 
papieren gewährt die Preußiſche Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe auch gegen e von 


| Zucker Kredit. 


A. Aebertragung des Pfandbeſitzes an dem zu 
hinterlegenden Zucker. 

1. Nachdem der Herr Finanzminiſter durch 

Erlaß vom 27. Januar 1897 J.-Nr. 835 die 
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Genehmigung zur Mitwirkung der Organe der 
Verwaltung der indirekten Steuern bei der 
Uebertragung des Pfandbeſitzes an Zucker er— 
theilt hat, kann der in den Privatlägern der 
Produzenten ruhende Zucker von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe direkt an Ort und 
Stelle in Pfandbeſitz genommen werden. 

8 a) Zu dieſem Zwecke iſt ein Schuld- und 
g To Pfandſchein mit Pfandbeſitzerklärung der 
Ge ee, Steuerbehörde einzureichen. Dieſen Ur— 

kunden ſind beizufügen: 

1. ein Auszug aus dem Zuckerbegleit— 
ſchein I; 

2. die Feuer-Verſicherungspolice oder 
eine Auszugsbeſcheinigung mit der 
in jedem einzelnen Falle einzureichen— 
den Erklärung der betreffenden Ge— 
ſellſchaft, daß die Beſcheinigung im 
Verhältniß zur Preußiſchen Central- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe vollſtändig an 
die Stelle der förmlichen Police 
trete oder ein Aſſekuranz-Certifikat. 
Prolongationsſcheine der Feuerver— 
ſicherungen ſind ſtets rechtzeitig vor 
Ablauf der Verſicherungen einzu- 
reichen; 
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3. das Atteſt eines vereideten Chemikers 
über die Qualität (Rendement) des 
zu verpfändenden Zuckers, da der 
Zuckerbegleitſchein keinen oder nicht 
genügenden Anhalt hierfür bietet. 
Von dieſem Atteſte kann auf Grund 
näherer Vereinbarungen abgeſehen 
werden. 

b) Der Schlüſſel des Verpfänders hat in 
den Händen der Steuerbehörde zu bleiben, 
die zum Zeichen der Verpfändung an den 
betreffenden Stapel Pfandtafeln anbringen 
wird, die vom Verpfänder zu beſchaffen 
ſind und den von der Reichsbank den 
Steuerbehörden im Jahre 1887 gelieferten 


wm 


Muſtern entſprechen müſſen. 
2. Es kann ferner eine Verpfändung von 


nicht mehr in dem Fabriklager ruhendem Zucker 
durch Beſitznahme deſſelben für die Preußiſche 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe ſeitens vertrauens— 
würdiger Spediteure auf Grund einer Anweiſung 


1 
0 
0 
ö 
N 
des Verpfänders und durch Uebergabe der 
durch die Spediteure ausgeſtellten Lagerſcheine 
erfolgen. 
a) Zwecks Uebertragung des Pfandbeſitzes 
iſt ein Schuld⸗ und Pfandſchein nach 
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anliegendem Schema einzureichen. Auf 


demſelben muß ſich die Erklärung des 
Pfandhalters befinden, daß er den Zucker 
auf Anweiſung des Verpfänders für die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in Berlin in Pfandbeſitz genommen habe, 
und ohne deren Genehmigung nichts da— 
von an Andere abgegeben werden darf. 
Dieſen Urkunden ſind der bezw. die 
von dem Pfandhalter nach anliegendem 
Schema auszuſtellenden Lagerſcheine bei— 
zufügen. Es empfiehlt ſich, über jedes 
Quantum von 500 Sack, gleich 50000 Kg 
oder 1000 Centner netto, einen beſonderen 
Lagerſchein mit beſonderer Bezeichnung 
der Waare auszuſtellen, damit die ſpätere 
theilweiſe Freigabe des Pfandes ohne 
Ausſtellung eines neuen Schuld- und 
Pfandſcheines möglich iſt. 


Aus ki Lagerſchein muß erſichtlich ſein: 


die Bezeichnung der Waare, 

das Gewicht des Zuckers, 

die Niederlage, wo der Zucker lagert, 
daß der Zucker für keine anderen 
Anſprüche, beſonders auch nicht für 
ſolche der Steuerbehörde, haftet. 
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c) Dem Schuld- und Pfandſchein find ferner 


beizufügen oder er muß enthalten: 


1. eine Erklärung über die erfolgte Ver- N 


ſicherung des Zuckers gegen Feuer— 
ſchaden unter Nennung der Ver— 
ſicherungs-Geſellſchaft oder ein Aſſe— 
kuranz-⸗Certifikat; die Benachrich— 
tigung der Feuerverſicherungs-Geſell— 
ſchaft durch den Pfandhalter hat nach 
anliegendem Schema zu erfolgen, 

2. das Atteſt eines vereideten Chemikers 
über die Qualität (Rendement) des 
Zuckers, dem eine durch einen ver— 
eideten Probezieher vorgenommene 
Probenahme zu Grunde liegen muß. 
Von dieſem Atteſte kann abgeſehen 
werden, wenn die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe in anderer 
Weiſe ſicher geſtellt iſt. 


B. Beendigung des Dfandbeſitzes. 

1. Die Freigabe des Zuckers erfolgt auf An— 
trag (beieiner Verpfändung im Fabriklager 
nach Formular PD) durch entſprechende 
Benachrichtigung der Steuer-Behörde 

oder Aushändigung der Lagerſcheine in 
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dem Umfange, als das Unterpfand zur 
eventuellen Deckung der Verbindlichkeiten 
des Verpfänders der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe gegenüber nichtmehr 
erforderlich iſt. 

2. Bei bevorſtehendem Aufhören des Steuer— 
verſchluſſes hat die Rückzahlung bezw. 
Sicherſtellung der gewährten Kredite ſofort 
zu erfolgen, worauf das Unterpfand frei— 
gegeben wird. Erfolgt die Rückzahlung oder 
Sicherſtellung auf Verlangen der Preußi— 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe nicht, 
ſo werden unverzüglich die nöthigen Vor— 
kehrungen zur Sicherung der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe bezw. zum 
Verkaufe des Unterpfandes getroffen 
werden. 


C. Amfang und Art des Kredites. 


1. Im Allgemeinen wird Kredit bis zu 66% 
des laut Notiz der Magdeburger Börſe 
nach dem Rendement ſich ergebenden 
Marktpreiſes, der aus dem Reichsanzeiger 
zu erſehen iſt, gewährt. Es bleibt jedoch 

der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts—⸗ 
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Kaſſe unbenommen die Notirungen einer 
anderen Börſe zu Grunde zu legen und 
die Berechnung der dort geltenden Uſance 
gemäß feſtzuſtellen. Wenn nach dem Atteſte 
der Steuerbehörde der Zucker noch für 
andere Forderungen derſelben haftet, ſo 
ſind dieſe vor Ermittelung des Beleihungs— 
werthes in Abzug zu bringen. Iſt der 
verpfändete Zucker mit dem Anſpruche 
auf Gewährung von Ausfuhrzuſchuß ab— 
gefertigt, ſo muß der hierfür erhobene 
Betrag von dem Werthe des Zuckers 
ebenfalls gekürzt oder der Tranſitwerth 
zu Grunde gelegt werden. 


Die Gewährung der auf Grund der 


Hinterlegung von Werthpapieren, Zucker 
u. ſ. w. zur Verfügung geſtellten Kredite 
erfolgt im Wege des Wechſelverkehrs, in— 
dem die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe Drei-Monats-Accepte der 
Verpfänder bis zum Beleihungswerthe 
der Werthpapiere, des Zuckers u. ſ. w. 
zum jeweiligen offiziellen Zinsſatze der 
Reichsbank für Wechſel, alſo 1% unter 
dem Lombardzinsfuß der Reichsbank, 
diskontirt. Für die Ausſchreibung der 
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Accepte ſtellt die Preußiſche Central- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe auf Antrag und 
nach vorheriger Vereinbarung ihre Unter— 
ſchrift als Ausſteller des Wechſels 
(Traſſant) zur Verfügung; auch können 
die Accepte auf Wunſch bei der Preußi— 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe domi— 
zilirt werden. 

Für alle mit dieſem Accept-Verkehr zu⸗ 
ſammenhängenden Transaktioneneröffnet 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe dem Verpfänder neben dem „De— 
poſiten-Konto A“ ein beſonderes, pro— 
viſionsfreies „Special-Depoſiten-Konto 
A“. Auf dieſem Konto werden ein— 
gehende Summen bis zum Betrage der 
jeweils laufenden Acceptverbindlichkeiten 
gutgeſchrieben und von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zum je⸗ 
weiligen offiziellen Reichsbankzinsfuße 
für Wechſel, jedoch nie über dem Satze, 
zu dem die Accepte diskontirt worden 
ſind, verzinſt. Eingänge, die die Höhe 
der jeweils laufenden Acceptverbindlich— 
keiten überſteigen, werden auf Depoſiten— 
Konto A gutgeſchrieben bezw. übertragen 
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und auf dieſem Konto entſprechend den 
für dieſes geltenden Bedingungen ver— 
zinſt. Ueber die auf „Special-Depoſiten⸗ 
Konto A“ und auf „Depoſiten-Konto A“ 
ſtehenden Guthaben kann der Verpfänder 
ſolange und in dem Umfange, als ſie 
neben dem Unterpfande zur Deckung der 
Acceptverbindlichkeiten nicht erforderlich 
ſind, frei verfügen. 


D. Beſondere Veſtimmungen. 


Sämmtliche aus dieſem Verkehr ent- 


ſtehenden Unkoſten haben die Verpfänder 
zu tragen. Insbeſondere ſind für die 
Mitwirkung der Steuerbeamten bei Ein— 
räumung, Erhaltung und Wiederauf— 
hebung des Pfandbeſitzes gemäß Ver— 
fügung des Herrn Finanzminiſters in 
jedem einzelnen Falle ½ pro Tauſend 
Mark der Accept-Valuta an Gebühren 
zu vergüten. 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 


Kaſſe erklärt ſich bereit, die Aufbe— 
wahrung von Zuckerlagerſcheinen und 
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gegen Zahlung der Valuta auf An- 
weiſung des Verpfänders deren Aus— 
händigung koſtenfrei zu übernehmen. 


Direktorium 


der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗ Auf . 


Freiherr v. Huene. 
zur Megede. Dr. C. Heiligenſtadt. 


Geleſen, genehmigt, unterſchrieben. 
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| K Al. (Schuld- und Pfandſchein nebſt 
Mittheilung der Steuerbehörde.) 


n „den len * 193 
Von der Preußiſchen Central-Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe zu Berlin habe. ein baares 


Darlehn von ʒ x erhalten, das = 
nach den m bekannten Bedingungen der 
uns 


Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe, die 
ae hiermit als für =. verbindlich ausdrück— 
wir uns 

lich anerkenne , zu verzinſen und ſpäteſtens 
innerhalb Jahresfriſt zurückzuzahlen habe — 
Zur Sicherheit n Schuld übertrage 
6 unſerer 

55 dem Königl. A 
bezw. den von dieſem zu bezeichnenden Beamten 
für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe zu Berlin den Pfandbeſitz an dem nach 
anliegendem Zuckerbegleitſchein-Auszug ſowie 
der untenſtehenden Erklärung unter Mitverſchluß 


f 1 e in 
lage de 
| jw D. en 


lagernden inländischen Zucker im Werthe von 


An 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin. 
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Police 
sr Beſcheinigung 
über die erfolgte Verſicherung des Zuckers 


s 3 
gegen Feuersgefahr füge Zu bei. 


(Unterſchrift.) 


Das unterzeichnete Könighlll. 
Amt erklärt hiermit, den in obigem Schuld- 
und Pfandſchein erwähnten Zucker durch die 
hierzu ermächtigten Beamten der Königl. Steuer⸗ 


Niederlage-Regiſter Konto zd 
Blatt Nr. für die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin in 
Pfandbeſitz genommen zu haben, ohne deren 
Genehmigung davon nichts an Andere ver— 
abfolgt werden darf. 

Auf dieſen Zucker find x Aus⸗ 
fuhrzuſchuß gewährt worden. 

Eine Verpfändung des Zuckers an die 
Steuerbehörde für andere Forderungen der— 
ſelben iſt nicht erfolgt. 


„ „den . re 
Königs VER Amt, 
Abfertigungsſtelle. 


(Dienſtſtempel, Unterſchrift.) 


Ba 
ne. ...... 


A2. (Schuld- und Pfandſchein nebit 
Atteſt des Pfandhalters.) 


Von der Preußiſchen Central-Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe zu Berlin habe. — — ein baares 


Darlehn von erhalten, das AR 
wir 


nach den uns bekannten Bedingungen der 


Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe, die 
ich hiermit als für mich verbindlich ausdrück— 
lich anerkenne, zu verzinſen und ſpäteſtens 
innerhalb Jahresfriſt zurückzuzahlen habe. 


; meiner 
r Sicherheit 
Zu Beh unjerer 


Schuld übertrage 


wir 

bezw. den von dieſe zu bezeichnenden Per— 
ſonen für die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe zu Berlin den Pfandbeſitz an dem 
nach anliegende „„ „ 
unter Verſchlu ß S 
——A. ⁵²mT—T—T—T— —2—,.qTu1r 
lagernden inländiſchen Zucker im Werthe von 
1 


(Unterſchrift.) 
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Dur Unterzeichnete — erklär hiermit, 
den in de. Lagerſcheine verzeich⸗ 
neten, unter Verſchl n 
in der Niederlage . 


lagernden inländiſchen Zucker für die Preußi⸗ 
ſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin 
in Pfandbeſitz genommen zu haben, und ver- 
pflichte , ſich, ohne Genehmigung der Preußi- 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe davon 
nichts an Andere zu verabfolgen. 

Eine Haftung dieſes Zuckers für andere 
Forderungen als die der Preußiſchen Gentral- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe beſteht nicht. 


(Unterſchrift.) 


EEE EN 


Zu A? (Lagerſchein.) 


(Firmenſtempel bezw. 
Name des Spediteurs. 


8 Fel 
Sagerfchein 


über 
zu nachſtehenden Bedingungen und zur Ver- 
fügung der Vreußiſchen Central-Genoſſenſchafts- 
Kaſſe zu Verlin empfangenen und gelagerten 
Zucker. 


Marte und Nummer. 


Anzahl und Packung. 


Inhalt. Rohzucker Ites Produkt. 


Gewicht. 


Lager. 


Bemerkungen. 


(Unterſchrift.) 


13* 
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D Unterzeichnete — erklär hiermit, 
den in de Lagerſcheine verzeich⸗ 
neten, unter Verſchl un . 
in der Niederlage & 


lagernden inländiſchen Zucker für die Preußi⸗ 
ſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin 
in Pfandbeſitz genommen zu haben, und ver- 
pflichte..... ſich, ohne Genehmigung der Preußi⸗ 
ſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe davon 
nichts an Andere zu verabfolgen. 

Eine Haftung dieſes Zuckers für andere 
Forderungen als die der Preußiſchen Central⸗ 
Genoſſenſchafts-Kaſſe beſteht nicht. 


(Unterſchrift.) 


m. 


— 


Zu A? (Lagerſchein.) 


(Firmenſtempel bezw. 


eus u... 1... ET 
33 5 
Sagerfchein 
über 


zu nachſtehenden Bedingungen und zur Ver- 

fügung der Preußifhen Central-Genoſſenſchafts- 

Kaſſe zu Verlin empfangenen und gelagerten 
Zucker. 


Marte und Nummer. 


Anzahl und Packung. 


Inhalt. Rohzucker Ites Produkt. 


Gewicht. 


Bemerkungen. 


(Unterſchrift.) 


13* 
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D. unterzeichnete. ha den vor⸗ 
ſtehend verzeichneten Zucker gegen Feuersgefahr 


Police R. verſichert und die Ge— 
ſellſchaft durch Anschreiben vom 
angewieſen, im Brandſchadensfalle die zu 
entrichtenden Entſchädigungen nur an die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe in 
Berlin zu zahlen. Dieſes Anſchreiben wird 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
mit der Erklärung der Feuer-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft durch dieſe urſchriftlich zugeſtellt 
werden. 

Die Auslieferung des in dieſem Lager— 
ſchein verzeichneten Zuckers erfolgt gegen Rück— 
gabe dieſes Lagerſcheines nur an die oben— 
genannte Firma oder Perſon, nicht an deren 
Ordre. Zur Prüfung der Legitimation des 
Inhabers ſind wir berechtigt, aber nicht ver— 


pflichtet. 


(Unterſchrift.) 


6 


c 
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Zu A2. (Erklärung, betr. die erfolgte 
Feuerverſicherung.) 


ZZ ĩ ̃ ER ERER N 
( ſschaſt )))) 5 


Meile hierdurch mit, daß heute 
nachſtehende Waaren 


Marke und Nummer. 


Anzahl und Packung. 
Inhalt. 5 Rohzucker Ites Produft. 
Gewicht. 
Ungef. Marktwerth. 
Lager. 


Bemerkungen. 


für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in Berlin in Pfandbeſitz genommen habe. 
Der mit dieſem und den früheren Schreiben 
der Geſellſchaft aufgegebene geſammte, für die 
genannte Kaſſe in Pfandbeſitz genommene 
Zucker beträgt nunmehr 
EEE Sad, im Gewichte von. kg br. 
und im ungefähren Marktwerthe von 4 
Im Falle eines etwaigen Brandſchadens, 
von dem der der Preußiſchen Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe in Berlin verpfändete Zucker be— 
troffen werden ſollte, erſuchen wir Sie, die 
darauf fällig werdenden Entſchädigungs— 
ſummen nur an die Preußiſche Central-Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe in Berlin auszahlen zu wollen. 


(Unterſchrift.) 
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Urſchriftlich an die Preußiſche Central⸗ 
Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in Berlin 
überſandt mit der Erklärung, daß bei unſerer 


Geſellſchaft auf Police Nr.... die Ver⸗ 
ſicherung des oben verzeichneten Zuckers gegen 
Feuerſchaden mit Wx erfolgt und 
die bis zum : fällige Prämie 


gezahlt iſt. 
Die Verſicherung erliſcht mit de 


Wir verpflichten uns hiermit im Brand⸗ 
ſchadensfalle, die auf den für die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe in Berlin in 
Pfandbeſitz genommenen Zucker fällig werden— 
den Entſchädigungen nur an die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe in Berlin aus⸗ 
zuzahlen. 

Dieſe Beſcheinigung ſteht der Police 
N gleich. 


(Unterſchrift.) 


f 
f 
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D. Antrag auf Freigabe von Zucker.) 


Die Preußiſche Central Henoſſenſchafts Kaſſe 
2 »Berlin 


erjuche...... = ergebenſt, von dem Wohlderſelben von 
uns mit dem Schuld⸗ und Pfandſchein Nr.. 
—— c rn. 2... verpfändeten, im Pfand— 
gewahrſam des Königlichte Amts in 
1 lagernden Zucker (Konto — Blatt 
N Nr. des Niederlage-Regiſters) ... Sack 
F Kilogramm netto, geſchrieben 


freigeben zu wollen. 


(Unterſchriften.) 


Urſchriftlich dem Königlichen Amt 
in 


mit dem ergebenen Bemerken überſandt, daß wir den 
vorſtehenden Antrag genehmigt haben und den obigen 
Zucker freigeben. 


Berlin, den ten 18 


Preußiſche Central⸗Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 
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Zuckerlombard durch Vermittelung. 


Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe. 
£ 0 7 O 2 


Berlin, im März 1897. 


Ergänzung der allgemeinen Bedingungen 
für den 
Depoſiten-, Ebeck⸗ u. . w. Verkehr 
rückſichtlich des Verkehrs 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
mit Zuckerfabriken. 


In Ergänzung der für den Depojfiten-, 

Check- u. ſ. w. Verkehr geltenden allgemeinen 

SI von der Preußiſchen Gentral- Genojjenjchafts- 

* Kaſſe feſtgeſetzten Bedingungen werden für den 

Verkehr mit Zuckerfabriken nachſtehende Zuſatz— 
beſtimmungen erlaſſen. 


J. (Vergl. Allgemeine Depoſiten-Vedingungen 
ad III 5 g.) 

Die allgemeinen Bedingungen für den 

Depoſiten-, Check- u. |. w. Verkehr behalten 

auch für den Geſchäftsverkehr mit Zuckerfabriken, 


a a ee ee a rer 
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ſoweit nachſtehend Abänderungen nicht getroffen 
werden, ihre Gültigkeit. Im Beſonderen ſteht 
auch den Zuckerfabriken für ihren Auszahlungs— 
verkehr die Benutzung der Checks der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe offen. Die Checks 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
werden von den mit Kaſſeneinrichtungen ver— 
ſehenen Bankſtellen der Reichsbank, oder, wo 
ſolche nicht beſtehen, in Preußen durch die 
Königlichen Regierungs-, Haupt⸗ und Kreis⸗ 
kaſſen eingelöſt. Ferner hat der Herr Finanz— 
miniſter die Benutzung der Checks der Preußiſchen 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe bei der Zahlung 
von Zöllen und indirekten Steuern durch Erlaß 
vom 5. Juli 1896 genehmigt. 


II. (Zuſatz zu den allgemeinen Depofiten- 
Bedingungen ad I No. 2.) 

Die Preußische Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
diskontirt den Zuckerfabriken bis zu einem für 
jede einzelne Fabrik beſonders feſtzuſetzenden 
Höchſtbetrage Geſchäftswechſel (d. h. keine eigenen 
Accepte, über dieſe ſiehe weiter unter IV C2) 
zum jeweiligen, vom Reichsbank-Direktorium 
für dieſen Geſchäftszweig offiziell bekannt ge— 
machten Zinsfuße. 


— 


III. (Zuſatz zu den allgemeinen Depofiten- 


Bedingungen ad I No. 2.) 

Unabhängig von der Höhe der jeweils laufen— 
den Wechſelverbindlichkeiten kauft die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe Steuervergütungs— 
Anerkenntniſſe an. An Zinſen werden hierbei 
bis zum Verfalltage ½ % über dem am Tage 
des Ankaufes an der Berliner Börſe notirten 
Privatdiskonte, jedoch nicht unter 2½ %, be— 
rechnet. Sobald ſich der Privatdiskont zuzüg— 
lich ½ % höher ſtellen würde als der offizielle 
Zinsfuß der Reichsbank für Wechſel, ſo erfolgt 
die Abrechnung zum offiziellen Wechſelzinsfuße 
der Reichsbank. 


IV. (Zuſatz bezw. Abänderung der allgemeinen 
Depofiten-Bedingungen ad IV. No. 3.) 
Außer gegen Hinterlegung von Werth— 

papieren gewährt die Preußiſche Central-Ge⸗ 

noſſenſchafts-Kaſſe auch gegen Verpfändung von 

Zucker Kredit. 


A. Aebertragung des Pfandbeſitzes an dem zu 
hinterlegenden Zucker. 

1. Nachdem der Herr Finanzminiſter durch 

Erlaß vom 27. Januar 1897 J.⸗N. 835 die 


| 
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Genehmigung zur Mitwirkung der Organe der 
Verwaltung der indirekten Steuern bei der 
Uebertragung des Pfandbeſitzes an Zucker 
ertheilt hat, kann der in den Privatlägern der 
Produzenten ruhende Zucker von der Preußiſchen 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe direkt an Ort 
und Stelle in Pfandbeſitz genommen werden. 

a) Zu dieſem Zwecke iſt ein Schuld- und 


Pfandſchein mit Pfandbeſitzerklärung der a, 
Steuerbehörde einzureichen. Dieſen Ur— e 
kunden ſind beizufügen: 
1. ein Auszug aus dem Zuckerbegleit— 
ſchein I; 
2. ein Aſſecuranz-Certificat einer dem 
Verbande deutſcher Privat-Feuer— 
Verſicherungs-Geſellſchaften ange— 
hörenden Geſellſchaft. Die Annahme 
von Policen oder von Aſſecuranz— 
Certificaten anderer Geſellſchaften 
bleibt dem Ermeſſen des Direc- 
toriums vorbehalten. 
3. das Atteſt eines vereideten Chemikers 
über die Qualität (Rendement) des 
zu verpfändenden Zuckers, da der 
Zuckerbegleitſchein keinen oder nicht 
genügenden Anhalt hierfür bietet. 
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Von dieſem Atteſte kann auf Grund 
näherer Vereinbarungen abgeſehen 
werden. 


b) Der Schlüſſel des Verpfänders hat in 


den Händen der Steuerbehörde zu bleiben, 
die zum Zeichen der Verpfändung an 
den betreffenden Stapel Pfandtafeln 
anbringen wird, die vom Verpfänder 
zu beſchaffen ſind und den von der 
Reichsbank den Steuerbehörden im Jahre 
1887 gelieferten Muſtern entſprechen 


— 


müſſen. 


2. Es kann ferner eine Verpfändung von 
nicht mehr in dem Fabriklager ruhendem Zucker 
durch Beſitznahme deſſelben für die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe ſeitens vertrauens— 
würdiger Spediteure auf Grund einer Anweiſung 
des Verpfänders und durch Uebergabe der durch 
die Spediteure ausgeſtellten Lagerſcheine erfolgen. 

a) Zwecks Uebertragung des Pfandbeſitzes 


5 > 
& 
N 


iſt ein Schuld- und Pfandſchein nach 
anliegendem Schema einzureichen. Auf 
demſelben muß ſich die Erklärung des 
Pfandhalters befinden, daß er den Zucker 
auf Anweiſung des Verpfänders für die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 


1.4 „ en u Aria u ]] 


EEE VER 


a 


in Berlin in Pfandbeſitz genommen habe, 
und ohne deren Genehmigung nichts davon 
an Andere abgegeben werden darf. 

b) Dieſen Urkunden ſind der bezw. die von 
dem Pfandhalter möglichſt nach an— 
liegendem Schema auszuſtellenden Lager- 


2 

ſcheine beizufügen. Es empfiehlt ſich, über 8 
jedes Quantum von 500 Sack, gleich * 
50000 kg oder 1000 Centner netto, einen 
beſonderen Lagerſchein mit beſonderer 
Bezeichnung der Waare auszuſtellen, 
damit die ſpätere theilweiſe Freigabe 
des Pfandes ohne Ausſtellung eines neuen 
Schuld⸗ und Pfandſcheines möglich iſt. 
Aus jedem Lagerſchein muß erſichtlich ſein: 

1. die Bezeichnung der Waare, 
2. das Gewicht des Zuckers, 

3. die Niederlage, wo der Zucker lagert, 
4. daß der Zucker für keine anderen 
Anſprüche, beſonders auch nicht für 

ſolche der Steuerbehörde, haftet. 
c) Dem Schuld» und Pfandſchein ſind 
ferner beizufügen oder er muß enthalten: 
1. ein Aſſecuranz⸗Certificat einer dem 
Verbande deutſcher Privat-Feuer⸗ 
verſicherungs-Geſellſchaften ange— 


Ab 
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hörenden Geſellſchaft. Die An- 
nahme von Policen oder von Aſſe— 
curanz⸗Certificaten anderer Geſell— 
ſchaften bleibt dem Ermeſſen des 
Directoriums vorbehalten. 

2. das Atteſt eines vereideten Chemikers 
über die Qualität (Rendement) des 
Zuckers, dem eine durch einen ver— 
eideten Probezieher vorgenommene 
Probenahme zu Grunde liegen muß. 
Von dieſem Atteſte kann abgeſehen 
werden, wenn die Preußiſche Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe in anderer 
Weiſe ſicher geſtellt iſt. 


B. Beendigung des Pfand beſitzes. 

1. Die Freigabe des Zuckers erfolgt auf An⸗ 
trag (bei einer Verpfändung im Fabriklager 
nach Formular D) durch entſprechende 
Benachrichtigung der Steuer-Behörde 
oder Aushändigung der Lagerſcheine in 
dem Umfange, als das Unterpfand zur 
eventuellen Deckung der Verbindlichkeiten 
des Verpfänders der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe gegenüber nichtmehr 
erforderlich iſt. 


e 
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2. Bei bevorſtehendem Aufhören des Steuer— 
verſchluſſes hat die Rückzahlung bezw. 
Sicherſtellung der gewährten Kredite ſofort 
zu erfolgen, worauf das Unterpfand frei— 
gegeben wird. Erfolgt die Rückzahlung 
oder Sicherſtellung auf Verlangen der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe nicht, ſo werden unverzüglich die 
nöthigen Vorkehrungen zur Sicherung 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe bezw. zum Verkaufe des Unter— 
pfandes getroffen werden. 


C. Amſaug und Art des Kredites. 

1. Im Allgemeinen wird Kredit bis zu 
66 % des laut Notiz der Magdeburger 
Börſe nach dem Rendement ſich ergeben— 
den Marktpreiſes, der aus dem Reichs— 
anzeiger zu erſehen iſt, gewährt. Es 
bleibt jedoch der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe unbenommen, die 
Notirungen einer anderen Börſe zu 
Grunde zu legen und die Berechnung 
der dort geltenden Uſance gemäß feſtzu— 
ſtellen. Wenn nach dem Atteſte der 
Steuerbehörde der Zucker noch für 
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andere Forderungen derſelben haftet, ſo 


ſind dieſe vor Ermittelung des Be— 
leihungswerthes in Abzug zu bringen. 
Iſt der verpfändete Zucker mit dem 
Anſpruche auf Gewährung von Ausfuhr— 
zuſchuß abgefertigt, ſo muß der hierfür 
erhobene Betrag von dem Werthe des 
Zuckers ebenfalls gekürzt oder der Tranſit— 
werth zu Grunde gelegt werden. 

. Die Gewährung der auf Grund der 
Hinterlegung von Werthpapieren, Zucker 
u. ſ. w. zur Verfügung geſtellten Kredite 
erfolgt im Wege des Wechſelverkehrs, 
indem die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe Drei-Monats-Accepte der 
Verpfänder bis zum Beleihungswerthe 
der Werthpapiere, des Zuckers u. ſ. w. 
zum jeweiligen offiziellen Zinsſatze der 
Reichsbank für Wechſel, alſo 1% unter 
dem Lombardzinsfuß der Reichsbank, 
diskontirt. 

Für alle mit dieſem Accept-Verkehr zu— 
ſammenhängenden Transaktionen eröffnet 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe dem Verpfänder neben dem „Depo— 
ſiten-Konto A“ ein beſonderes, proviſions— 


rr . 


3 


a — 


freies „Special-⸗Depoſiten-Konto A“. Auf 
dieſem Konto werden eingehende Summen 
bis zum Betrage der jeweils laufen— 
den Acceptverbindlichkeiten gutgeſchrieben 
und von der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchafts-Kaſſe zum jeweiligen offi⸗ 
ziellen Reichsbankzinsfuße für Wechſel, 
jedoch nie über dem Satze, zu dem die 
Accepte diskontirt worden ſind, verzinſt. 
Eingänge, die die Höhe der jeweils 
laufenden Acceptverbindlichkeiten über— 
ſteigen, werden auf Depoſiten-Konto A 
gutgeſchrieben bezw. übertragen und auf 
dieſem Konto entſprechend den für dieſes 
geltenden Bedingungen verzinſt. Ueber 
die auf „Special-Depoſiten-Konto A“ 
und auf „Depoſiten-Konto A“ ſtehenden 
Guthaben kann der Verpfänder ſolange 
und in dem Umfange, als ſie neben dem 
Unterpfande zur Deckung der Accept— 
verbindlichkeiten nicht erforderlich ſind, 
frei verfügen. 


D. Beſondere Veſtimmungen. 


Sämmtliche aus dieſem Verkehr ent— 


ſtehenden Unkoſten haben die Verpfänder 
14 
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zu tragen. Insbeſondere find für die Mit⸗ 
wirkung der Steuerbeamten bei Ein— 
räumung, Erhaltung und Wiederauf— 
hebung des Pfandbeſitzes gemäß Ver— 
fügung des Herrn Finanzminiſters in 
jedem einzelnen Falle ½ pro Tauſend 
Mark der Accept-Valuta an Gebühren 
zu vergüten. 

2. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe erklärt ſich bereit, die Aufbe— 
wahrung von Zuckerlagerſcheinen und 
gegen Zahlung der Valuta auf An— 
weiſung des Verpfänders deren Aus— 
händigung koſtenfrei zu übernehmen. 


Direktorium 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


Freiherr v. Huene. 
zur Megede. Dr. C. Seiligenftadt. 


Geleſen, genehmigt, unterſchrieben. 


Wohnort:: BE... 
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Zuckerlombard durch Vermittelung. 


„„ Alb. (Schuld- und Pfandſchein nebſt 
Mittheilung der Steuerbehörde.) 


Von der Preußiſchen Central-Genoſſen⸗ 


ein baares Darlehn von ........ erhalten, 
88 ſelbe nach den Bedingungen der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu 
verzinſen und ſpäteſtens innerhalb Jahresfriſt 
zurückzuzahlen hat. 

Zur Sicherheit dieſer Darlehnsſchuld d. 


S OU TÜRE 
pfänden wir und übertragen dem Königlichen 
8 ile zu bezw. den 


von dieſem zu bezeichnenden Beamten für die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu 
Berlin den Pfandbeſitz an dem nach anliegen— 
dem Zuckerbegleitſchein-Auszug ſowie der um— 
ſtehenden Erklärung unter Mitverſchluß des 
r ⸗Amtes zu 
in der Privatniederlage d 8 = 
1 dem Zuſchußlager dd 
lagernden inländiſchen Zucker im Werthe von 
— i., 

Ein Aſſekuranz⸗Certifikat den 
über die erfolgte Verſicherung des Zuckers 
gegen Feuersgefahr fügen wir bei. 

(Unterſchrift des Pfandbeſtellers.) 

An die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zu Berlin. 


14* 


— 210 — 


Das unterzeichnete Königliche 
Amt erklärt hiermit, den in vorſeitigem 
Schuld- und Pfandſchein erwähnten Zucker 
durch die hierzu ermächtigten Beamten der 
Königlichen Steuer-Verwaltung unter An— 


bringung von Pfandtafel, und Ver⸗ 
merkung der Verpfändung im Niederlage⸗ 
Regiſter Konto .............. Blank rn... 


für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe zu Berlin in Pfandbeſitz genommen zu 
haben, ohne deren Genehmigung davon nichts 
an Andere verabfolgt werden darf. 

Auf dieſen Zucker ſind x Ausfuhr⸗ 
zuſchuß gewährt worden. 

Eine Verpfändung des Zuckers an die 
Steuerbehörde für andere Forderungen der— 
ſelben iſt nicht erfolgt. 


Köriglichess Amt. 
Abfertigungsſtelle 


(Dienſtſtempel, 
Unterſchrift.) 


„ 
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B. (Bewilligung des Darlehns.) 
Preußiſche Central⸗Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
zu Berlin (N. W. 7, Dorotheenſtr. 42). 
tichsbank Giro-Conto. 78 


Fernſprech-Anſ chluß 
Ant L. Rr. 166. Berlin N. W. 7, den 189 


Telegramm-Adreſſe: 
Preußenkaſſe Berlin. 


vom P 148 haben wir 
Ihnen einen Kredit zwecks Discontirung von 
V . 
in der von uns feſtgeſetzten Form bis zum 
Höchſtbetrage 
VE 

eingeräumt. 

Der Ihnen im Ganzen zu dieſem Zwecke 
eingeräumte Kredit beträgt nunmehr 


Preußiſche Central Genoſſenſchafts Kaſſe. 
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C. (Benachrichtigung der Steuerbehörde vom Abſchluß 


des Pfandvertrages, bezw. Ablehnung des Geſuchs.) 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
zu Berlin (N. W. 7, Dorotheenſtr. 42). 
Reichsbonß Giro-Conto. Eu” 
Fernſprech-Anſchluß 


N Berlin N. W. 7, den 189 
Telegramm-Adreſſe: 
Preußenkaſſe Berlin. 
r 
An 
das Künigli che Amt 
zu 
Dem Königliches Amte zu 
A theilen wir ergebenſt mit, 
daß wir de . 
3 - . wegen de 
3 a auf den in Wohldeſſelben Pfand⸗ 


gewahrſam für uns übernommenen, in der 
dortſeitigen Beſcheinigung vonn» 
näher bezeichneten Zucker ein Wechſel-Darlehn 
im Betrage von 


gewährt haben. 


Preußiſche Central Henoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


C De ee ee Br ki 


W NA — DL 7 
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D. (Antrag auf Freigabe von Zucker.) 


P ERBE BER, © 0.0. BR: 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 


zu 
Berlin 


erfuchen wir ergebenſt, von dem Wohlderſelben 
von uns mit dem Pfandſchein Nr.. vom 
1 18. verpfändeten, im 
Pfandgewahrſam des Königlichen Amts 
ET lagernden Zucker (Konto 
ae... rin. des Niederlage: 
Regiſter ) 2 Kilogramm 
, ² u — 


freigeben zu wollen. 


(Unterſchrift (Unterſchrift 
des Pfandbeſtellers.) des Darlehnsempfängers.) 


mit dem ergebenen Bemerken überſandt, daß 
wir den vorſtehenden Antrag genehmigt haben 
und das oben genannte Quantum freigeben. 


Berlin, den — n 18 


Preußiſche Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe. 


N 


E. (Benachrichtigung von der Ver: 


minderung des Unterpfandes.) 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 


Kaſſe benachrichtigen wir ergebenſt, daß in 


Folge der Freigabe-Erklärung vonn 
von dem auf Konto Mao 3 
des Niederlage-Regiſters vermerkten und ver— 
pfändeten Zucker — l S, Kilo⸗ 
gramm netto an Herrn 
Dia Al herausgegeben jind. 
Königliches 7 Zee Amt. 
= —— ©... 
8 
An 


die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 


in 
Berlin N. W. 7. 
Dorotheenſtr. 42. 


r A u a Fe 
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E. (Aufhören des ſteueramtlichen Mitverſchluſſes.) 


Der Preußiſchen Central⸗Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
in 
Verlin 
theilen wir ergebenſt mit, daß der ſteueramt— 


liche Mitverſchluß des in unſerem Pfand— 
gewahrſam befindlichen, von Herr 


N Wohlderſelben verpfändeten 
und auf Konto N BEL 22, 
des Niederlage-Regiſters verzeichneten Zuckers 
A aufhören wird. Den 


Pfandbeſitz werden wir ſo lange fortſetzen, bis 
Wohldieſelbe das Pfand freigiebt oder ſelbſt 


übernimmt. 
es — Amt. 
ee 
— 
5 
8 
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Spiritus⸗Lombard. 


Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 
CAD 
Berlin, im März 1897. 


Ergänzung der allgemeinen Bedingungen 
für die 
Yaufende Rechnung rückſichtlich des Waaren Lombard. 

Verkehres der Preußiſchen Ceutral-Genoſſenſchafts⸗-Kaſſe. 

In Ergänzung der allgemeinen von der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe für 
die Laufende Rechnung feſtgeſetzten Bedingungen 
werden für den Waaren-Lombard-Verkehr nach⸗ 
ſtehende Zuſatzbeſtimmungen erlaſſen. 


I. (Vergl. Allgemeine Bedingungen für die 
Taufende Rechnung.) 

Die allgemeinen Bedingungen behalten auch 
für den Waaren-Lombard-Verkehr, ſoweit nach— 
ſtehend Abänderungen nicht getroffen werden, 
ihre Gültigkeit. 

II. (Zuſatz zu den allgemeinen Bedingungen.) 

Unabhängig von der Höhe der jeweils 
laufenden Wechſelverbindlichkeiten kauft die 


DDP ee eee eee eee eee eee ee e e eee e ee eee 
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Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe Steuer— 
vergütungs⸗Anerkenntniſſe an. An Zinſen werden 
hierbei bis zum Verfalltage / % über dem am 
Tage des Ankaufes an der Berliner Börſe notirten 
Privatdiskonte, jedoch nicht unter 2½ %, be— 
rechnet. Sobald ſich der Privatdiskont zuzüg— 
lich ½ % höher ſtellen würde als der offizielle 
Zinsfuß der Reichsbank für Wechſel, ſo erfolgt 
die Abrechnung zum offiziellen Wechſelzinsfuße 
der Reichsbank. 5 
A. Aebertragung des Pfandbeſihes an dem 
zu hinterlegenden Spiritus. 

1. Nachdem der Herr Finanzminiſter die 
Genehmigung zur Mitwirkung der Organe der 
Verwaltung der indirekten Steuern bei der Ueber— 
tragung des Pfandbeſitzes an Spiritus ertheilt 
hat, kann der in den Privatlägern der Pro— 
duzenten ruhende Spiritus von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe direkt an Ort und 
Stelle in Pfandbeſitz genommen werden. 

a) Zu dieſem Zwecke iſt ein Schuld- und 
Pfandſchein mit Pfandbeſitzerklärung der 
Steuerbehörde einzureichen. Dieſen Ur— 
kunden ſind beizufügen: 

1. ein Auszug aus dem Begleitſchein I; 
2. Aſſekuranz⸗Certifikat; Brolongations- 
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ſcheine der Feuer-Verſicherungen ſind 
ſtets rechtzeitig vor Ablauf der Ver— 
ſicherungen einzureichen; 
3. das Atteſt über die Qualität (Rende— 
ment) des zu verpfändenden Spiritus, 
da der Begleitſchein keinen oder nicht 
genügenden Anhalt hierfür bietet. 
Von dieſem Atteſte kann auf Grund 
näherer Vereinbarungen abgeſehen 
werden. 

b) Der Schlüſſel des Verpfänders hat in 
den Händen der Steuerbehörde zu bleiben, 
die zum Zeichen der Verpfändung Pfand— 
tafeln anbringen wird, die vom Ver— 
pfänder zu beſchaffen ſind und den von 
der Reichsbank den Steuerbehörden im 
Jahre 1887 gelieferten Muſtern ent— 
ſprechen müſſen. 


B. Beendigung des Pfandbeſitzes. 
1. Die Freigabe des Spiritus erfolgt auf 
Antrag (bei einer Verpfändung im 
„9 , Fabriklager nach Formular E) durch ent- 
SE ſprechende Benachrichtigung der Steuer— 
7 behörde oder Aushändigung der Lager— 
ſcheine in dem Umfange, als das Unter— 
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pfand zur eventuellen Deckung der Ver— 
bindlichkeiten des Verpfänders der Preußi— 
ſchen Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe gegen— 
über nicht mehr erforderlich iſt. 

2. Bei bevorſtehendem Aufhören des Steuer— 
verſchluſſes hat die Rückzahlung bezw. 
Sicherſtellung der gewährten Kredite ſofort 
zu erfolgen, worauf das Unterpfand frei— 
gegeben wird. Erfolgt die Rückzahlung 
oder Sicherſtellung auf Verlangen der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe nicht, ſo werden unverzüglich die 
nöthigen Vorkehrungen zur Sicherung 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe bezw. zum Verkaufe des Unter— 
pfandes getroffen werden. 


C. Amfang und Art des Kredites. 

1. Im Allgemeinen wird Kredit bis zu 
66 ß des laut Börſen-Notiz ſich er— 
gebenden Marktpreiſes, der aus dem 
Reichsanzeiger zu erſehen iſt, gewährt. 
Es bleibt jedoch der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe unbenommen, die 
Notirungen einer beliebigen Börſe oder 
einen anderen Marktpreis zu Grunde zu 


N 
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legen und die Berechnung der dort 

geltenden Uſance gemäß feſtzuſtellen. 
Wenn nach dem Atteſte der Steuer— 
behörde der Spiritus noch für andere 
Forderungen derſelben haftet, ſo ſind 
dieſe vor Ermittelung des Beleihungs— 
werthes in Abzug zu bringen. 


. Die Gewährung der auf Grund der 


Hinterlegung von Werthpapieren, Spiritus 
u. ſ. w. zur Verfügung geſtellten Kredite 
erfolgt im Wege des Wechſelverkehrs, 
indem die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe Drei-Monats-Accepte der 
Verpfänder bis zum Beleihungswerthe 
der Werthpapiere, des Spiritus u. ſ. w. 
zum jeweiligen offiziellen Zinsſatze der 
Reichsbank für Wechſel, alſo 1% unter 
dem Lombardzinsfuß der Reichsbank, 
diskontirt. Die Accepte können auf 
Wunſch bei der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe domizilirt werden. 
Für alle mit dieſem Accept-Verkehr zu— 
ſammenhängenden Transaktionen er— 
öffnet die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe dem Verpfänder neben dem 
„Depoſiten-Konto A“ ein beſonderes, 
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proviſionsfreies „Special-Depoſiten— 
Konto A“. Auf dieſem Konto werden 
eingehende Summen bis zum Betrage 
der jeweils laufenden Acceptverbindlich— 
keiten gutgeſchrieben und von der 
Preußiſchen Central = Genojjenjchafts- 
Kaſſe zum jeweiligen offiziellen Reichs- 
bankzinsfuße für Wechſel, jedoch nie über 
dem Satze, zu dem die Accepte diskontirt 
worden ſind, verzinſt. Eingänge, die die 
Höhe der jeweils laufenden Acceptver— 
bindlichkeiten überſteigen, werden auf 
Depoſiten-Konto A gutgeſchrieben bezw. 
übertragen und auf dieſem Konto ent— 
ſprechend den für dieſes geltenden 
Bedingungen verzinſt. Ueber die auf 
„Special-Depoſiten-Konto A“ und auf 
„Depoſiten-Konto A“ ſtehenden Guthaben 
kann der Verpfänder ſolange und in dem 
Umfange, als ſie neben dem Unterpfande 
zur Deckung der Acceptverbindlichkeiten 
nicht erforderlich ſind, frei verfügen. 


D. Beſondere Veſtimmungen. 
. Sämmtlihe aus dieſem Verkehr ent— 
ſtehenden Unkoſten haben die Verpfänder 


a 


zu tragen. Insbeſondere find für die 
Mitwirfung der Steuerbeamten bei Ein- 
räumung, Erhaltung und Wiederauf— 
hebung des Pfandbeſitzes gemäß Ver— 
fügung des Herrn Finanzminiſters in 
jedem einzelnen Falle ½ pro Tauſend 
Mark der Accept-Valuta an Gebühren 
zu vergüten. 

2. Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe erklärt ſich bereit, die Aufbe— 
wahrung von Spirituslagerſcheinen und 
gegen Zahlung der Valuta auf An— 
weiſung des Verpfänders deren Aus— 
händigung koſtenfrei zu übernehmen. 


Direktorium 
der Preußischen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 
Freiherr von Huene. 


zur Megede. Dr. C. Heiligenſtadt. 


Geleſen, genehmigt, unterſchrieben. 


Wohnort:: 


— N 


Spiritns-Combard. 
Lfd. Nr. A. (Schuld- und Pfandſchein.) 


Von der Preußiſchen Central-Genoſſen— 
ſchafts⸗Kaſſe zu Berlin hat din 
1 rr ee 
Darlehn von ck erhalten, das dieſelbe 
nach den Bedingungen der Preußiſchen Central— 
Genoſſenſchafts-Kaſſe zu verzinſen und ſpäteſtens 
innerhalb Jahresfriſt zurückzuzahlen hat. 

Zur Sicherheit dieſer Darlehnsſchuld der 


— 2 22... FEE 
verpfänden wir und übertragen dem König— 
AA . il. 


bezw. den von dieſem zu bezeichnenden Beamten 
für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe zu Berlin den Pfandbeſitz an dem nach 
umſtehender Beſcheinigung des Königlichen 
r iuuter 
deſſen Mitverſchluß (Lagerort und Lagerraum) 


lagernden verbrauchsabgabepflichtigen inländi— 
ſchen Branntwein ſowie an allem, demſelben 
in dem gleichen Verhältniß etwa noch hinzu— 
tretenden Branntwein. 

Ein Aſſekuranz⸗Certifikat dee 
A dier dee 
folgte Verſicherung des Branntweins gegen 
Feuersgefahr fügen wir bei. 

. 1 
des Pfandbeſtellers.) 

An 

die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin N. 8. 7. 
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Das unterzeichnete Königliche f 
Amt beſcheinigt hiermit, daß laut Konto 


. des Niederlage-Regiſters unter ſeinem 
Mitverſchluß auf den Namen d.. 
2 Jun. 


. mit Buchſtabenn 


Literprozente verbrauchsabgabepflichtigen, in— 
ländiſchen Branntweins lagert. An Verbrauchs⸗ 
abgabe haften auf demſelben 0... M und an 
Zuſchlag 0, . M für das Liter reinen Alko- 
hols. Eine Verpfändung dieſes Branntweins 
an die Steuerbehörde für dieſer zuſtehende 
Forderungen iſt nicht erfolgt. 

Dieſer Branntwein iſt durch die hierzu er— 
mächtigten Beamten der Königlichen Steuer- 
Verwaltung mittelſt Uebernahme des dem 
Verpfänder gehörenden Schlüſſels zum Lager: 
raume, ſowie durch Anbringung einer Bfand- 
tafel für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe zu Berlin in Pfandbeſitz genommen 
worden. 


Körtigliches „Aut. 


(Dienſtſtempel.) (Unterſchriften.) 


= Bo, 
B. (Bewilligung des Darlehns.) 


Preußiſche Central-⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin (N. W. 7, Dorotheenſtr. 42). 


ut 5 


Beichsbank Giru-Conto. 
Fernſprech-Anſchluß 


re Berlin N. W. 7, den 189 
Telegramm. Adreſſe: 
Preußenkaſſe Berlin. 
1 
An 
A 
Auf Grund des Pfandſcheins der 
p A 1 


haben wir Ihnen einen Kredit zwecks Dis— 
WMeecepten der 
. in der von uns feſtgeſetzten 
Form bis zum Höchſtbetrage 


eingeräumt. 
Der Ihnen im Ganzen zu dieſem Zwecke 
eingeräumte Kredit beträgt nunmehr 


Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


15* 


en 
©. (Benachrichtigung der Steuerbehörde vom Abſchluß 
des Pfandvertrages, bezw. Ablehnung des Geſuchs.) 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 


zu Berlin (N. W. 7, Dorotheenſtr. 42). 


I 
Reichsbank Gira-Cunto. 
Fernſprech-Anſchluß 
9 Berlin N. W. 7, den 189 
Telegramm-Adreſſe: 
Preußenkaſſe Berlin. 
J.⸗Nr. ER 
An 
das Königliche Amt 
zu 
Dem Königlichen Amte 
MuM ͤͤ theilen wir ergebenſt mit, daß 
wir de 8 
E wegen e 
RRE auf den in Wohldesſelben 


Pfandgewahrſam für uns übernommenen, in 
der dortſeitigen Beſcheinigung von 
näher bezeichneten Branntwein ein Wechſel— 
Darlehn im Betrage von 


gewährt haben. 


Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe. 
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D. (Verſtärkung des Unterpfandes.) 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
zu Berlin 


benachrichtigen wir hiermit, daß auf den in 
unſerem Pfandgewahrſam befindlichen, von 


J F 
Wohlderſelben auf Pfandſchein Nr. vom 
ER ten 18... verpfändeten Brannt- 
c „ mit Buchſtaben 
V Literprozente, 
auf welchen eine Verbrauchsabgabe von 
BEN... M und ein Zujchlag von 0, M. 


für das Liter reinen Alkohols haftet, in Zu⸗ 
gang angeſchrieben ſind. Wir haben dieſen 
Branntwein in gleicher Weiſe, wie den früheren, 
für die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe zu Berlin in Pfandbeſitz übernommen. 
Es ſind ſonach Wohlderſelben gegenwärtig 
1 Literprozente verpfändet. Auch hin— 
ſichtlich der in Zugang angeſchriebenen Brannt— 
weinmenge iſt eine Verpfändung an die Steuer- 
behörde für dieſer zuſtehende Forderungen 
nicht erfolgt. 


ess „Amt. 


(Dienſtſtempel.) 
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E. (Antrag auf Freigabe von Branntwein.) 


Die Preußiſche Central-Geuoſſenſchafts⸗Kaſſe 
zu Berlin 


Erſurhe fd El ergebenſt, von dem Wohl— 
Derjelben von... nn mit Pfand⸗ 
ſchein M.. vom — den 1 1 GE 18... 

verpfändeten, im Pfandgewahrſam des Königl. 
in Amts zu 8 
lichen, auß Se W 


Literprozente, freigeben zu wollen. 


1. (Unterſchrift 2. (Unterſchrift 
des Pfandbeſtellers.) des Darlehnsempfängers.) 


8 mit dem ergebenen Bemerken überſandt, daß 
SI wir den vorjtehenden Antrag genehmigt haben 
und die obige Menge Branntwein freigeben. 


Berlin, den ben 18 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. 


Fe 


F. (Benachrichtigung von der Verminderung 
des Unterpfandes.) 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
zu Berlin 


benachrichtigen wir ergebenſt, daß infolge der 
Freigabe-Erklärung vom — „ 185; 
von dem auf Pfandſchein X U ten 
3 18... verpfändeten Branntwein 
ä 00 ĩ˙7%—ͤv . 
B77 ELITE EHE 
herausgegeben ſind. Es bleiben ſonach Wohl— 
% Literprozente ver— 
pfändet. 


—AA. — — Ant. 


(Dienſtſtempel.) 
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G. (Aufhören des ſteueramtlichen Mitverſchluſſes.) 


Der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 
zu 
Verlin 


theilen wir ergebenſt mit, daß der jteueramt- 
liche Mitverſchluß des in unſerem Pfand- 
gewahrſam befindlichen, von fF P U 
I ee. Wohlderſelben laut Pfand— 
ſchein Nr. vom 3 8 
verpfändeten Branntweins am ten 3 
aufhören wird. Den Pfandbeſitz werden wir 
ſo lange fortſetzen, bis Wohldieſelbe das Pfand 
freigiebt oder ſelbſt übernimmt. 


Königliches Amt. 


(Dienſtſtempel.) 
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Beleihung von Anweiſungen 
auf Branntweinſteuer⸗Berechtigungsſcheine. 


Abdruck. 


der Finanz-Niniſter. Berlin, den 8. Juli 1898. 
J. Nr. ul. 9846 

Don den in mehreren Provinzen gebildeten 
Spiritus⸗Verwerthungs-Genoſſenſchaften wird 
beabſichtigt, ihren Mitgliedern zwecks Be— 
ſtreitung der Brennerei-Wirthſchaftskoſten einen 
Kredit zu gewähren, zu deſſen Sicherſtellung 
die Schuldner der Gläubigerin das Recht auf 
die ihnen bei der Abfertigung des Kontingents— 
branntweins zuſtehenden Branntweinſteuer— 
Berechtigungsſcheine im Wege der Anweiſung 

(S 251 fg. I. 16 A. L. R.) übereignen ſollen. 
Brennereibeſitzer, welche von der Genoſſen— 
ſchaft einen Kredit erlangen wollen, werden 
derſelben hiernach den Auftrag ertheilen, die 
ihnen demnächſt zuſtehenden Branntweinſteuer— 
Berechtigungsſcheine für eigene Rechnung in 
Empfang zu nehmen. Bei der Mittheilung von 


ll 
dieſer Anweiſung an das Haupt-& ⸗Ant 


haben die Brennereibeſitzer ſich unwiderruflich 
zu verpflichten, die geſammte Jahresproduktion 
an Branntwein zum höheren Steuerſatze ab— 
fertigen zu laſſen. 

Es beſteht kein Bedenken, die Steuer— 
behörden bei dieſem Verfahren mitwirken zu 


Be © 


laſſen. Sobald das Hauptamt von einem 
Brennereibeſitzer von der erfolgten Anweiſung 
in Kenntniß geſetzt wird, iſt die Anweiſung 
in einem an die betreffende Genoſſenſchaft zu 
richtenden Schreiben anzunehmen. 

Für den Antrag des Brennereibeſitzers ſowie 
für die Annahme der Anweiſung ſind folgende 
Muſter anzuwenden: 


ER 

Ich beantrage hiermit unter Verzicht auf 
Widerruf dieſes Antrages, den geſammten in 
meiner Brennerei nu in dem 
Betriebsjahre 18) —herzuſtellenden Brannt- 
wein zu dem Steuerſatze von 0,70 M für das 
Liter reinen Alkohols abzufertigen und auf mein 
Kontingent von ——— Ur. A. anzurechnen. 

Zugleich benachrichtige ich das Königliche 


Zoll a 
Haupt⸗Steuer Amt zu „daß ich 


SSG Genoſſenſchaft d 
angewieſen habe, die bei der Abfertigung des 
Branntweins zu ertheilenden Branntweinſteuer— 
Berechtigungsſcheine für ihre eigene Rechnung 
in Empfang zu nehmen. Ich beantrage daher 
weiter, dieſe Berechtigungsſcheine in dem ge— 
nannten Betriebsjahre der obigen Genoſſenſchaft 
oder ihren Rechtsnachfolgern zu übereignen. 


(Ort und Datum) 
(Unterſchrift) 
Brennereibeſitzer. 


— 


II. 
— Genoſſenſchaft 
theilen wir mit, daß Herr Brennereibeſitzer 
3 eden 


unwiderruflichen ag geſtellt hat, den ge— 
ſammten in feiner Brennerei zu ——— 
in dem Betriebsjahre 18—/— herzuſtellenden 
Branntwein zu dem Steuerſatze von 0,70 M. 
abzufertigen und auf ſein Kontingent von 
8 Liter reinen Alkohols anzurechnen. 


J hat uns zugleich be— 
nachrichtigt, daß er Sie angewieſen habe, die 
bei der Abfertigung des Branntweins zu er— 
theilenden Branntweinſteuer-Berechtigungs— 
ſcheine für Ihre eigene Rechnung in Empfang 
zu nehmen, und er hat weiter beantragt, dieſe 
Berechtigungsſcheine in dem genannten Be— 
triebsjahre Ihnen oder Ihren Rechts⸗ 
nachfolgern zu übereignen. 

Dieſe Anweiſung nehmen wir hierdurch an. 


(Ort und Datum.) 


U 
Königliches Baupf- Sieur Amt. 
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Die Haupt-Aemter und Unterſtellen ſind 
hiernach mit der erforderlichen Anweiſung zu 
verſehen, auch iſt, um Verſehen bei der Aus⸗ 
händigung der Branntweinſteuer-Berechtigungs⸗ 
ſcheine zu vermeiden, beſondere Anordnung zu 
treffen, daß ſchon bei der Ausfertigung der 
Scheine geprüft werde, an wen dieſelben auszu⸗ 
händigen ſind. 


In Vertretung: 


gez. Meinecke. 


An die Herren Provinzial-Steuer-Direktoren in 
Königsberg, Danzig, Poſen, Stettin, Berlin, 
Breslau und Magdeburg. 
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Berlin, den 8. Juli 1898. 


Abſchrift zur Kenntniß. 


In Vertretung: 
gez. Meinecke. 


An die übrigen Herren Provinzial-Steuer-Direktoren, 
den Herrn General-Direktor des Thüringiſchen 
Zoll- und Steuervereins in Erfurt und die König— 
liche Regierung in Sigmaringen. 


Berlin, den 8. Juli 1898. 


Abſchrift laſſe ich Ihnen auf den Bericht 
vom 25. v. Mts. I. 1118 zur Kenntniß mit 
dem Erſuchen zugehen, die Weſtpreußiſche 
Spiritus⸗Verwerthungs⸗Genoſſenſchaft auf die 
anbei zurückfolgende Eingabe vom 19. v. Mts. 
mit dem erforderlichen Beſcheide zu verſehen. 


In Vertretung: 
gez. Meinecke. 


An den Herrn Präſidenten der Preußiſchen Gentral- 
Genoſſenſchafts-Kaſſe hier. 
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Direktorium Berlin, 
der den 15. Juli 1898. 
Preußiſchen 
Central Genoſſenſchafts Kaſſe. — 


Indem wir von vorſtehender Verfügung 
und den Anlagen Kenntniß geben, erſuchen wir, 
wo unſer Kredit in Anſpruch genommen werden 
ſoll, folgende Erklärung unter das der Genoſſen— 
ſchaft zugehende Schreiben des Königlichen 

Zoll 


Haupt⸗Steuer Amts (Formular II) zu ſetzen: 


„Den uns aus vorſtehender ange— 
nommener Anweiſung zuſtehenden Anſpruch 
auf Uebereignung der Branntweinſteuer— 
Berechtigungsſcheine treten wir hiermit an 
die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
in Berlin ab. 


(Ort, Datum, Unterſchrift der Genoſſenſchaft).“ 


Das ſo vervollſtändigte Schriftſtück würde 
uns dann zuzuſenden ſein. 


Direktorium 
der Preußiſchen Central-Henoſſenſchafts Kaſſe. 


Freiherr von Huene. zur Megede. 


a —_ 


Direktorium 
der Berlin, 
Preußiſchen im Mai 1898. 


Central Genoſſenſchafts Kaſſe. 


In der Anlage überſenden wir die nach 
einer Konferenz mit Kommiſſaren des Herrn 
Finanzminiſters und der Herren Miniſter für 
Landwirthſchaft und für Handel entworfenen 
„Beſonderen Beſtimmungen behufs Förderung 
des Geſchäftsbetriebes von Kornhausgenoſſen— 
ſchaften“ mit dem Erſuchen, etwaige Bedenken. 
dagegen baldgefälligſt mitzutheilen. 

Die Beſtimmungen gehen von der Anſicht 
aus, daß eine direkte Lombardirung des Ge— 
treides ſeitens der Preußiſchen Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe zur Zeit nicht durchführbar iſt, ohne 
den Geſchäftsbetrieb der Kornhäuſer in einer 
Weiſe zu hemmen, daß dieſelben nicht befähigt 
ſein würden, ihre Aufgabe in ſachgemäßer Weiſe 
zu löſen. Andererſeits aber muß die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe darauf halten, daß 
ihr eine abſolute Sicherheit für die dargeliehenen 
Gelder geboten wird; daher die verlangten Unter— 
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lagen für den Wechſelkredit. Dieſe Unterlagen 
ermöglichen es auch zur weſentlichen Erleichterung 
des Wechſelkredits im einzelnen Falle von einer 
Prüfung der Bonität der Acceptanten der Ge— 
ſchäftswechſel abzuſehen. 

Die Sicherheit der Unterlagen und die ver— 
langte Kontrolle des Geſchäftsbetriebes wird es 
aber auch nach den mit der Reichsbank geführten 
Verhandlungen ermöglichen, daß dieſe für dieſes 
Geſchäft einen beſonderen Wechſelkredit eröffnet 
und dadurch die Preußiſche Central-Genoſſen— 
ſchafts-Kaſſe befähigt, den Anforderungen der 
Kornhausgenoſſenſchaften in vollem Umfange 
gerecht zu werden, ohne dadurch die ſonſtigen 
Kredit-Anſprüche zu benachtheiligen. 

Durch den Hinzutritt des Haftſummen— 
Kredits mit den Vorzugsbedingungen hinſicht— 
lich der Zinſen wird ſich ein mäßiger Durch— 
ſchnittszinsfuß herausſtellen. 


Direktorium 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe. 


Freiherr v. Huene. 
zur Megede. Dr. C. Heiligenſtadt. 


| 
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er Mai 
Berlin, Seßtemder 1898. 


Beſondere Beſtimmungen 
behufs 
Förderung des Geſchäftsbetriebes 
von 
Kornhausgenoſſenſchaften. 


Die Preußiſche Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe verkehrt (in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 31. Juli 1895 § 2 Nr. 1) nicht 
unmittelbar mit den einzelnen Kornhaus— 
genoſſenſchaften, ſondern nur mit den Ver— 
einigungen von Genoſſenſchaften (Verbands— 
kaſſen), welchen ſich dieſelben angeſchloſſen 
haben. 

Der Haftſummenkredit, um welchen ſich 
der Kredit einer Verbandskaſſe durch den 
Zutritt einer Kornhausgenoſſenſchaft erhöht, 
wird nach den allgemeinen Be— 
ſtimmungen für den Geſchäftsverkehr 
mit Verbandskaſſen feſtgeſtellt, das 
Gleiche gilt, wenn eine neue Verbandskaſſe 


%% 
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unter Betheiligung von Kornhausgenoſſen— 

ſchaften gebildet wird. 

3. Neben dem Haftſummenkredit wird den 
Verbandskaſſen zur Unterſtützung der Korn— 
hausgenoſſenſchaften ein Kredit auf Grund 
von Specialſicherheit gewährt gegen die 
ausdrückliche Erklärung, 

a. von der Verbandskaſſe: daß der 
Kredit ausſchließlich für die Betriebe der 
betreffenden Kornhausgenoſſenſchaft Ver— 
wendung finden wird, und 

b. von Seiten der Kornhausgenoſſen— 
ſchaft: daß der Kredit ausſchließlich 
dazu verwandt wird, Vorſchüſſe auf bei 
ihr gelagertes Getreide zu geben. 

4. Die Specialſicherheit kann beſtehen in Werth⸗ 
papieren, Bürgſchaftsſcheinen oder in Depot⸗ 
wechſeln. Die Depotwechſel (Solawechſel 
auf 10 Jahre) ſind von der Kornhaus— 
genoſſenſchaft auszuſtellen und von Per- 
ſonen zu giriren, deren Vermögen zuſammen 
nachweislich mindeſtens das Zehnfache des 
Wechſelbetrages, einſchließlich der bei Ge— 
noſſenſchaften übernommenen Haftſummen, 
erreicht; zuletzt iſt noch das Giro der Ver- 
bandskaſſe (Hauptgenoſſenſchaft u. ſ. w.) 


* 


. 


1 
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1 


hinzuzufügen. Muſter werden auf Wunſch 
mitgetheilt. Erfolgt die Girirung der 
Depotwechſel durch ſämmtliche Mitglieder 
des Vorſtandes und Aufſichtsrathes der 
Kornhausgenoſſenſchaft, welche Perſonen 
damit ausdrücklich eine beſondere Haftung 
übernehmen, ſo iſt es nicht erforderlich, 
daß das Vermögen der Unterſchreibenden 
das Zehnfache der Wechſelſummen ein— 
ſchließlich der bei Genoſſenſchaften über— 
nommenen Haftſummen erreicht, vielmehr 
genügt es in ſolchen Fällen, daß die 
Wechſelſumme einſchließlich der bei Ge— 
noſſenſchaften übernommenen Haftſummen 
einen angemeſſenen Betrag des Vermögens 
nicht überſchreitet. Die Kreditgrundſätze 
der Reichsbank werden bei dieſer Berechnung 
im Allgemeinen zu Grunde gelegt werden. 
Die behördliche Beſcheinigung iſt, wo 
erforderlich, nach Maßgabe der Erxlaſſe 
des Herrn Finanzminiſters vom 15. 6. 1897 
II. 6320 ’ 
1 7606 und 7.7.1897 11.7390 einzuholen. 
Die Höhe des Depotwechſels darf / 


des nach Durchſchnittsſätzen berechneten 


Werthes des Getreides, deſſen gleichzeitige 


16 
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Unterbringung im Kornhauſe möglich iſt, 
nicht überſteigen. 

Für die Unterzeichneten eines Bürg— 
ſchaftsſcheines und für die Höhe des letzteren 
gelten dieſelben Bedingungen. 

5. Auf Grund dieſer Specialſicherheiten wird 
den Verbandskaſſen ein Wechſelkredit 
eröffnet. Die Wechſel — Drei-Monats⸗ 
wechſel — ſind auszuſtellen von der Ver— 
bandskaſſe, zu acceptiren von derjenigen 
Kornhausgenoſſenſchaft, zu deren Betrieb 
der Betrag Verwendung finden ſoll. Der 
Verbandskaſſe wird ein beſonderes Konto 
errichtet, auf welchem die Wechſel nach den 
acceptirenden Kornhäuſern getrennt gebucht 
werden. Auf dieſem Konto werden ein— 
gehende Summen bis zum Betrage der 
jeweils laufenden Acceptverbindlichkeiten 
gutgeſchrieben und von der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe zum je— 
weiligen offiziellen Reichsbankzins— 
fuße für Wechſel, jedoch nie über dem 
Satze, zu dem die Accepte diskontirt 
worden ſind, verzinſt. 

Das Verfahren iſt im Uebrigen wie bei 
der laufenden Rechnung. Zahlungen 
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unſererſeits erfolgen nur auf Anweiſung der 
Verbandskaſſe bezw. durch Diskontirung der 
Wechſel, Rückzahlungen ſind an uns direkt 
von den Einzelgenoſſenſchaften zu leiſten. 


Um die Ausführung der Beſtimmung unter 


Nr. 3b nachzuweiſen, hat die Verbandskaſſe 
am 1. und 15. jedes Monats an die 
Preußiſche Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe 
eine Mittheilung einzuſenden, aus welcher 
der höchſte Stand und der niedrigſte Stand 
an gewährten Vorſchüſſen auf Getreide 
und der Stand an gelagertem Getreide 
an den entſprechenden Tagen, letzteres 
nach Maſſe und Werth, erſichtlich iſt. 


Wenn auch die Vorſchüſſe auf Getreide 


(Lombardirung) durch die Verbandskaſſen 
erfolgen und auch dieſe nach den Accep— 
tanten und den Giranten des Depotwechſels 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe für die von dieſer gewährten Darlehne 
haften, ſo iſt doch das indirekte Intereſſe 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts— 
Kaſſe an der Entwickelung dieſes Geſchäfts— 
zweiges ein ſolches, daß eine genaue 
Kenntniß deſſelben erwünſcht iſt. Es ſind 
daher die für den Betrieb — Lombard— 
16* 
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verkehr — entworfenen Geſchäftsordnungen 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts 
Kaſſe vorzulegen. Dieſe Geſchäftsordnungen 1 
müſſen insbeſondere auch Beſtimmungen ; 
über die Rückzahlungen an die Preußiſche 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe enthalten. 
Etwaige Bedenken wird dieſelbe mittheilen 
und iſt berechtigt, wenn dieſe Bedenken 
nach ihrer Anſicht erheblich ſind und nicht 
behoben werden, den Geſchäftsverkehr zu 
kündigen. Außerdem wird der Preußiſchen 
Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe das Recht 
eingeräumt, ſich jederzeit an Ort und Stelle 
durch ein Direktionsmitglied oder durch 
eine mit Legitimation verſehene Perſönlich— 
keit von der Innehaltung der Geſchäfts— 
ordnung im Betriebe zu überzeugen. Das 
vorſtehend gewahrte Kündigungsrecht ſteht 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗ 
Kaſſe auch zu, ſobald dabei erhebliche Mängel 
in der Verwaltung vorgefunden werden. 


Direktorium 
der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗ Kaſſe. 


Freiherr von Huene. 
zur Megede. Dr. C. Heiligenſtadt. 
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noſſenſchafts⸗Kaſſe aus dieſem Rechtsverhältniß an 
ee PWW 
1 „ſowohl wegen der bereits 
gewährten, als der noch zu gewährenden Kredit— 
beträge verbürgen ſich die unterzeichneten Genoſſen 
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